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Einleitung

Die Diskussion um den deutschen Liberalismus ist seit längerem 
weitgehend verstummt*. Lothar Galls große Darstellung des „Libera­
lismus als regierende Partei in Baden" (1968) bildet eher eine Aus­
nahme als ein Indiz dafür, daß sich das Interesse der Historiker wie­
der stärker dem Liberalismusproblem zuwenden würde1 2 3. Dieses Des­
interesse gilt insbesondere für die Entwicklung des Liberalismus bis 
zur Reichsgründung — eine Zeit, in der dieser große und folgenreiche 
Wandlungen erfuhr. Die Epoche zwischen der gescheiterten Revolu­
tion von unten und der erfolgreichen „Revolution von oben" scheint 
überhaupt an die Peripherie des Forschungsinteresses zu rücken. Da 
die Kontinuität des deutschen Nationalstaats von 1866/71 bis 1933/45 
auf Grund der Ereignisse in unserem Jahrhundert problematisch ge­
worden ist*, begann man zwar die Forschungsergebnisse der älteren 
Historiographie zum Kaiserreich kritisch zu revidieren, doch zugleich 
ließ diese Kritik am überlieferten deutschen Geschichtsbild die Vor­
geschichte des kaiserlichen Deutschlands in erstaunlich starkem 
Maße unberücksichtigt. Die Frage, „ob nicht in einer sozialgeschicht­
lich erfaßbaren Tiefenschicht die Gemeinsamkeiten und Kontinuitäts­
elemente der preußisch-deutschen Großmacht seit Königgrätz über­
wiegen"4, war gewiß überfällig; ihre Beantwortung ist notwendig zur 
Korrektur einer Geschichtsschreibung, die die deutsche Geschichte 
einseitig und zwangsläufig auf 1866/71 hin zulaufen sah und zwi­
schen dem Bismarcksdien Nationalstaat und den chauvinistischen 
Übersteigerungen im 20. Jahrhundert nur eine tiefe Zäsur, aber keine

1 Das konstatiert auch Gall, Liberalismus, S. XII.
2 Neben Galls Arbeit sind zu nennen Eisfeld, Entstehung liberaler Parteien, 

1858—1870; Eichmeier, Anfänge liberaler Parteibildung, 1847—1854; nach Abschluß 
dieser Arbeit erschien: Hope, Alternative to German Unification. Hope untersucht 
unter diesem gewiB zu hoch gegriffenen Titel vornehmlich kurzlebige großdeut- 
sche Gruppierungen vorwiegend katholischer Prägung (Reformverein, Großdeut­
sche Partei in Mainz, Hessenverein) und daneben die Parteibildung großdeutscher 
Demokraten 1864—1866 (Deutsche Volkspartei). Eisfelds Darstellung setzt zu spät 
ein, um die Entstehungsphase der Parteien erfassen zu können (vgl. dazu neben 
Eichmeier auch Boldt, Anfänge des deutschen Parteiwesens). Zu der von Sell (Tra­
gödie des deutschen Liberalismus) angeregten Diskussion der 50er Jahre, die seit­
dem nicht fortgesetzt wurde, vgl. vor allem BuBmann, Liberalismus im 19. Jh. 
(1958), Schieder, Liberalismus und Strukturwandlungen (1955); ders., Krise des 
bürgerlichen Liberalismus (1954); vgl. auch Holbom, Deutscher Idealismus (1952); 
Kohn, Wege und Irrwege; neuerdings: Neumüller, Liberalismus und Revolution.

3 Vgl. vor allem Hillgruber, Zwischen Hegemonie und Weltpolitik; ders., Kontinui­
tät und Diskontinuität; Stürmer, Bismarcks Deutschland; Sauer, Problem des deut­
schen Nationalstaats; Schieder, Deutsches Kaiserreich als Nationalstaat; ders., 
Deutsches Reich in seinen nationalen und universalen Beziehungen, 1871—1945; 
Rothfels, Zur Krise des Nationalstaats.

4 Stürmer, Bismarcks Deutschland, S. 12.
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Kontinuitätselemente wahrzunehmen vermochte*. Dieser Blick auf 
die Kontinuitätsstränge führte aber, so berechtigt er ist, zugleich zu 
einer Verengung des Erkenntnishorizonts. Denn angesichts der Fixie­
rung auf die Kontinuitätslinien in der nationalstaatlichen Entwick­
lung trat die Analyse der Jahrzehnte zwischen 1848 und 1871 zurück, 
während vor allem diese Periode ein bevorzugtes Forschungsobjekt 
der älteren Geschichtsschreibung gewesen ist. Gerade diejenige 
neuere Forschung, die das Kaiserreich einer so überaus kritischen 
Strukturanalyse unterzieht, läuft Gefahr, jene Periode aus den Augen 
zu verlieren, in der die Grundlagen eben dieses Staates gelegt wur­
den. Zugleich unterbleibt weitgehend die Frage nach demokratisch- 
liberalen Altemativkonzeptionen zur Reichsgründung von oben; die 
Erforschung oppositioneller Strömungen tritt ganz in den Hinter­
grund.

Die DDR-Historiographie, die der „großpreußisdi-militaristischen  
Reichsgründung"* äußerst kritisch und dogmatisch gegenübersteht, 
bezieht die Vorgeschichte des deutschen Nationalstaats in viel stär­
kerem Maße in ihre Forschungsschwerpunkte ein als die Geschichts­
wissenschaft in der Bundesrepublik Deutschland5 6 7. So wurde etwa die 
Untersuchung oppositioneller Richtungen im süddeutschen Bürger­
tum vornehmlich von DDR-Historikern vorangetrieben8, die auch 

5 Vgl. dazu Fehrenbach, Reichsgrründung in deutscher Geschichtsschreibung. S. 
auch die einschlägigen Beiträge in der von Wehler herausgegebenen Reihe „Deut­
sche Historiker" und die Aufsätze bei Gall (Hrsg.), Bismarck-Problem.

6 So der Titel des zweibändigen Werks, in dem die DDR-Historiographie ihre Beur­
teilung der Reichsgründungsepoche gegeben hat.

7 Symptomatisch dafür sind die repräsentativen Rückblicke auf das hundertjährige 
Jubiläum der Reichsgründung. Im Sammelband von Schieder/Deuerlein (Hrs.) 
(Reichsgründung 1870/71) konzentriert sich nur der Beitrag von Angermann (Deut­
sche Frage 1806—1866) auf die Zeit vor 1866. Der von Stürmer besorgte Sammel­
band (Das kaiserliche Deutschland, 1870—1918) läßt bereits von der Thematik her 
die Vorgeschichte außer acht. Die DDR-Geschichtsschreibung (Anm. 6) widmet 
hingegen den ganzen ersten Band der Zeit bis 1870; sieben Beiträge berücksichti­
gen in starkem Maße auch die Reaktionsdekade und z. T. die Revolutionsjahre. Im 
Zusammenhang mit einer Neubewertung der deutschen Nationalstaatsproblematik 
sind auch die beiden Bände zur 48er Revolution von DDR-Historikern (Jb. d. Ge­
schichte 7, 1972; 8,1973) zu sehen. Die von Gall organisierte Ausstellung „1871 — 
Fragen an die deutsche Geschichte" hielt sich frei von einer Verengung des 
Blickfelds auf die Zeit ab 1866/71 (vgl. vor allem auch seinen Beitrag .Die deut­
sche Frage im 19. Jh." im Ausstellungskatalog); ebenso Böhme (Deutschlands 
Weg zur Großmacht) und der von diesem besorgte Sammelband „Probleme der 
Reichsgründungszeit, 1848—1879". Bezeichnenderweise konnte er in diesen Band 
außer den Teilstücken aus seiner eigenen Arbeit nur wenige neuere Studien zur 
Zeit vor 1866 aufnehmen. Zum Entscheidungsjahr 1871 in europäischer Perspektive 
s. die Beiträge in: Revue d'histoire moderne et contemporaine 19, 1972, II—IV.

8 Vgl. vor allem Weber, Kleinbürgerliche Demokraten; ders., Demokratische 
Volkspartei; ders., Ultramontanismus und Demokratie in Süddeutschland, 
1866—1871; ders., Bischof Ketteier (1860er Jahre); Wisotzki, Internationale Arbei­
terassoziation und Friedens- und Freiheitsliga (1968), dasselbe als Aufsatz (1971); 
Schulze, Wirtschaftspolitische Auffassungen bürgerlicher Demokraten; Elm, Deut­
sche Volkspartei 1868—1910; vgl. auch Fricke, Forschungen zur Geschichte bür­
gerlicher Parteien; Dlubek/Weber, Forschungen zur deutschen Geschichte 
1849—1871. Von den Arbeiten zu diesem Komplex, die in den letzten Jahren in der 
Bundesrepublik entstanden, sind vor allem zu nennen neben Eisfeld: Runge, 
Volkspartei in Württemberg, 1864—1871; Boldt, Württembergische Volksvereine, 
1848—1852; Gerteis, Sonnemann; Hope.
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dem Liberalismusproblem*, der Abgrenzung von liberaler und demo­
kratischer Bewegung1* oder der 1848er Revolution9 10 11 12 weit größere 
Aufmerksamkeit widmeten als die bundesrepublikanische Forschung.

„Das .eiserne Würfelspiel' von 1866 entschied die künftige wirt­
schaftliche und militärische, politische und gesellschaftliche Gestalt 
Deutschlands, wenn auch die endgültige Form der preußischen Vor­
herrschaft der weiteren Entwicklung überlassen blieb"11 — dieses 
apodiktische Urteil Michael Stürmers sieht die Entwicklung seit 1866 
in einem solchen Ausmaß als determiniert an, daß die Erforschung 
der nationalstaatlichen Entstehungsphase und der politischen Alter­
nativkonzepte, die in diesem Zeitraum von oppositionellen Kräften 
propagiert wurden, kaum mehr als relevant erscheint für die Frage 
nach den Kontinuitätslinien in der Entwicklung des deutschen Natio­
nalstaats. Stürmers Urteil legt es nahe, die Frage nach dem reformeri­
schen Potential im Bürgertum und nach den Ursachen seines Schei­
terns als unerheblich, da erfolglos, weitgehend auszuklammem. Bei 
dieser Betrachtungsweise besteht die Gefahr, daß die historisch er­
folgreichen Kräfte zu einseitig in das Forschungsinteresse rücken — 
wenngleich eines äußerst kritischen Interesses; diejenigen Kräfte, die 
sich 1866/71 nicht durchsetzen konnten, würden hingegen weitge­
hend unberücksichtigt bleiben. Die Entwicklung des deutschen Bür­
gertums zwischen seiner gescheiterten Revolution und der Bismarck­

9 Vgl. etwa die Habilitationsschrift Schwabs (1968) zur Nationalliberalen Partei 
(1864—1880). Vgl. weiterhin Schwab, Von Königgrätz bis Versailles. Nationallibe­
rale Partei bis zur Reichsgründung; ders., Von Düppel bis Königgrätz. Deutsche 
Bourgeoisie zur nationalen Frage 1864—1866; ders., Thesen zum Liberalismus 
1866—1933; Seeber, Zwischen Bismarck und Bebel; Schmidt, Thesen zum Liberalis­
mus vor 1866; Bertsch, FDP und deutscher Liberalismus 1789—1963. Von den neue­
ren Arbeiten bundesrepublikanischer Historiker s. vor allem Winkler, PreuBischer 
Liberalismus; ders., Bürgerliche Emanzipation und nationale Einigung; Eisfeld; 
Nipperdey (Organisation) und Steinbrecher (Organisation) geben für die Zeit vor 
1871 nur kurze Überblicke.

10 Vgl. vor allem Schmidt, Thesen; Weber, Kleinbürgerliche Demokraten; ders., De­
mokratische Partei; s. auch Seeber/Wolter, Neue Tendenzen im bürgerlichen Ge­
schichtsbild. Eisfeld (S. 11) betont ebenfalls die mangelnde Abgrenzung von demo­
kratischer und liberaler Bewegung in den Arbeiten zur Parteigeschichte. Von den 
älteren Studien s. vor allem Thür (1944); Meisser (1941); Hefele (1924): Demokratie 
und Liberalismus; L. v. Wiese, Liberalismus und Demokratismus (1916). Vgl. auch 
die Kontroverse zwischen Meinecke (Zur Geschichte des älteren Parteiwesens, 
1917) und Brandenburg (Zum älteren deutschen Parteiwesen, 1919). S. auch 
G. Mayer, Anfänge des politischen Radikalismus, S. 87 u. ö.; Knoll, Führungsaus­
lese, S. 123—125.

11 Vgl. den Literaturbericht von Dorpalen sowie die bei Bleiber/Schmidt (Forschun­
gen zu 1848/49) und Schmidt (Zur historischen Stellung der deutschen Revolution) 
genannten Arbeiten; der Bd. 8 des in Anm. 7 genannten Sammelwerks zur Revolu­
tion enthält eine neue Bibliographie über DDR-Studien zur 48er Revolution. Den 
Säkularbetrachtungen von 1948 (s. vor allem Stadelmanns wichtiges Werk) ist in 
der Bundesrepublik in den letzten Jahren nicht mehr viel gefolgt, vgl. die bei 
Conze/Groh; Groh; Balser; Schraepler, Handwerkerbünde und Arbeitervereine 
1830—1853, verzeichnete Literatur. An Gesamtdarstellungen haben sich vor allem 
ausländische Historiker gewagt: Droz, Rävolutions Allemandes de 1848; Hamerow, 
Restoration, Revolution, Reaction, 1815—1871; vgl. auch Noyes, Organisation and 
Revolution; Eyck, Frankfort Parliament. Zum Revolutionsbegriff s. B I, 1.

12 Stürmer, Bismarcks Deutschland, S. 14.

13



sehen „Revolution von oben" sollte aber erneut zur Diskussion ge­
stellt werden; und zwar losgelöst von der Betrachtungsweise einer 
älteren nationalhistorischen Geschichtsschreibung, der die Entwick­
lung auf den preußisch-deutschen Nationalstaat hin, mitsamt seinen 
politischen und sozioökonomischen Strukturen, als eine Art Einbahn­
straße notwendigerweise vorgegeben erschienen ist. Die Frage, ob 
dieser preußische Weg zum Nationalstaat bereits 1866 in einer Sack­
gasse endete, die eine demokratisch-liberale Entwicklung von vorn­
herein ausschloß, ist nicht nur an das kaiserliche Deutschland, son­
dern auch an seine Vorgeschichte zu richten. Setzt man die kritische 
Sonde erst ab 1866/71 an, so wird die entscheidende Fragestellung 
unzulässig verkürzt: Entwicklungsfähigkeit oder Totgeburt des deut­
schen Nationalstaats?

Zu der skizzierten Aufgabe, die Epoche zwischen Revolution und 
Reichsgründung stärker als bisher in die Forschungen zur Problema­
tik des deutschen Nationalstaats einzubeziehen, will die vorliegende 
Arbeit einen Beitrag leisten. Die Untersuchung des Gesamtzeitraums 
von 1848 bis 1871 soll es ermöglichen, den Wandel von Liberalismus 
und Demokratie herauszuarbeiten. Gerade diesen Wandel zu analy­
sieren, ist ein zentrales Anliegen der vorliegenden Arbeit. Denn — so 
wird zu zeigen versucht — den Liberalismus oder die demokratische 
Bewegung gab es nicht. Es vollzogen sich vielmehr tiefgreifende per­
sonelle und programmatische Umstrukturierungen, die nur bei einem 
Vergleich von demokratischer und liberaler Bewegung zu erfassen 
sind. Dieser Vergleich soll zugleich die Überprüfung der gängigen 
These ermöglichen, die Partei sei in Deutschland „eine liberale 
Schöpfung"1* der Parlamentsfraktionen gewesen — eine These, die 
durch die Ergebnisse verschiedener neuerer Forschungen bereits frag­
würdig geworden ist13 14 15. Die Untersuchung des Wandels von Liberalis­
mus und Demokratie ist verbunden mit der Frage nach den Unter­
schieden und Gemeinsamkeiten von liberaler und demokratischer Be­
wegung: in ihren Zielsetzungen, ihrem politischen Verhalten, ihren 
Organisationsweisen, ihrem Sozialprofil1*, ihren Beziehungen zu 
wirtschaftlichen Gruppierungen des Bürgertums und in ihrem Ver­

13 Schieder, Grundlagen und Epochen des Parteiwesens, S. 142; vgl. S. 151: „die 
Fraktionen sind im wesentlichen die Parteien" (von 1848 bis in die 1860er Jahre).

14 Vgl. Boldt, Volksvereine, S. 2; ders., Anfänge, S. 12 f.; Eichmeier, der von der 
„Parteiunwilligkeit" und der „erzwungenen Parteilichkeit" der Liberalen spricht 
(S. V); vgl. auch u. S. 117 ff.

15 Eine scharfe Trennung zwischen „bourgeoisem" Liberalismus und „kleinbürger­
licher" demokratischer Bewegung nimmt vor allem die marxistische Geschichts­
schreibung an, vgl. etwa Schmidt, Thesen, S. 5, 13. Weber nennt seine Arbeit zwar 
.Kleinbürgerliche Demokraten", versucht erstaunlicherweise aber nicht, deren 
Sozialprofil mittels statistischer Analysen zu ermitteln. Eine ausgeprägte soziale 
Trennlinie konstatierten aber auch etwa G. Ritter, Politisches Parteiwesen, S. 72; 
Meinecke, Parteiwesen, S. 57, 60; ders., 1848, S. 17; dagegen: Brandenburg, Partei­
wesen, S. 81. Vgl. auch Schieder, Verhältnis von bürgerlicher und gesellschaft­
licher Verfassung, S. 58; ders., Strukturwandlungen, S. 150, und die zuwenig be­
kannte Arbeit von Heller, Politische Ideenkreise, S. 309 ff.
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hältnis zum Proletariat. Vor allem die unterschiedliche und zudem 
sich wandelnde Haltung zur sozialen und zur nationalen Frage gilt es 
intensiv zu untersuchen, da beide Problembereiche die bürgerliche 
Politik in dem behandelten Zeitraum entscheidend prägten.

Die Beschränkung auf einen bestimmten, fest abgegrenzten Zeit­
raum schließt hingegen aus, auf den „epochalen Charakter des libera­
len Ideenguts für alle politischen Bewegungen des letzten Jahrhun­
derts"1* einzugehen. Der ideengeschichtliche Aspekt von Liberalis­
mus und Demokratie bleibt überhaupt weitgehend unberücksichtigt 
zugunsten einer sozialgeschichtlichen Analyse der politischen Ent­
wicklung des württembergischen Bürgertums.

Die Formierung der Parteien und Interessenorganisationen des Bür­
gertums war unlösbar verbunden mit dessen wirtschaftlich-sozialem 
Aufstieg* 17. Diese Verklammerung von wirtschaftlich-sozialer und 
politisch-organisatorischer Entwicklung weist der Landesgeschichte 
eine besondere Bedeutung zu bei der Erforschung der Vorgeschichte 
des kaiserlichen Deutschlands, die zugleich eine Zeit war, in der sich 
der Durchbruch zum Industriestaat vollzog. Deim die Industrialisie­
rung vollzog sich regional ungleichzeitig und unterschiedlich inten­
siv18 19 20. Da die „Entfaltungsphase der Industrialisierung" als ein „sozia­
ler Totalprozeß"18 zu verstehen ist, der das politische Leben wesent­
lich, wenngleich nicht ausschließlich prägte, wird die wirtschafts- 
und sozialgeschichtliche Entwicklung Württembergs im folgenden 
(Kap. AI) relativ ausführlich analysiert. Da hierzu nur wenige Stu­
dien vorliegen10, kann im folgenden nur ein vorläufiger Versuch ge­
boten werden. Ohne eine Analyse der sozioökonomischen Entwick­
lung Württembergs wäre jedoch die politische Entwicklung des würt­
tembergischen Bürgertums nicht zu verstehen, denn dessen Formie­
rung vollzog sich in einer Zeit, in der Württemberg eine forcierte In­
dustrialisierung erlebte. Dieser Durchbruch in die industriestaatliche 
Modernität wirkte in starkem Maße prägend auf das politische Ver­
halten des Bürgertums ein: er stärkte die politische Potenz des Bürger­

te Schieder, Strukturwandlungen, S. 150. Der ideengeschichtliche Aspekt steht auch 
im Vordergrund in den großen Werken von Sell; Krieger, German Idea of free- 
dom; Schnabel, Deutsche Geschichte 2, Abschnitt 2; Federici, Deutscher Liberalis­
mus; Ruggiero, Liberalismus in Europa. S. auch Marcuse, Liberalismus; Bracher, 
Staatsbegriff und Demokratie; Schroth, Welt- und Staatsideen; Kohn, Wege und 
Irrwege, Kap. 6—8.

17 Vgl. dazu vor allem H. Rosenberg, Große Depression, vornehmlich Kap. 3—4; Lep­
sius, Parteiensystem und Sozialstruktur. Zu Rosenberg s. die wichtige Rezension 
von Gerschenkron, Continuity in History, S. 405—408.

18 Vgl. Maschke, Industrialisierungsgeschichte und Landesgeschichte; Büsch, Indu­
strialisierung und Geschichtswissenschaft, S. 35 ff.; s. auch Borchardt, Regionale 
Wachstumsdifferenzen.

19 Neuloh, Sozialer Wandel, S. 70.
20 Vor allem Gehring, List bis Steinbeis; ders., Wirtschaftsleben (1816—1864); Borst, 

Staat und Unternehmer; Ott, Grundlageninvestitionen in Württ. Die von Ott schon 
für 1972 angekündigte Heidelberger wirtschaftswiss. Diss. von H. Loreth (Das 
Wachstum der württ. Wirtschaft von 1818 bis 1918) war nach Auskunft der UB 
Heidelberg im Dezember 1973 noch nicht abgeliefert.
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tums, verwies es auf die Zusammenarbeit mit dem Obrigkeitsstaat 
und konfrontierte es gleichzeitig mit der politischen Kraft der erstar­
kenden unterbürgerlichen Sozialschichten.

Auch der Tatbestand, daß sich die bürgerlichen Parteien bis zur 
Reichsgründung vornehmlich auf Landesebene organisierten21, weist 
der landesgeschichtlichen Forschung eine besondere Bedeutung zu. 
Erst seit 1866 durchbrachen die süddeutschen Parteien die partikular­
staatliche Abgeschlossenheit, und auch dann blieben die Kontakte 
noch locker und organisatorisch wenig verfestigt. Selbst in den Revo­
lutionsjahren war die politische Bewegung in Württemberg nur in 
relativ geringem Maße mit den Bewegungen in den anderen deut­
schen Ländern verknüpft. Man nahm zwar die politischen Impulse 
auf, die von den außerwürttembergischen Revolutionszentren ausgin- 
gen, doch die außerparlamentarischen Massenbewegungen in Würt­
temberg machten an den Landesgrenzen halt22.

Daß die vorliegende Arbeit mit der württembergischen Szenerie der 
Revolutionsjahre einsetzt, bedarf wohl am wenigsten einer Erklärung. 
In der Revolution von 1848/49 löste sich die oppositionelle Einheits­
front des Bürgertums auf, das sich angesichts von Problemen spaltete, 
mit denen es zuvor nicht oder nicht in so starkem Maße konfrontiert 
gewesen war: dem Problem der nationalstaatlichen Einigung, der 
Staatsform und vor allem der Integration der Unterschichten. Die 
Jahrhundertmitte bedeutete für Württemberg zugleich einen tiefen 
Wirtschafts- und sozialgeschichtlichen Einschnitt. Nach der sich über­
lagernden Industrialisierungs- und agrarischen Strukturkrise, die 
1854/55 auslief, setzte die erwähnte forcierte Industrialisierung ein, 
vor deren Hintergrund der Aufstieg des Bürgertums und seiner Par­
teien zu sehen ist.

Der zeitliche Abschluß der Arbeit mit der Reichsgründung ergibt 
sich aus der Entwicklung der beiden großen bürgerlichen Parteien 
Württembergs: der demokratisch-föderalistischen Volkspartei und 
der nationalliberal-konservativen Deutschen Partei. Beide Parteien 
hatten sich im Kampf für oder gegen den preußisch-kleindeutschen 
Nationalstaat erschöpft. Die Deutsche Partei brach in ihre innenpoli­
tisch heterogenen Elemente auseinander, als sie ihr Ziel erreicht sah; 
die Volkspartei schrumpfte nach der Reichsgründung, als sie ihr Ziel 
verfehlt hatte, für ein volles Jahrzehnt organisatorisch auf einen klei­
nen Kem zusammen. Insofern markiert die Reichsgründung eine tiefe 
Zäsur in der Geschichte des württembergischen Parteiwesens.

Die württembergische Geschichte zwischen Revolution und Reichs­
gründung ist sehr ungleichmäßig erforscht. Während die parlamenta­

21 S. dazu vor allem Eisfeld.
22 Ansätze zu einer Zusammenarbeit mit Demokraten außerhalb Württembergs be­

standen nur, als sich die württembergischen Volksvereine dem Zentralmärzverein 
anschlossen, vgl. u. S. 116 f., 139.
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rische und die Verfassungsentwicklung“ relativ ausführlich, die aus­
wärtigen Beziehungen Württembergs84 ausgesprochen intensiv un­
tersucht worden sind, liegen zur Entwicklung des Bürgertums nur 
wenige Arbeiten vor. Den wichtigsten Ansatz zu einer Analyse des 
bürgerlichen Verhaltens in der Revolution bietet die Dissertation von 
Werner Boldt“, der die Volksvereine untersucht, in denen sich die 
Demokraten organisiert hatten. Im Gegensatz zu der Studie von 
B. Mann, in der erneut die Politik der Württemberger in der Frank­
furter Nationalversammlung dargestellt ist“, konzentriert sich Boldt 
auf die Analyse der demokratischen Bewegung als außerparlamenta­
rische Massenbewegung. In der Tat kann nur so der Differenzierungs­
prozeß im Bürgertum erfaßt werden, denn das Verhalten württember- 
gischer Abgeordneter in der Nationalversammlung blieb für die tief­
greifende Spaltung des bürgerlichen Lagers in den Revolutionsjahren 
relativ nebensächlich. Die nationale Frage darf überhaupt für die in­
nerbürgerlichen Kontroversen von 1848/49 in Württemberg nicht 
überbewertet werden; sie bildete vielmehr eine der wenigen prinzi­
piellen Gemeinsamkeiten, die eine punktuelle Zusammenarbeit von 
Demokraten und Liberalen auch dann noch gestattete, als sich diese 
organisatorisch bereits getrennt und die innerbürgerlichen Grund-

23 Die detaillierteste Darstellung gibt Adam, Ein Jahrhundert württembergischer 
Verfassung; zum ParlamentarisierungsprozeB: Menzinger, Verfassungsrevision 
und Demokratisierungsprozeß; umfassende Landtagsgeschichte: Grube, Stuttgarter 
Landtag 1457—1957; vgl. auch Dehlinger, Württembergs Staatswesen, 2 Bde.

24 Vgl. Grupp, Diplomatische Beziehungen Württembergs zu Österreich, 1849—1870; 
Krusemarck, Württemberg und Krimkrieg; Griewank, Württemberg und deutsche 
Politik, 1859—1861; Hoffmann, Diplomatische Beziehungen zwischen Württemberg 
und Bayern, 1853—1858; Mästle, Württemberg und Großmächte, 1815—1864; Mar- 
tenson, Württemberg und Rußland, 1856—1870; Vogt, Württemberg und Deutscher 
Bund; Naujoks, Württemberg im diplomatischen Kräftespiel, 1866/70; Hoffmann, 
Politik Württembergs und Bayerns 1859; Rath, Württemberg und Schleswig-Hol­
stein-Frage, 1863—1865; s. auch Fuchs, Mittelstaaten und Bundesreform, 
1853—1860; Gaertner, Kampf um Zollverein, 1849—1853; Hellwag, Varnbüler und 
die deutsche Frage; Seefried, Mittnacht und deutsche Frage; Werner, Zollvereins­
politik der Mittelstaaten 1852.

25 „Volksvereine 1848—1852"; vgl. ders., Anfänge; s. neuerdings auch Boldts Auf­
satz „Konstitutionelle Monarchie oder parlamentarische Demokratie", in dem die 
verfassungspolitische Grundproblematik von 1848/49 in Deutschland dargestellt 
wird. Eine Gesamtdarstellung zur Revolution in Württemberg existiert nicht. Die 
stärkste Vorarbeit dazu hat geleistet: Müller, Württemberg und badische Erhebun­
gen; wichtigere Spezialstudien: Balser, Sozial-Demokratie, Kap. V; Mohrdieck, 
Bauemunruhen; Weller, Heilbronn und Revolution; Maier, Reutlingen und Revolu­
tion; Sauer, Württembergisches Heer; Mohn, Freisieben und Volksbewegung in 
Heidenheim; Buck, Schwäbische Dichter und Schriftsteller als politische Journali­
sten, 1830—1850; nicht mehr nachweisbar ist der Aufsatz von Breitling, Revolution 
in Heilbronn. Vgl. auch Droz, Rävolutions, S. 579—582; Reinöhl (Hrsg.), Revolu­
tion und Nationalversammlung; ders., Uhland; Rapp, Vischer; Kühler, Friedrich 
Römer; Mayer, Reyscher; Schnitzer, Rümelin; Schlatter, O. Elben; Bach, Fallati; 
Klüpfel (Hrsg.), Fallatis Tagebücher und Briefe; Elbens und Reyschers Lebenserin­
nerungen; Grube (Hrsg.), Notier und die Revolution; Rapp, Württembergische 
Politiker 1848 (Aneinanderreihung von Kurzporträts); B. Mann, Wahlen; Weber, 
Wahlen; s. auch Anm. 26.

26 „Ende der Nationalversammlung" (Zusammenfassung seiner unveröffentlichten 
Habilitationsschrift); vgl. dazu Schnurre, Württembergische Abgeordnete in Natio­
nalversammlung (mit biographischem Anhang von Niebour); Schneider, Württem­
berg und Frankfurter Reichsverfassung.
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satzdiskussionen einen offensiven Kampf für gemeinsame Ziele längst 
unmöglich gemacht hatten. Da Boldt nahezu ausschließlich die partei­
politische Formierung der Demokraten und ihre Eingliederung in das 
bestehende Verfassungssystem untersucht, kann er jedoch nur in un­
zureichendem Maße die positiven und negativen Erwartungen analy­
sieren, die das oppositionelle und das regierungstreue Bürgertum mit 
der Revolution verbunden hatte. Er konstatiert zwar zu Recht die un­
terschiedliche Haltung in der Frage der Staatsform als „Hintergrund" 
für die parteipolitische Spaltung des Bürgertums, doch er fragt nicht 
näher nach den Motivationen, die den Grundsatzstreit zwischen 
Republikanern und Anhängern der konstitutionellen Monarchie so 
brisant machten. Daß Boldt die Motivationen nicht in den Vorder­
grund rückt, liegt zum einen an seiner Konzentration auf organisa- 
tions- und parteisoziologische Fragestellungen und andererseits 
daran, daß er seine Untersuchung auf die Demokraten beschränkt. 
Dadurch bleibt der liberal-konstitutionelle Teil des Bürgertums 
außerhalb seines Blickfelds*7. Die Liberal-Konstitutionellen riefen 
aber besonders laut nach dem starken Arm der Obrigkeit, da sie die 
Versuche der Demokraten, das monarchische Prinzip bis zur Bedeu­
tungslosigkeit auszuhöhlen, als Fanal zur sozialen Revolution inter­
pretierten und damit mißverstanden. Die Dominanz sozialpolitischer 
Gründe für die Trennung des Bürgertums in Demokraten und Liberale 
verkennt Boldt auch deshalb, weil er — wie die gesamte Speziallite­
ratur zu Württemberg — die Bedeutung der vorrevolutionären Vor­
gänge von 1847 für die Herausbildung eines Krisenbewußtseins und 
von Sozialängsten innerhalb des Bürgertums nicht beachtet*8. Die 
liberale Legende von der sozialrevolutionären Demokratie hielt sich 
bis in die ersten nachrevolutionären Jahre hinein, obgleich sich die 
bürgerlichen Demokraten und das „Handwerkerproletariat"*8 ge­
trennt organisiert hatten.

Wenn im folgenden von „Proletariat" gesprochen wird, so ist dieser 
Begriff diffus zum unteren Rand des Kleinbürgertums hin. Er umgreift 
also, dem zeitgenössischen Sprachgebrauch folgend88, auch jenen 
Teil des Kleinbürgertums, der in Gefahr stand, sozial in die Unter­
schichten abzusinken.

27 Dazu liegt keine Untersuchung vor.
28 Am stärksten hat Mohrdieck (S. 50 ff.) das Hungerjahr 1847 beachtet. Sie meint, 

die Hungerunruhen hätten „von sich aus keinerlei politischen Charakter" (S. 56) 
gehabt. Das ist sicher richtig, wenn man die Unruhen vom Standpunkt der Land­
bevölkerung aus betrachtet, die davon nicht betroffen war. Für die Strategiedis­
kussion im Bürgertum besaßen die Hungerkrawalle jedoch eine außerordentlich 
wichtige Bedeutung, vgl. u. Kap. A II, 2.

29 Obermann, Arbeiter in Revolution, S. 37; vgl. zu diesem zeitgenössischen Begriff 
auch Hamerow, German Artisan Movement 1848—49, S. 144; Conze umreißt den 
gleichen Sachverhalt, wenn er von „Arbeiter-Gesellen" spricht, ders., Beginn der 
Arbeiterbewegung, S. 334; ders./Groh, S. 33.

30 Vgl. zum zeitgenössischen Sprachgebrauch Jantke, Die Eigentumslosen, S. 26; Balser, 
Bd. 1, S. 47 ff.; G. Mayer, 1848, S. 47 f.; Noyes, Organisation, S. 21 ff.; Krause, De­
mokratische Partei und Soziale Frage, S. 24 f.; Seidel, Soziale Frage, S. 2 ff., 258 ff.;
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Als besonders problematisch erweist es sich, „Bürgertum" begriff­
lich näher zu bestimmen. Es gibt, wie Hansjoachim Henning konsta­
tiert, keine „brauchbare Definition", ja „nicht einmal eine diskutable 
Beschreibung“*1. Unter Bürgertum wird deshalb mit Ludwig Beu­
tln** und Henning das soziale Mittelfeld zwischen Adel und Bauern 
verstanden’*. Die Differenzierung in „Bildungsbürgertum“ und 
„Wirtschaftsbürgertum" vermag ein weiteres, gewiß nur grobes 
Raster zu schaffen. Die soziale Abgrenzung von „Bürgertum" und 
„Kleinbürgertum" wirft ebenfalls erhebliche Probleme auf, da die 
Trennlinie gemäß dem jeweiligen sozioökonomischen Entwicklungs­
stand differiert und somit — strenggenommen — von Ort zu Ort un­
terschiedlich verlaufen kann. Die hier vorgenommene Abgrenzung ist 
aus den Abschnitten über die Sozialschichtung der Landtage sowie 
der demokratischen und liberalen Bewegungen bzw. Parteien zu erse­
hen (All, 1; B III; DIU). Um einen Vergleich mit dem von Gerlinde 
Runge und Werner Boldt erarbeiteten Zahlenmaterial zu ermöglichen, 
wurden deren Einteilungskriterien soweit wie eben möglich übernom­
men. Das gilt auch für die Einbeziehung der Bauern in die Rubrik 
„Kleinbürgertum" der Sozialstatistiken. Dies erscheint, ungeachtet 
der oben gegebenen Definition von Bürgertum, aus zwei Gründen 
empfehlenswert: Erstens war die landwirtschaftliche und die kleinge­
werbliche Tätigkeit in Württemberg in starkem Maße miteinander 
verbunden*4, so daß im Einzelfall nur schwer zu entscheiden ist, auf 
welchem Bereich das Hauptgewicht lag, und zweitens wurde die 
Bauernschaft nur in so geringem Maße politisch mobilisiert, daß sich 
eine getrennte statistische Erfassung erübrigt.

Die zeitgenössische Terminologie der bürgerlichen Organisationen 
von 1848/49 war sehr uneinheitlich und sagte nichts über die politi­
sche Richtung aus. Man sprach von Volks-, Bürger-, März-, vaterlän­
dischen oder demokratischen Vereinen. Im folgenden ist mit vaterlän-

Steinbüchel, Proletariat S. 102 ff. Zur fließenden Abgrenzung zwischen .Arbeiter­
gesellen* und den ungelernten Proletariern »als überwuchernde, ihr altes Maß in­
nerhalb der Gesamtgesellschaft sprengende Unterschicht in Stadt und Land*, vgl. 
Conze/Groh (S. 26) und vor allem Conze, Vom Pöbel zum Proletariat. Zur Literatur 
über die .soziale Frage*, s. auch die Anmerkungen zu Kap. A II, 2; B VII. Zum zeit­
genössischen Sprachgebrauch in Württemberg vgl. die Zitate u. S. 87 f., 91 ff., 200, 
B VII, 1 Anm. 15, 32; B VII, 3 Anm. 1; 202 f„ 206, 268: .Proletariat* umfaßte 
Ungelernte ebenso wie Handwerksgesellen. Man sollte nicht, wie Bergmann (Berli­
ner Arbeiterschaft, S. 458—461), den Begriff .Proletariat* auf die ungelernten Unter­
schichten begrenzen, sondern die .Arbeitergesellen* einbeziehen. Umgekehrt war der 
Begriff „Arbeiter" so weit gefaßt, daß er auch Tagelöhner oder kleine Weingärt­
ner umfassen konnte, vgl. etwa: „Blicke auf die materiellen Zustände in Württem­
berg", in: Zs. des Vereins für Statistik I, 1847, S. 1077. Bergmann erweitert im 
Verlauf seiner Untersuchung selbst seinen verengten Proletariatsbegriff, ohne dies 
aber bei seinen Definitionsversuchen zu beachten (s. S. 466 f.).

31 „Westdeutsches Bürgertum", S. 5 ff., Zitate: S. 14.
32 „Bürgertum als Gesellschaftsstand“; Henning, S. 14.
33 Vgl. aber die Einschränkung weiter unten.
34 Vgl. A I, 2, 3.
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dischen Vereinen stets die liberal-konstitutionelle Richtung und mit 
Volksvereinen die demokratische Richtung gemeint.

Zur innenpolitischen Entwicklung Württembergs in der Reaktions­
dekade liegt nur die Dissertation von Traub“ vor, der dem politi­
schen Verhalten des Bürgertums einen kurzen, kursorischen Über­
blick widmet.

In der vorliegenden Arbeit werden die Reaktionsjahre deshalb rela­
tiv breit analysiert, weil in diesem Zeitraum die demokratische und 
die liberale Bewegung wieder zusammenliefen und dann in neue 
Richtungen auseinanderstrebten. Zudem vollzog sich in dieser De­
kade der Durchbruch Württembergs zur Industrialisierung — ein Pro­
zeß, der die Entpolitisierung breiter Kreise des Bürgertums förderte, 
die durdi die progressive staatliche Wirtschaftspolitik mit der politi­
schen Reaktion versöhnt wurden.

Die gründlichste Darstellung des engeren Reichsgründungsjahr- 
zehnts bietet immer noch die Arbeit von Adolf Rapp“, dessen Werk 
zur Schule der nationalhistorischen Geschichtsschreibung zählt, die 
ihre Wertmaßstäbe einseitig von 1871 her bezog. Da Rapp bestrebt 
war, alle politischen Bereiche in seine Untersuchung einzubeziehen, 
konnte er auf die Entwicklung des Bürgertums nur partiell eingehen. 
Ergänzt und wesentlich modifiziert wird das Rappsche Werk durch 
die Dissertationen von Rolf Weber und Gerlinde Runge35 36 37 38. Weber ver­
folgt die Entwicklung der württembergischen Demokraten nur bis 
1866. Die Phase ihrer parteimäßigen Organisation ab 1866, die zu­
gleich eine Phase der zunehmenden innerbürgerlichen Konfrontation 
war, bleibt außerhalb seines Blickfeldes. Runge hingegen untersucht 
zwar auch die Zeit zwischen 1866 und 1871, läßt aber die nationallibe­
ral-konservative Konkurrenzorganisation fast völlig unberücksich­
tigt“. Erst vor dem Hintergrund der konkurrierenden politischen 
Konzeptionen von Volkspartei und Deutscher Partei ist jedoch die 
überaus starke parteipolitische Polarisation zu verstehen — eine

35 „Beitrage zur württembergischen Geschichte in der Reaktionszeit, 1849—1859", 
Kap. 3, S. 83—104. Einen Überblick gibt auch Pflug-Harttung, Ministerium Linden.

36 „Die Württemberger und die nationale Frage, 1863—1871". In der Bewertung bür­
gerlicher Politiker hat sich Rapp eng an Wilhelm Langs unveröffentlichte Erinne­
rungen angesdilossen, vgl. die Nachweise in Anm. 6, S. 286.

37 Weber, Kleinbürgerliche Demokraten, Kap. VI vor allem. Durch die Arbeiten von 
Weber, Runge, Boldt und Simon (Württembergische Demokraten 1890—1920) ist 
die Schrift von Heger (Deutsche Demokratische Partei in Württemberg, 1927) völ­
lig überholt.

38 Zur Deutschen Partei liegt keine Spezialstudie vor. Langs kleine offizielle Fest­
schrift zum 25jahrigen Bestehen der Partei (1866—1891) ist vor allem wegen des 
Anhangs von Wert, in dem ein Teil der verschiedenen Programme und Statuten 
abgedruckt ist. Holder hat 1865 und 1869 kleine „Beitrüge zur Entstehungsge­
schichte der Deutschen Partei" niedergeschrieben, die 1899 veröffentlicht wurden 
Sein Tagebuch, das ich innerhalb der Reihe „Veröffentlichungen der Kommission 
für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg" edieren werde enthält 
wichtige Aufschlüsse über die württembergische Parteientwicklung von 
1877—1881 und über Interna aus der nationalliberalen Reichstagsfraktion, vgl. die 
Auszüge bei Poschinger, Fürst Bismarck und Parlamentarier, II, III.
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Polarisation, die alte innenpolitische Allianzen gesprengt und neue 
Koalitionen geformt hat. Da Runge sich darauf beschränkt, die demo­
kratische Partei zu analysieren, tritt bei ihr zuwenig deren Doppel­
funktion hervor: als demokratisch-föderalistische Partei und zugleich 
als Organisatorin einer antipreußischen Sammlungsbewegung, die 
von innenpolitisch heterogenen Ad-hoc-Koalitionen getragen wurde. 
Nur bei einem Vergleich der bürgerlichen Konkurrenzorganisationen 
kristallisiert sich jedoch das System nationalpolitischer Allianzen aus 
innenpolitisch disparaten Kräften heraus, das das württembergische 
Parteiwesen zwischen 1866 und 1871 prägte.

Zur Entwicklung der württembergischen Arbeiterbewegung liegen 
die Arbeiten von Frolinde Balser und Wolfgang Schmierer vor**. Bal­
ser untersucht vornehmlich die spät- und nachrevolutionäre Phase, 
während zur Arbeiterbewegung Württembergs im Jahre 1848 und An­
fang 1849 eine Spezialstudie noch aussteht. Angesichts der These Bal­
sers vom „württembergischen Modell" für die deutsche Arbeiterbe­
wegung ist gerade die Erforschung dieser Frühphase ein besonders 
dringliches Desiderat4*.

Balser harmonisiert in starkem Maße das Verhältnis der demokrati­
schen zur proletarischen Bewegung in Württemberg wie sie auch die 
eminente Bedeutung außer acht läßt, die die Existenz eines organi­
sierten Proletariats für die Spaltung des politisch aktiven Bürgertums 
besaß.

Die Entwicklung der württembergischen Arbeiterbewegung seit 
1862/63 und ihr Verhältnis zu den bürgerlichen Organisationen hat 
Schmierer erschöpfend dargestellt, so daß in der vorliegenden Arbeit 
auf eine spezielle Untersuchung dieses Komplexes verzichtet werden 
kann. Die Ergebnisse seiner Forschungen werden aber aufgenommen 
und bei der Beurteilung der Politik des Bürgertums berücksichtigt.

39 Balser, Sozial-Demokratie; Schmierer, Von Arbeiterbildung zur Arbeiterpolitik, 
1862/63—1878.

40 .Die Überbetonung der sozialpolitischen Komponente* bei Balser kritisierte schon 
Conze, der die Arbeit betreut hat, vgl. ders./Groh, S. 34 Anm. 15 (Zitat): s. auch 
Boldt, Volksvereine, S. 139—146. Der DDR-Historiker M. Hundt (Revolutionäre 
Arbeiterbewegung in Stuttgart) versuchte jüngst eine revolutionäre Kontinuität 
der Stuttgarter Arbeiterbewegung vom Vormärz an nachzuweisen. Für den von 
ihm postulierten starken Einfluß des Bundes der Kommunisten, konnte er aber 
keine überzeugenden Belege erbringen. Den Arbeiterführer Ferdinand Braun (vgl. 
zu ihm Balser an vielen Stellen), den Prototyp eines Sozialreformers mit christlich­
humanitären Zügen, rückt Hundt in die Nähe des Kommunistenbundes (S. 312 f., 
317 f.)l Brauns Haltung ist gut zu erkennen aus seinem Artikel „Das politisch­
soziale Elend', Beob. Nr. 105 v. 4. Mai 1851. Die Anfangsphase der württembergi­
schen Arbeiterbewegung in der Revolution ist von der Quellenlage her schwer zu 
erforschen. Die staatlichen Akten enthalten wenig (vgl. Richter/Schmierer, IWK 
4/1967, S. 15—25), das Vereinsorgan, die „Sonne", gehört zu den Kriegsverlusten 
und Nachlässe existieren nicht. In diversen Faszikeln des HSTAS sind jedoch 
zahlreiche Einzelnummern der „Sonne" enthalten; zudem geben die verstreuten 
Notizen in den bürgerlichen Tageszeitungen auch über die Arbeiterbewegung 
Aufschluß. Ich hoffe, zu der Frühphase bald einen Aufsatz vorlegen zu können. 
Vgl. auch Kap. B VII, 3.
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Als Quellen sind in der vorliegenden Arbeit, wie in den Werken 
von Runge und Boldt, in erheblichem Maße die Parteizeitungen her­
angezogen worden. Neben dem „Beobachter", dem Organ der Demo­
kraten, wurden erstmals vollständig folgende liberale Parteiblätter 
ausgewertet: „Württembergische Zeitung", „Politisches Wochen­
blatt", „Schwäbische Zeitung", „Schwäbische Volkszeitung" und die 
„Stuttgarter Zeitung". Zudem konnten die Jahrgänge 1868—1869 (lük- 
kenhaft) der „Demokratischen Correspondenz", des Organs der Deut­
schen Volkspartei, benutzt werden. Diese Parteizeitung galt ebenso 
wie die „Schwäbische Zeitung" und die „Schwäbische Volkszeitung" 
(mit Ausnahme der Jahrgänge 1869—1871) als verschollen41 42 43. Als sehr 
materialreich für die Parteientwicklung erwies sich auch die „Schwä­
bische Chronik"4*, die renommierteste württembergische Tageszei­
tung im 19. Jahrhundert. Daß die Zeitungen so überaus aufschluß­
reich für die Entwicklung des Bürgertums sind, verweist auf einen 
Grundzug der bürgerlichen Politik: Man brach radikal mit der Arkan- 
praxis des Obrigkeitsstaats. Die innerbürgerlichen Diskussionen und 
Kontroversen wurden in aller Öffentlichkeit geführt. Die Parteiorgane 
waren in weit stärkerem Maße als der Landtag die Tribüne, auf der 
das Bürgertum seine Grundsatzdiskussionen austrug; sie waren zu­
gleich die Kommunikationszentren für die Parteien.

Die staatlichen Akten sind für die hier interessierenden Fragen er­
giebig für die Reaktionsdekade, während sie für die Revolutionsjahre 
wenig Informationen bieten, da die Regierung 1848/49 die politischen 
Bewegungen nicht überwachen ließ4*. Auch für die 1860er Jahre bie­
ten die staatlichen Akten nur wenig, was nicht aus den Zeitungen 
oder den Nachlässen bürgerlicher Politiker genauer zu ermitteln ist.

Von den im Literaturverzeichnis angeführten Nachlässen ist vor 
allem der umfangreiche Höldersche Nachlaß hervorzuheben. Dieser 
Nachlaß, der als eine Art Parteiarchiv anzusehen ist, erwies sich als 
eine schier unerschöpfliche Fundgrube für die Geschichte des würt- 
tembergischen Bürgertums im Reichsgründungsjahrzehnt. Er enthält 
nicht nur Schreiben an Holder, der seit den Reaktionsjähren zu den 
dominierenden Politikern aus dem liberal-demokratischen Bürgertum 
zählte, sondern auch eine große Zahl von Briefen Dritter an Partei­
freunde, die diese offensichtlich an Holder Weitergaben44. Zudem hat

41 Schmierer, benutzte die Jahrgänge 1869—71 der SVZ, Runge hat nur die Jahr­
gänge 1870—71 aufgefunden. Die DC, die G. Mayer für seinen berühmten Aufsatz 
über die „Trennung der proletarischen von der bürgerlichen Demokratie" ausge­
wertet hat, galt nach Auskunft der „Deutschen Presseforschung" an der Universi­
tät Bremen als verschollen.

42 Die „Schwäbische Chronik", die als „zweite Abteilung" des „Schwäbischen Mer­
kurs" erschien, brachte Berichte und Nachrichten, die sich auf Württemberg bezo­
gen, während der „Merkur" den gesamten außerwürttembergischen Raum erfaßte. 
Die „Chronik" erschien ein- bis viermal je Tag.

43 Vgl. S. 110, Anm. 15.
44 Es ist nicht zu erkennen, ob die Briefe, die nicht namenUich an ihn adressiert 

waren, direkt an ihn gerichtet wurden. Ist der Empfänger benannt, so wird das in 
den Anmerkungen verzeichnet.
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Holder mit einer für den Historiker höchst erfreulichen Genauigkeit 
Schriftstücke aller Art, u. a. Konzepte und Kopien eigener Briefe, ge­
sammelt. Ohne diese Neigung des langjährigen Parteiführers zur 
archivalischen Sammlertätigkeit wären viele Entwicklungszüge in 
der Geschichte des württembergischen Bürgertums nicht zu erfor­
schen.

Zu danken habe ich den Leitern und Mitarbeitern folgender Archive 
und Bibliotheken, in denen ich Materialien einsehen konnte: Landes­
bibliothek Stuttgart, Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Staatsarchiv Lud­
wigsburg und Nürnberg, Bundesarchiv Koblenz und Frankfurt, Deut­
sches Zentralarchiv und Staatsarchiv Potsdam, Generallandesarchiv 
Karlsruhe, Stadtarchiv Stuttgart und Heidenheim, Universitätsbiblio­
thek Heidelberg und Tübingen, Zentralbibliothek Zürich, Stadtbiblio­
thek Winterthur, Historisches Institut der Universität Bem, ebenso 
Frau Deffner, Herm Dipl.-Volkswirt Ahsbahs und Herm Rechtsanwalt 
Dr. Müller-Payer, die mir die Möglichkeit gaben, die in ihrem Besitz 
befindlichen Nachlässe auszuwerten.

Vor allem aber bin ich Herm Prof. Dr. Eberhard Kolb zu großem 
Dank verpflichtet, der die vorliegende Arbeit anregte und in vielfäl­
tigster Weise unterstützte und kritisch förderte. Nicht zuletzt gilt 
mein Dank auch meinem Freund und Kollegen Dr. Klaus Schönhoven, 
der sich die Mühe gemacht hat, das Manuskript kritisch durchzuse­
hen.
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A Voraussetzungen und Ausgangstage





I. Zur Wirtschafts- und Sozialstruktur Württembergs 
(ca. 1820 bis ca. 1870)

Das Napoleonische Zeitalter hat den deutschen Südwesten territo­
rial gründlich umgestaltet. Neben Baden und Württemberg blieben 
nur noch die beiden kleinen Fürstentümer Hohenzollem-Sigmaringen 
und -Hechingen als selbständige Staaten erhalten. Württemberg, das 
seit dem Ende des Reiches dem Rheinbund angehörte, hatte im Zuge 
der Mediatisierungen und Säkularisierungen von der Jahrhundert­
wende bis 1810 seine Fläche mehr als verdoppelt1 2 3 und seine Bevölke­
rung von ca. 650 000 Einwohner auf 1,25 Millionen erhöht. Mit den 
Neuerwerbungen nahm das zuvor fast rein protestantische Land rd. 
400 000 Katholiken auf. Die neuen Gebiete bildeten ein „Gemisch, so 
bunt wie die Landkarte des alten deutschen Reiches"*, mit den unter­
schiedlichsten historischen Traditionen: Reichsstädte, österreichische 
und bayerische Gebiete, fürstliche, gräfliche und ritterschaftliche Be­
sitzungen, Abteien und Probsteien, Stifte und Ordensbesitz. Nachdem 
König Friedrich Alt- und Neuwürttemberg mit großer Härte zu einem 
einheitlichen, straff gegliederten und absolutistisch regierten Staat 
zusammengefaßt hatte*, standen die Regierungen unter seinem Sohn, 
Wilhelm I. (1816—1864), vor der Aufgabe, das Land wirtschaftlich zu 
fördern. Denn die gewerblich-industrielle Entwicklung bot, wie über­
all, die einzige Möglichkeit, dem „Zeitalter des Pauperismus“4 5 zu ent­
rinnen.

f. Phasen der Wirtschaftsentwicklung

Obgleich Württemberg in der ganzen 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts 
noch ein Gebiet „agrarwirtschaftlicher Stagnation und verzögerter 
gewerblicher Entwicklung"* blieb, wurden in diesem Zeitraum doch 
bereits die Grundlagen für den raschen Fortschritt der Industrialisie­
rung in der 2. Jahrhunderthälfte gelegt. Wie die beiden folgenden Ab­
schnitte zu zeigen versuchen, kann für Württemberg die Phase, in der 

1 Die rechtsrheinischen Gebiete wurden von etwa 8500 km* auf 19 511 km* erwei­
tert, vgl. Karl Otto Müller, Land und Städte in Württemberg, in: Keyser (Hrsg.), 
Württembergisches Städtebuch, S. 12. Dort auch die folgenden Zahlen. Vgl. zur 
württembergischen Geschichte Anfang des 19. Jahrhunderts vor allem Hölzle, Das 
alte Recht, und ders., Württemberg im Zeitalter Napoleons.

2 Gehring, Wirtschaftsleben, S. 206.
3 Vgl. den Überblick bei Grube, Stuttgarter Landtag, S. 469 ff., und Miller, Neuwürt­

temberg.
4 Abel, Massenarmut und Hungerkrisen, S. 63.
5 Köllmann, Arbeitskräftepotential, S. 210.
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die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Aufstieg entstanden, 
von etwa 1820 bis zur Jahrhundertmitte angesetzt werden, mit einer 
deutlichen Beschleunigung seit Anfang der 1830er Jahre. Nach der 
schweren, sich bis 1854/55 hinziehenden Ubergangskrise, die 1846/47 
als Emtekrise im Agrarsektor einsetzte und dann auf die Gewerbe 
Übergriff®, begann für Württemberg die Phase des Durchbruchs zur 
Industrialisierung (take-off)6 7.

Bis zur Jahrhundertmitte wurde zwar die Gewerbestruktur bereits 
verbessert8 9 und die industrielle Entwicklung vorangetrieben, doch 
der gewerblich-industrielle Bereich konnte sich erst seit den 1850er 
Jahren von den Fesseln der Landwirtschaft befreien, die auf Grund 
ihres spezifischen Gepräges — starke Bodenzersplitterung und Vor­
herrschen von Klein- und Kleinstbetrieben* — nur schwer zu moder­
nisieren war. Die agrarwirtschaftliche Stagnation behinderte die ge­
werblich-industrielle Entwicklung, denn in der Anfangsphase der In­
dustrialisierung steckten die Zuwachsraten in der landwirtschaft­
lichen Produktion die Grenzen ab, in denen sich die Industrialisie­
rung vollziehen konnte1*. Die württembergische Landwirtschaft war 
aber, wie die Auswanderungszahlen beweisen11 12 13, gezwungen, sich 
personell und hinsichtlich der Betriebszahlen gesundzuschrumpfen, 
so daß die industrielle Entwicklung nicht durch eine prosperierende 
Agrarwirtschaft verstärkt wurde, sondern im Gegenteil die Aufgabe 
hatte, zur Sanierung der krisenanfälligen Landwirtschaft beizutra­
gen1*. Daß dies bis zur Jahrhundertmitte noch nicht gelungen war, 
belegt die schwere Wirtschaftskrise bis 1854/55. Dann setzte jedoch 
ein rascher industrieller Aufschwung ein, der noch dadurch begün­
stigt wurde, daß die reichen Ernten in der 2. Hälfte des nachrevolutio­
nären Jahrzehnts die Konsumtionskraft der breiten Bevölkerung 
stärkten. Die nach der Krise beginnende Entwicklungsphase wird als 
forcierte Industrialisierung1* verstanden, da wirkungsvolle staatliche 
Initiativen zur Wirtschaftsförderung, verstärkte wirtschaftliche Akti-

6 Vgl. u. S. 61 ff.
7 Zur Bestimmung der Phasen s. Walt. W. Rostow, Stadien wirtschaftlichen Wachs­

tums, vor allem Kap. 2—4, und den Sammelband: ders. (Hrsg.), The Economics of 
Take-Off into Sustained Growth, London 1964. Die wichtigste Literatur zur 
Rostowschen Theorie ist verzeichnet bei Wehler, Theorieprobleme, S. 87 f. Anm. 
22 f. Es sei nachdrücklich betont, daß hier nicht Rostows Stadientheorie insgesamt 
übernommen wird, sondern nur seine Kriterien für die Take-Off-Phase. Vgl. zu 
dieser industriellen Durchbruchsphase vor allem auch Gerschenkron, Economic 
Backwardness, S. 5—30. Ott (S. 16 f.), dessen Arbeit ich erst nach Abschluß meines 
Manuskripts einsehen konnte, datiert die Phase des industriellen Durchbruchs für 
Württ. ebenfalls ab 1855. Ab 1875 setzte dann eine „Phase reduzierten Wirt­
schaftswachstums" ein (S. 17 f.).

8 Vgl. u. S. 30 ff.
9 Vgl. u. S. 64 f.

10 Vgl. Rostow, Stadien, S. 40.
11 Vgl. u. S. 65.
12 Vgl. u. S. 65 f.
13 Dazu Kap. A I, 3.
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vität des Bürgertums bei gleichzeitiger Entpolitisierung breiter bür­
gerlicher Kreise14 15 16 und Wirtschaftsaufschwung parallelliefen.

Walt. W. Rostow definierte die Take-off-Phase durch 3 Bedingun­
gen18 19 20 21:

1. Ein Anstieg der produktiven Investitionen von etwa 5 auf etwa 
10°/» des Nettosozialprodukts.

Ein solcher Anstieg kann mangels präziser zeitgenössischer Zahlen­
angaben zwar nicht nachgewiesen werden, aber die angeführten Stei­
gerungsraten1* der Investitionen in einzelnen führenden Wirtschafts­
sektoren stützen die Annahme, daß die Investitionsraten seit der 
Jahrhundertmitte einen qualitativen Sprung erfuhren. Darauf deutet 
auch der starke Anstieg des württembergischen Volkseinkommens 
hin, das 1841 ca. 180 Millionen Mark betrug und bis 1863 auf 316 Mil­
lionen Mark anstieg18*.

2. Die Entwicklung von Industriezweigen mit hohen Wachstumsra­
ten. Das trifft für Württemberg vornehmlich für die Textilbranche zu, 
die man durchgreifend modernisierte, und für die Metallindustrie . 
Auch der Eisenbahnbau, der überall eine Schlüsselrolle in der indu­
striellen Entwicklung einnahm , setzte in Württemberg erst seit der 
Jahrhundertmitte verstärkt ein.

17

18

3. Die Schaffung eines politischen, sozialen und institutionellen 
Rahmens, der wirtschaftliche Impulse aufnimmt und auswertet.

Die Entwicklung vornehmlich der institutionellen Voraussetzungen 
für eine verstärkte Industrialisierung des Landes setzte zwar bereits 
etwa 1820 ein18, doch erst nach der Revolution baute man durch 
staatlich-privatwirtschaftliche Kooperation die unsystematischen An­
fänge in ein festes institutionelles Gerüst ein. Vor allem die Zentral­
stelle für Gewerbe und Handel erhielt für die gewerblich-industrielle 
Erschließung des Landes eine hohe Bedeutung88. Auch staatliche Ge­
werbe- und Handelskammern entstanden erst im nachrevolutionären 
Jahrzehnt, wie auch der Auf- und Ausbau des Bankwesens, der die 
wirtschaftliche Aufstiegsperiode kennzeichnet81, verstärkt erst seit 
der Jahrhundertmitte einsetzte.

Diese skizzierten Entwicklungslinien, die in den beiden folgenden 
Abschnitten näher ausgeführt werden, rechtfertigen wohl die vorge­

14 Vgl. Kap. C I.
15 Rostow, Stadien, S. 57.
16 Vgl. u. S. 50 ft.
16a Vgl. Ott, S. 17.
17 Vgl. u. S. 51 f.
18 Vgl. etwa Landes, Unbound Prometheus, S. 196, oder Rostow, Stadien, S. 73 f.
19 Vgl. u. S. 35 ff.
20 Vgl. vor allem Huber, Württembergische Handelskammern; Mosthaf, Württember­

gische Industrie- und Handelskammern; Siebertz, Steinbeis; Ott, S. 291 ff. S. auch 
u. S. 66 ff.

21 Vgl. Stadien, S. 65; Gerschenkron, Economic Backwardness, S. 11 ff.
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schlagene Periodisierung der industriellen Entwicklung Württem­
bergs. Sie deckt sich weitgehend mit der Phaseneinteilung von 
Rostow für die deutsche Entwicklung“. Auch Walther G. Hoffmann, 
der für Deutschland die Take-off-Phase zwischen 1830/35 und 1855/60 
ansetzt und die Periode des „self-sustained growth" bereits ab 
1855/60 datiert“, betont, daß diese Industrialisierungsphasen in den 
einzelnen deutschen Regionen zu verschiedenen Zeiten eingesetzt 
haben. Die Erforschung der Industrialisierung Deutschlands ist des­
halb vornehmlich eine Aufgabe der Landesgeschichtsforschung“. Die 
folgenden Abschnitte, die nur einen kleinen Beitrag zu dieser Auf­
gabe leisten wollen, sollen die sozioökonomischen Umrisse jenes Fel­
des abstecken, auf dem die politischen Parteien agierten und an das 
sie gebunden blieben.

22 Stadien, S. 56.
23 Hoffmann, Take-Off in Germany, S. 96. Auch W. Fischer (Verhältnis von Staat 

und Wirtschaft, S. 301, Anm. 5) datiert die Take-Off-Phase auf die Zeit bis 1848. 
Zum Problem der Datierung der Take-off-Phase in Deutschland vgl. auch Kaelble, 
Berliner Unternehmer, S. 15—17, u. neuerdings Wehler, Kaiserreich, S. 24 ff.

24 Vgl. die Literatur in Anm. 18 S. 15.

2. Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Aufstieg (1820—1850)

Zunächst gilt es, die Rolle des Staates in der Frühphase der Indu­
strialisierung Württembergs zu untersuchen. Die Frage nach dem 
staatlichen Einfluß auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
Württembergs besitzt nämlich erhebliches Gewicht für eine Analyse 
der liberal-demokratischen Bewegung, da die staatlichen Reformen 
die Entwicklung des Parteiwesens in starkem Maße mitbestimmten 
und die Wirkungsmöglichkeiten der Opposition beschnitten1 2 3.

Daß der staatliche Anteil an der industriellen Erschließung der 
deutschen Länder in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts gewichtig war, 
ist ein unbestrittenes Ergebnis der Forschung1. Gerade was Württem­
berg betrifft, wurde dieser Sachverhalt von der älteren Forschung 
jedoch oft überzeichnet, da man die unternehmerische Eigeninitiative 
zu wenig oder fast gar nicht berücksichtigte. Das große halboffizielle 
Werk von Vischer*, das die industrielle Entwicklung weitgehend auf 
das Wirken der Stuttgarter Zentralstelle für Gewerbe und Handel zu­
rückführte, bestimmte lange die wirtschaftsgeschichtliche Landesfor­
schung. Auch neuere Untersuchungen haben sich von dem Einfluß 
dieses Buches nicht freigemacht4. Otto Borst hat in seiner wichtigen

1 Dazu Kap. A n, 1.
2 Vgl. vor allem W. Fischer (Beginn der Industrialisierung; Government and Indu­

strialisation) und die in dem Literaturbericht von Büsch (Industrialisierung, S. 34 f. 
Anm. 44) angeführte Spezialliteratur.

3 Vischer, Industrielle Entwicklung, 1875. Auf den „Rechtfertigungscharakter" des 
Buches, das von Steinbeis, dem „nicht mehr ganz unangefochtenen Präsidenten 
der Zentralstelle" angeregt wurde, wies schon Gehring (List bis Steinbeis, S. 406 
Anm. 2) hin.

4 Vgl. vor allem die in Anm. 20 (A1,1) angeführte Literatur.
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Arbeit über „Staat und Unternehmer in der württembergischen Indu­
strie"* diese Geschichtsschreibung, die sich ganz an der Tätigkeit 
von staatlichen Organisationen und an Herrschergestalten orien­
tierte, scharf kritisiert. Seine Kritik deckt gewiß erhebliche Schwä­
chen der vorhandenen Literatur zur Wirtschaftsentwicklung Würt­
tembergs auf; er fällt allerdings selbst in das andere Extrem. So über­
schätzt er nicht nur die Bereitschaft des württembergischen Unter­
nehmers zum politischen Engagement erheblich*, sondern unter­
schätzt auch die Bedeutung der staatlichen Maßnahmen für das vor­
märzliche Wirtschaftsleben. Da der Grund für diese Fehleinschätzung 
vornehmlich ein methodologischer ist, soll etwas näher darauf einge­
gangen werden.

Borst konzentriert sich ganz darauf, das Wirken der unternehmeri­
schen Einzelpersönlichkeit zu untersuchen, deren Stellenwert für die 
Industrialisierung des Landes aber erst hervortritt, wenn die wirt­
schaftliche Gesamtentwicklung betrachtet wird. Da Borst dies weitge­
hend außer acht läßt, verengt er den Komplex „Staat und Unterneh­
mer" zu sehr auf den Prozeß der Unternehmensgründungen. Er be­
zieht so die genaue Gegenposition zu der von ihm kritisierten Litera­
tur, die in erster Linie den direkten staatlichen Anteil an der Entste­
hung von Wirtschaftsuntemehmungen betonte. Die Bedeutung staat­
licher Maßnahmen für die allgemeine Wirtschaftsentwicklung und 
auch für die Gründung und Geschichte einzelner Unternehmungen 
beschränkt sich jedoch nicht auf direkte Einflüsse staatlicher Organe. 
Um die Rolle des Staates abschätzen zu können, muß vielmehr die 
ganze Breite der Wirtschaftsfunktionen des Staates bzw. der Regie­
rung betrachtet werden: der Staat als Gesetzgeber, als Administrator, 
als Unternehmer sowie als Konsument und Investor5 6 7 8. Vor allem die 
Aufgabe, Sozialkapital zu schaffen, das als Voraussetzung für eine In­
dustrialisierung unentbehrlich war, wies dem Staat eine bedeutsame 
Rolle zu, da bei diesen Investitionen entweder kein Gewinn (z. B. 
beim Schulwesen) oder auf längere Zeit keine erheblichen Gewinne 
(z. B. beim Ausbau der Infrastruktur) zu erwarten waren*.

5 Diesen Komplex hat vor ihm unzureichend untersucht: Mehmke, Entstehung der 
Industrie und Unternehmertum. Audi Gehring (List bis Steinbeis) würdigt die In­
itiativen, die von den Wirtschaftskreisen ausgingen, recht ausführlich. In seinem 
späteren Aufsatz (Wirtschaftsleben) betont er allerdings stärker den Anteil des 
Königs und der staatlichen Organe an der Wirtschaftsförderung. Vgl. audi Kellen- 
benz, Unternehmertum in Süddeutschland, und allgemein Zorn, Unternehmertum; 
s. auch ders., Handelsgeschichte, S. 205 ff. Zum Typ des Beamten-Unternehmers im 
Württ. des 18. Jahrhunderts s. Liebel.

6 Vgl. dazu Kap. A II, 1.
7 Nach Fischer (Beginn der Industrialisierung, S. 292 f.), der diese Funktionen noch 

weiter auffächert. Für eine grundsätzliche Kritik an einer Wirtschaftsgeschichte, 
die als Geschichte „historischer Individuen" betrieben wird, vgl. Wehler, Theorie­
probleme.

8 Vgl. Rostow, Stadien, S. 41 ff. Für Württ. hat Ott den Bereich der Grundlageninve­
stitionen untersucht, deren Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
er entschieden hervorhebt.
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Unter dieser umfassenden Fragestellung ist die württembergische 
Wirtschaftsgeschichte noch kaum erforscht*. Im folgenden können 
deshalb nur wenige Entwicklungslinien angedeutet und durch einige 
statistische Analysen zum Wandel des Sozial- und Wirtschaftsgefü­
ges ergänzt werden. Daß Borst auf statistische Untersuchungen völlig 
verzichtet, deutet ebenfalls darauf hin, daß er sich methodologisch 
einseitig am Wirken von Einzelpersönlichkeiten orientiert. Auch 
seine bereits angedeutete Fehleinschätzung der politischen Aktivität 
der Unternehmerschaft beruht auf der fehlenden quantifizierenden 
Absicherung, die davor bewahren kann, untypische Beispiele als 
typisch mißzuverstehen9 10 11 12 13.

In den beiden ersten vormärzlichen Landtagswahlperioden 
(1820—1830) hatte die Regierung eine Reihe von gesetzgeberischen 
Maßnahmen angeregt und durchgesetzt, die Württemberg wirtschaft­
lich und sozial förderten. Von besonderer Bedeutung erwiesen sich 
die Reform des Steuerwesens von 1821 “, das Verwaltungsedikt von 
1822, das den gesetzlichen Rahmen für die Rechts- und Sozialverfas­
sung von Gemeinden- und Amtskörperschaften bis ins 20. Jahrhun­
dert hinein absteckte**, und die Revision der Gewerbeordnung von 
1828, die eine wichtige Station auf dem Wege zur vollen Gewerbefrei­
heit bedeutete**. Hinzu kamen die ersten Maßnahmen, um die Zoll­
grenzen zwischen den deutschen Staaten abzubauen14 15 16.

Die Revision des Steuerwesens war eine der dringlichsten Aufga­
ben, vor die sich die Regierung nach 1818 gestellt sah, da die langen 
Kriegsjahre und die Mißernten vor 1818, die fast ganz Europa heim­
suchten1*, hohe Defizite im Staatshaushalt verursachten. Die Steuer­
reform, die ein neues Verhältnis zwischen direkten und indirekten 
Steuern schuf, zeigte eine schnelle positive Wirkung. Seit 1821 wie­
sen nur noch die Budgets für die Jahre 1823—25 und 1826/27 Defizite 
auf14. Ab 1827 betrug der Einnahmeüberschuß, trotz mehrfacher 
Steuersenkungen17, bis 1846/47 zwischen 336 000 und 2,8 Millionen 
Gulden. Haushalt und Steuerbelastung konnten im gesamten Vormärz 
weitgehend konstant gehalten (Abb. 1), die Ertrag- und Einkommen­
steuern sogar gesenkt werden (Abb. 2). Erst die Mißernten der Jahre

9 Den stärksten Ansatz dazu bieten Gehring (Wirtschaftsleben) und Ott für den Be­
reich des Staates als Administrator und Investor.

10 Vgl. dazu Kap. AII, 1 zur Sozialschichtung der vormärzlichen Landtage.
11 Vgl. Hochstetter, Einkommensteuer in Württemberg, 1866, S. 252 ff.
12 Vgl. Grube, Landtag, S. 511; Bitzer, Recht auf Armenunterstützung, 1863, S. 229; 

Mohrdieck, Bauemunmhen, S. 71 ff.
13 Vgl. Köhler, Gewerberecht, S. 108 ff. Zu den Auswirkungen s. u. S. 40.
14 Vgl. dazu u. S. 33 f. Die Binnenzölle waren bereits seit 1808 aufgehoben, vgl. Geh­

ring, Wirtschaftsleben, S. 222.
15 Vgl. Abel. Agrarkrisen, S. 209 f.; ders., Massenarmut, S. 54 f. Zu Württemberg: 

Gehring, List bis Steinbeis, S. 200.
16 Diese und die folgenden Zahlen nach Riecke, Finanzverwaltung, 1870, S. 73 ff.
17 Vgl. Hochstetter, Einkommensteuer, S. 254 ff.
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1846/47 und die Ubergangskrise bis 1854/55 ließen den Haushalt wie­
der defizitär werden, da der Ertrag des Kammerguts rapide sank 
(Abb. 1), ohne daß die Steuereinnahmen dies auffangen konnten. Zu­
gleich steigerte die Regierung in den Krisenjahren das Haushaltsvo­
lumen und betrieb so — im heutigen Sprachgebrauch — eine antizy­
klische Wirtschaftspolitik18 19 20 21.

Größte Bedeutung für die gewerblich-industrielle Erschließung des 
Landes erhielten die Zoll- und Handelsverträge, die Württemberg seit 
1829 einging und die schließlich zum Zollverein von 1834 ausgeweitet 
wurden“. Die Regierung setzte die Verträge gegen den Widerstand 
der liberalen Kammeropposition durch*1. Die Unternehmerschaft rea­
gierte zunächst zwiespältig auf die Zollvereinspläne, da sie einen rui­
nösen Wettbewerb befürchtete, begrüßte dann aber doch den Zollver­

18 Vgl. die Abbildung bei Buzengeiger, Zusammenhänge, S. 17. Abgedruckt auch bei 
Droz, Rfrvolutions Allemandes, Anhang.

19 Errechnet nach Riecke (Anm. 16). In der Abbildung sind jeweils Durchschnitts­
werte für die angegebenen Zeitspannen eingesetzt. Nur der Ertrag des Kammer­
guts zwischen 1848/49 und 1851/52 ist genau eingezeichnet, da er erhebliche 
Schwankungen aufwies.

20 Einen kurzen Überblick gibt Gehring, Wirtschaftsleben, S. 228 ff. Am 1. Januar 
1829 trat der bayerisch-württembergische Zollverein in Kraft, der im Mai d. J. 
einen Handelsvertrag mit dem preußisch-hessischen Zollverein abschloß. Bereits 
1824 schloß sich Württemberg mit Hohenzollem zu einem Zollverband zusammen, 
vgl. Gehring, List bis Steinbeis, S. 421. Zum Zollverein vgl. etwa W. Fischer, Ger­
man ZoUverein) Henderson, The Zollverein) Haussherr, Zollverein und Industriali­
sierung.

21 Vgl. Kap. A II, 1, S. 75.
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ein22, dessen positive Auswirkungen auf das gesamte Wirtschaftsle­
ben des Landes sie bald spürte.

Die Einflüsse einzelner Faktoren auf die wirtschaftliche Entwick­
lung, wie Durchführung partieller Gewerbefreiheit, verstärkte unter­
nehmerische Aktivität, Einführung neuer Techniken, Zollverbund, 
sind zwar nur schwer voneinander abzugrenzen, doch die Wirkung 
des Zollvereins kann an den wertmäßigen Verschiebungen innerhalb 
des Steueraufkommens unmittelbar erfaßt werden. Die belebende 
Kraft des Zollvereins für die württembergische Wirtschaft geht deut­
lich aus den seit 1834/35 sprunghaft ansteigenden Zolleinnahmen her­
vor (Abb. 2), die seit 1841/42 bis Anfang der 1850er Jahre den größten 
Einzelanteil der Steuererträge ausmachten. Nur die Wirtschaftsstok- 
kung in den Revolutionsjahren ließ die Höhe der Zollgefälle knapp 
unter die Summe der Ertragsteuem sinken. Das starke Anwachsen der

22 Vgl. Gehring. Wirtschaftsleben, S. 231.
23 Alle Werte errechnet nach ebd. Außer den Ertragsteuem sind alle Werte als 

Durchschnittszahlen angagahan. Stärkere Erhöhungen oder Senkungen sind jedoch 
genau eingezeichnet. Gegenüber den Einnahmearten, die in der Abbildung ge­
nannt werden, verloren alle anderen zunehmend an Bedeutung. Zur Auswirkung 
des Zollvereins auf Württemberg vgl. auch: „Uber den Einfluß des Zollvereins auf 
die Industrie und den Handel Württembergs“, in: W. Gewerbeblatt 1851, 
S. 213—301.
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Zolleinnahmen und der Wirtschaftsabgaben24 25 26, die ebenfalls einen 
Gradmesser für den wirtschaftlichen Aufschwung darstellen, sowie 
die bis 1846/47 steigenden Erträge aus dem Kammergut ermöglichten 
im Vormärz die mehrfache Senkung der Ertrag- und Einkommen­
steuern24, so daß die breitere Bevölkerung steuerlich entlastet wurde. 
Erst der Landtag der Revolutionsjahre mußte die Einkommensteuern 
drastisch erhöhen (Abb. 2), um die ab 1847/48 sinkenden Erträge des 
Kammerguts zu kompensieren, in denen sich vor allem die Ausfälle 
widerspiegeln, die auf Grund der Ablösungsgesetze entstanden24.

Neben dem Anschluß an den Zollverein gewann unter den gesetz­
geberischen Aktivitäten im Vormärz vor allem die Gewerbereform 
von 1828 große Bedeutung für die weitere wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des Landes. Diese Reform kann aber nur recht gewürdigt 
werden, wenn man sie im Zusammenhang mit den staatlich-admini­
strativen Maßnahmen sieht, die die partielle Befreiung von den Zunft­
fesseln vorbereiteten und ergänzten. Die Frage nach der Rolle des 
Staates als Administrator soll deshalb zunächst erörtert werden. 
Auch hier darf sich die Fragestellung nicht auf die unmittelbare 
Staatshilfe, etwa durch Kredite, beschränken, sondern muß vielmehr 
die allgemeine Gewerbeförderungspolitik miteinbeziehen, die erst 
den Boden für die unternehmerische Eigeninitiative fruchtbar machte.

Gehring läßt mit dem Regierungsantritt König Wilhelms im Jahre 
1816 eine „Gründer- und Stifter-Periode"27 einsetzen — eine Formu­
lierung, die angesichts der Fülle von landwirtschaftlichen und ge­
werblichen Vereinen, die mit staatlicher Hilfe entstanden, und des 
raschen Ausbaus des gewerblichen Unterrichtswesens berechtigt er­
scheint, wenngleich man berücksichtigen muß, daß staatliche Anre­
gung und privatwirtschaftliche Forderung sich gegenseitig ergänz­
ten28.

Noch bevor 1819 in Stuttgart der erste württembergische Handels­
und Gewerbeverein unter staatlicher Mithilfe entstand, gründete man 
1817, ebenfalls unter staatlicher Mitwirkung, einen landwirtschaft­
lichen Verein, dessen Zentralstelle ihren Sitz in Stuttgart erhielt. Bis 

24 Vgl. zu dieser Getränkesteuer: Königreich Württemberg, Bd. 2,2, 1882, S. 207—214.
Einen kurzen Überblick über die Entwicklung des Steuerwesens gibt Dehlinger, 
Staatswesen, Bd. 2, S. 828 ff.

25 Zu den Ertragsteuern zählten Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer; zu den Ein­
kommensteuern die Kapital- und Besoldungssteuer.

26 Vgl. Riecke (Anm. 16), S. 71.
27 Wirtschaftsleben, S. 207. Borst (Staat und Unternehmer, S. 157), versucht durch 

eine Äußerung des Königs dessen Anteil an der staatlichen Wirtschaftsförderung 
als minimal hinzustellen. Das kann angesichts der zahlreichen Belege bei Gehring 
(Wirtschaftsleben; List bis Steinbeis) für das unmittelbare Eingreifen des Königs 
und für die Initiativen, die von ihm ausgingen, aber nicht überzeugen.

28 Im folgenden wird nur das Wichtigste herausgegriffen. Detailliert bei Gehring, 
List bis Steinbeis, S. 409 ff., und ders., Wirtschaftsleben, S. 208 ff. Vgl. auch die 
Angaben in dem Abschnitt „Gewerbe und Handel" (S. 551 ff.) im „Königreich 
Württemberg", 1863, wo ein Überblick über die Entwicklung ab etwa 1820 gege­
ben wird, und „Königreich Württemberg", Bd. 2,1, 1883, S. 467.
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1848 nahm sie auch die Funktion einer gewerblichen Zentralstelle 
wahr. Ihr schlossen sich bald Lokal- und Bezirksvereine im ganzen 
Lande an. Beide Vereine waren „halboffizielle Gebilde"2*, die außer­
halb des Behördenapparats standen und das Recht des unmittelbaren 
Kontakts mit dem König und der Regierung hatten. Daß ein landwirt­
schaftlicher Verein die Gründungswelle eröffnete und daß der erste 
Gewerbeverein nur 5 Jahre Bestand hatte*0, wirft ein bezeichnendes 
Licht auf den wirtschaftlichen Entwicklungsstand Württembergs An­
fang der 1820er Jahre, aber auch auf die vorherrschende Meinung im 
Lande über das anzustrebende Verhältnis von Landwirtschaft und Ge­
werbe. Erst als in den 1830er Jahren die wirtschaftliche Entwicklung 
stärker voranschritt, ging die Initiative zu Vereinsgründungen mehr 
auf Privatleute über. Den nachhaltigsten Einfluß übte die 1830 ge­
gründete Gesellschaft für Beförderung der Gewerbe’1 aus. Doch 
selbst für diesen Verein suchten die Unternehmer zunächst staatliche 
Unterstützung zu erhalten. Erst als ein entsprechender Antrag, den 
der Calwer Fabrikant Dörtenbach“ in der Abgeordnetenkammer ein­
gebracht hatte, erfolglos blieb, entstand der Verein als private Grün­
dung. Die Regierung griff dann jedoch die Privatinitiative auf, billigte 
die Vereinsstatuten und gewährte eine jährliche Unterstützung von 
500 Gulden. Zudem standen bis 1848 hohe Beamte an der Spitze des 
Vereins. Erst 1847 gelangte ein Vertreter des Wirtschaftsbürgertums 
in den Vorstand**. In diesem Vorgang dokumentiert sich beispielhaft 
der Aufstieg des Bürgertums, das von den wirtschaftlich-sozialen 
Reformmaßnahmen des Staats gefördert wurde und sich schließlich 
vom Staat zu emanzipieren suchte*4. Zugleich zeigte sich aber auch, 
wie sehr das Bürgertum noch auf staatliche Hilfe angewiesen war, 
denn der Verein, dem 1846 schon 14 Bezirksvereine angeschlossen 
waren**, konnte noch nicht aus eigener Kraft finanziell existieren. 
Man mußte die Regierung um einen erhöhten jährlichen Zuschuß bit­
ten. Anfang 1848 vollzog man dann den nächsten Schritt, um sich vop 
staatlicher Aufsicht und Anleitung zu lösen.

Im Februar 1848 versammelte sich auf Einladung des Göppinger

29 Gehring, Wirtschaftsleben, S. 209.
30 Vgl. Dehlinger, Staatswesen, Bd. 2, S. 660. Der nächste Gewerbeverein entstand 

erst 1831 in Hall. Ein Überblick über „Die Tätigkeit der Gewerbevereine des Lan­
des" findet sich im W. Gewerbeblatt 1857, S. 137 ff. Zum Haller Verein vgl. dessen 
Bericht zu seinem 25jährigen Jubiläum im W. Gewerbeblatt 1856, S. 316 ff.

31 Vgl. Gehring, Wirtschaftsleben, S. 233; ders., List bis Steinbeis, S. 421 ff.; vor 
allem die Rechenschaftsberichte Nr. 1—18 (1831—1848) der Gesellschaft.

32 Zu dessen politischem Engagement s. u. S. 76.
33 Bis 1836 Freiherr von Kerner, Geheimer Rat, als Vorstand der Gesellschaft und 

Staatsrat von Pistorius als Vorstand des Ausschusses der Gesellschaft. Seit 1837 
war Pistorius Gesellschaftsvorstand und Dr. Duvemoy Ausschußvorstand. 1847 er­
hielt der Stuttgarter Kaufmann Carl Ostertag die neugeschaffene Stelle des stell­
vertretenden Ausschußvorstands (vgl. die Rechenschaftsberichte des Vereins). 
Vgl. zu diesem Gehring, List bis Steinbeis, S. 434 Anm. 55.

34 Vgl. zu diesem Vorgang Kap. AII, 1.
35 Vgl. Königreich Württemberg, 1863, S. 559.
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Gewerbevereins ein „Gewerbekongreß", um gewerbliche Fragen des 
Landes zu erörtern. Er forderte vor allem die Errichtung einer Zen­
tralstelle, die ausschließlich für Gewerbe und Handel zuständig sein 
sollte3*. Das Wirtschaftsbürgertum hatte also die Initiative übernom­
men, wollte aber die projektierte Instanz für die wirtschaftliche För­
derung Württembergs in die staatliche Organisation integrieren. Man 
strebte ein quasistaatlidies Organ an, das nach dem Vorbild der be­
stehenden landwirtschaftlichen Zentralstelle organisiert sein sollte. 
Die Regierung ging auf das Verlangen des Gewerbekongresses rasch 
ein. Als sich Ende Mai 1848 Delegierte der Gewerbevereine und der 
Gesellschaft für Förderung der Gewerbe in Stuttgart trafen, nahmen 
auch der Innen- und der Finanzminister an den Verhandlungen teil. 
Anfang Juni genehmigte der König bereits die Errichtung der Zentral­
stelle36 37, die den privaten Gewerbeförderungsverein entbehrlich 
machte. Sein Vermögen ging auf die neue Zentralstelle über38 39 40.

Ein analoger Vorgang vollzog sich 1854/55, als staatliche Handels­
kammern die Privatkammem aufsaugten, die bereits seit 1844 in den 4 
Regierungskreisen existierten33. Die privaten Organe erwiesen sich 
durchweg als zu schwach und als zu beengt in ihrem Wirkungsbe­
reich, so daß die Unternehmerschaft die Kooperation mit dem Staat 
teils von sich aus suchte, teils auf staatliche Anregungen bereitwillig 
einging. Die Zusammenarbeit war in den ersten Vereinsgründungen 
von 1817/18 schon modellartig vorgebildet. Diese Anfänge bestimm­
ten weitgehend im ganzen Vormärz und über die Jahrhundertmitte 
hinaus das Verhalten des Wirtschaftsbürgertums, das gesellschaft­
liche Gruppen nicht gegen den Staat, sondern in den Staat inte­
grierte43 — einen Staat, der dem Bürgertum die Erfüllung politisch- 
rechtlicher Forderungen immer noch verweigerte. Die enge Koopera­
tion von Staat und Wirtschaftsbürgertum besaß, wie der folgende Ab­
schnitt (AII, 1) zu zeigen versucht, erhebliche Tragweite für die Wir­
kungsmöglichkeit der liberalen Opposition, die das Wirtschaftsbür­
gertum nur in sehr beschränktem Maße an sich heranzuziehen ver­
mochte.

Der Aufbau von gewerblich-industriellen Organen, in denen Ver­
treter des Staats und der Wirtschaft zusammenarbeiteten, diente nicht 
nur dazu, wirtschaftliche Impulse zu wecken und zu stärken, sondern 

36 Vgl. WJbb 1848/1, S. 73 f.
37 Vgl. Vischer, S. 14 ff.; Gehring, List bis Steinbeis, S. 439 f.
38 Vgl. W. Gewerbeblatt 1849, S. 253.
39 Neckar-, Jagst-, Donau- und Schwarzwaldkreis. Die Gründung der Privatkammem 

hatte der seit 1840 bestehende Handelsverein von Kaufleuten und Fabrikanten 
veranlaßt, vgl. Königreich Württemberg, 1863, S. 559. Die Privatkammem hatten 
vor allem die Aufgabe freiwilliger Schiedsgerichtsbarkeit unter Gewerbetreiben­
den, vgl. „Die Entstehungsgeschichte der Handels- und Gewerbekammem" im 
W. Gewerbeblatt 1856, S. 127 ff.

40 Zu diesem Vorgang, der sich nicht auf Württemberg beschränkte, vgl. Kaelble, In­
dustrielle Interessenverbände vor 1914; Beutin, Handelskammer zu Hagen, S. 58 f. 
S. auch C I, 3.
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bereitete auch die Sozialverfassung des Landes auf die Lockerung 
sozialständischer Bindungen durch die Gewerbereform von 1828 vor. 
Denn die Gewerberefonn löste nicht allein alte Zunftfesseln, sondern 
mit den Fesseln entfiel auch die sozialständische Einhegung des ein­
zelnen durch seine Zugehörigkeit zur Zunft. Der staatlich geförderte 
Aufbau eines gewerblichen Vereinswesens, von Handels- und Gewer- 
bekammem, stellte dem gesetzlichen Abbau alter Sozialstrukturen, die 
sich in der Praxis schon längst aufzulösen begannen, Anfänge neuer 
Strukturen entgegen. Sie sollten eine freie Entfaltung des Wirt­
schaftslebens nicht mehr hindern, es gleichwohl aber organisatorisch 
binden.

Eine große, aber schwer zu messende Wirkung auf die gewerblich- 
industrielle Erschließung des Landes übte auch der Aus- und Aufbau 
eines praxisorientierten Bildungswesens aus. 1818 entstand — um 
wieder nur das Wichtigste zu nennen41 42 43 — das landwirtschaftliche In­
stitut in Hohenheim, nachdem bereits ein Jahr zuvor die Universität 
Tübingen eine staatswissenschaftliche Fakultät erhalten hatte. 1821 
kamen in Stuttgart eine Tierarzneischule, 1825 eine Gewerbeschule 
für Lehrlinge hinzu. Die Zahl der Industrieschulen, die dazu dienten, 
Kinder armer Eltern einfache handwerkliche Fähigkeiten zu lehren, 
schwoll stark an. 1830 erhielten bereits in 464 Orten über 20 000 Kin­
der Unterricht4*. Als besonders bedeutsam für den Ausbau des pra­
xisorientierten Bildungswesens erwies sich die „Polytechnische 
Schule“ in Stuttgart, die aus der 1818 gegründeten Realschule hervor­
wuchs, die mehrfach erweitert und umgeformt worden war. Aus dem 
Polytechnikum, dessen Errichtung bereits 1824 die landwirtschaft­
liche Zentralstelle in einer Eingabe an den Innenminister gefordert 
hatte, gingen führende Beamte hervor, die den württembergischen 
Eisenbahnbau leiteten, und viele Fabrikanten, wie etwa Deffner in 
Eßlingen4*.

All diese Maßnahmen zur gewerblich-industriellen Förderung dien­
ten dazu, Württemberg wirtschaftlich und sozial auf den Anschluß an 
den Zollverein und auf die Gewerbereform vorzubereiten. Denn wäh­
rend der Zollverein die württembergische Wirtschaft einem erhöhten 
Konkurrenzdruck aussetzte, der zu verstärkter unternehmerischer In­
itiative zwang, lockerte die Gewerbereform die Zunftschranken, die 
die Entfaltung unternehmerischer Aktivität lähmten. Beide Maßnah­
men vollzogen also gewichtige und irreversible Weichenstellungen 
für die Zukunft. In beiden spiegelt sich auch eine gewandelte Einstel­
lung führender staatlicher Kreise zu wirtschaftspolitischen Grundfra­
gen wider. Das macht ein Vergleich von zwei großen Berichten deut- 

41 Detaillierter bei Gehring, Wirtschaftsleben, S. 224 ff., 203, u. vor allem bei Ott, 
S. 177 ff.

42 Vgl. ders., List bei Steinbeis, S. 428.
43 Vgl. ders., Wirtschaftsleben, S. 225. Zu Deffners politischer Aktivität s. u. S. 76.
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lieh, die 1823 und 1832 die Finanzminister dem König über den wirt­
schaftlichen Entwicklungsstand gaben.

Der erste Bericht hatte die Landwirtschaft noch als „Hauptgrund­
lage des Wohlstands der Nation"44 45 46 bezeichnet. Er betonte die enge 
Verquickung von Landwirtschaft und Gewerbebetrieb, die es zu er­
halten gelte. Der Autor des Berichts lehnte eine Industrialisierung auf 
Kosten der Dominanz des Agrarsektors entschieden ab, wofür er 
neben wirtschaftlichen auch soziale und politische Motive anführte, 
denn mit Fabriken assoziierte er „Bettler" und „Aufrührer"4*. Die 
Landwirtschaft sollte das Fundament der württembergischen Volks­
wirtschaft und auch des einzelnen Handwerkers bleiben. Ein Prozeß 
des Umdenkens hatte aber schon eingesetzt, wie die staatliche Unter­
stützung des gewerblichen Schulwesens und bei der Abhaltung von 
Gewerbemessen zeigt4*. Zwei Krisen beschleunigten diesen Prozeß: 
eine landwirtschaftliche Überproduktionskrise, die in ganz Europa die 
Preise für Agrarprodukte auf ein Minimum senkte und die Bauern­
schaft inmitten guter Ernten der Existenznot aussetzte, und dann im 
Jahr 1822/23 eine erneute Mißernte47. Als Katalysator in diesem Pro­
zeß wirkte auf die öffentliche Meinung Moriz Mohls48 49 50 Buch „Uber 
die württembergische Gewerbsindustrie", das 1828 erschien und 
große Resonanz fand. Diese Schrift machte Mohl zum „Propheten der 
kommenden Industrialisierung"4* in Württemberg.

Der ministerielle Bericht von 1832, der die Industrialisierung Würt­
tembergs schon als Ziel bezeichnete**, bekräftigte nur noch, daß in­
nerhalb der führenden Kreise in den staatlichen Organen der „Kampf 

44 Der Bericht von 1823 stammt von Weckherlin (1767—1828), der das Finanzressort 
von 1818 bis 1827 leitete. Er wurde mit einigen Änderungen anonym veröffentlicht 
unter dem Titel „Der württembergische Handel. Vom Handel 1811/21 und 
1821/22", in: WJbb 1823/1, S. 116—147, Zitat: S. 129; vgl. Gehring, List bis Stein­
beis, S. 413.

45 WJbb 1823/1, S. 136.
46 Seit 1816 wurde erstmals 1824 wieder eine reine Gewerbemesse in Württemberg 

abgehalten und bereits 1827 erneut eine, vgl. Königreich Württemberg 1863, 
S. 552. Auch die übrigen Messen und Märkte dienten neben der Landwirtschaft 
dem Gewerbe.

47 Vgl. Abel, Agrarkrisen, S. 210 ff., und Schremmer, Bauernbefreiung, S. 133. Zur 
Auswirkung auf Gewerbe und Industrie vgl. Kuczynski, Lage der Arbeiter, T. 1. 
Bd. 11, S. 23 ff.

48 Uber Moriz Mohl, den Bruder Robert v. Mohls, existiert noch keine umfassende 
Biographie. Ein wenig bekanntes Lebensbild Mohls gibt Braun-Wiesbaden, Ein 
württ. Staatsmann (1873), in: ders., Bilder aus der deutschen Kleinstaaterei, III, S. 
213—240. M. Mohl hat ein umfangreiches schriftstellerisches Werk hinterlassen. 
Einen guten Einblick in sein kantiges, unausgeglichenes Wesen vermitteln seine 
Briefe im NL Moser-Mohl. Andersdenkende galten ihm nur als „Schurken", 
„Halunken", „Gauner", „Canaillen", zumindest als „Spitzbuben".

49 Gehring, Wirtschaftsleben, S. 224. Der geplante 2. Band zu Mohls Werk erschien 
nicht. Auch Mohls zweite große Auseinandersetzung mit gewerblich-industriellen 
Fragen (Aus den gewerbswissenschaftlidien Ergebnissen einer Reise nach Frank­
reich, 1845) fand große Beachtung. Vgl. Jungs Buch (Gewerbsmann und gewerb­
liche Verhältnisse Württembergs, 1845), das im wesentlichen eine umfangreiche 
Rezension von Mohls Arbeit ist.

50 Den Bericht vom 22. Januar 1832 beschreibt ausführlich Gehring, Wirtschaftsleben, 
S. 232 f., und ders., List bis Steinbeis, S. 423 ff.
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der Meinungen, ob ein gesicherter Volkswohlstand mehr von der 
Landwirtschaft als von den Gewerben zu erwarten sei"51, abgeschlos­
sen war. Der Bericht bestätigte zugleich, daß die württembergische 
Regierung gewillt war, den Weg weiterzugehen, den sie spätestens 
seit der Gewerberevision von 1828 bereits eingeschlagen hatte.

Die neue Gewerbeordnung52 hatte zwar lediglich für 13 Gewerbe 
den Zunftzwang ausdrücklich aufgehoben, doch bedeutsamer war, 
daß er nur noch für 44 Gewerbe bestehenblieb. Die Gewerbestatistik 
von 1835 verzeichnete fast 270 Gewerbe53, von denen nur noch etwa 
17°/o zünftig waren. Allerdings beschäftigten diese noch ca. 80% der 
im Gewerbesektor tätigen Meister und Gehilfen. Uber 20% der zunft­
gebundenen Handwerker stellten jedoch die Weber, von denen die 
meisten keine Aussicht hatten, auch in der Zukunft selbständig blei­
ben zu können. Der Handel war mit Ausnahme des Detailhandels völ­
lig frei geworden. Vor allem aber war durch die Gewerbereform der 
Fabrikbetrieb von Zunftfesseln ganz und von staatlicher Konzessio- 
nierung weitgehend befreit worden. Die Regierung hatte zwar auch 
vor der Gewerbereform schon Fabrikkonzessionen erteilt, doch diese 
Praxis legalisierte man nun und schuf damit einen gesicherten 
Rechtsboden für Fabrikgründungen. Zugleich beschränkte man das 
Genehmigungsrecht der Regierung, das nur noch für Branchen galt, 
die zünftig geblieben waren. Mit dieser Bestimmung sollte nach den 
Worten des Innenministers lediglich verhindert werden, „einen neuen 
Schleichweg zum Meisterrecht zu eröffnen"54. Wichtiger war, daß 
der Industrialisierung nunmehr keine rechtlichen Hindernisse mehr 
im Wege standen.

Die Gewerbereform gehörte zu den Meißnahmen, die das Land auf 
die wirtschaftliche Herausforderung an den Untemehmensgeist vor­
bereiteten, die der Eintritt in den Zollverein bedeutete. Beide Maß­
nahmen zur Entfesselung unternehmerischer Aktivität zeigten rasch 
Erfolge. Schon 1832 registrierte eine Bestandsaufnahme der Regierung 
über den Stand der Industrialisierung 257 „Fabriken", von denen 21% 
(56) erst seit 1828 entstanden waren55 56. Nur in 12 von 63 Oberämtem 
existierten noch keine Fabrikbetriebe5*.

51 Königreich Württemberg 1863, S. 554.
52 Die ausführlichste Darstellung gibt Köhler, Gewerberecht, S. 108 ff.
53 WJbb 1839/2, S. 392 ff. Die Untergruppierungen der Gewerbezweige sind nicht 

mitgezählt.
54 Zit. n. Köhler, Gewerberecht, S. 132.
55 Vgl. Gehring, Wirtschaftsleben, S. 232. Als Fabriken zählten alle Betriebe, die mit 

mindestens 1000 Gulden Betriebskapital und mit kaufmännischer Geschäftsführung 
ausgestattet waren, vgl. WJbb 1839, S. 272. Da in den verschiedenen statistischen 
Aufnahmen die Einteilungskriterien nicht gleichblieben und zudem Doppelzählun­
gen vorkamen, ist hier und im folgenden immer zu beachten, daß die zeitgenössi­
schen Zahlenangaben eine Exaktheit vortäuschen, die nicht besteht. Alle Zahlen 
sind deshalb immer nur als Näherungswerte zu verstehen, aus denen Tendenzen 
und Relationen in etwa abgelesen werden können.

56 Stuttgart-Amt, Brackenheim, Crailsheim, Gerabronn, Gmünd, Welzheim, Tübingen, 
Sulz, Ehingen, Riedlingen, Saulgau und Waldsee, Gehring, Wirtschaftsleben, 
S. 232.
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Die Zahl der Fabriken ist allerdings noch zuwenig aussagekräftig, 
wenn sie nicht mit den Betriebsgrößen korreliert wird. Einen Versuch 
dazu bietet die Abbildung 3, die auf einer statistischen Erhebung von 
1835/36 beruht. Danach waren die kaufmännischen und handwerk­
lichen Betriebe zahlenmäßig sehr gleichmäßig über die 4 Regierungs­
kreise verteilt. Nur in der Zahl der Fabriken besaß der Neckarkreis 
ein leichtes Übergewicht, während der Jagstkreis fabrikmäßig am ge­
ringsten entwickelt war, ohne aber erheblich hinter die beiden ande­
ren Kreise zurückzufallen. Die geringere Erschließung des Jagstgebie- 
tes durch Industrie und Handwerk kann wohl vor allem mit der land­
wirtschaftlichen Struktur dieses Gebiets erklärt werden, in dem auf 
Grund der Anerbensitte der Landbesitz nicht so extrem zerstückelt 
war wie in anderen Landesteilen57 58. Dadurch war der Zwang zur An-

B e t r i e b s z a h 1 e n

Fabriken

a b o d

31 23,8 25,7
19,5

Kaufmännische 
Betriebe

a b c d

26,8 23,7
25,5 24

Handwerks­
betriebe

a b c d

24,1 21,1
29 2 25,5

a Neckarkreis
b Schwarzwaldkreia 
o Jagstkreis
d Donaukreiß

25,7 20,6 16,6 16,5 21,8 23,8
39,7 14 53,4 13,5 34 20,4

Fabrikgehilfen Kaufmännische Handwerks-
Gehilfen gehilfen

Betriebsgrößen

Abb. 3H: Verteilung von Betriebszahlen und -großen auf die Regierungskreise in 
Prozentzahlen. Stand 1835/36.

57 Vgl. die Statistik bei Kull, Bevölkerung Württembergs, 1874, Tabelle XlVa.
58 Errechnet nach WJbb 1839/2, S. 273 f. Die Zahl der Arbeiter im Fabrikbereich be­

trug etwa 10 000, der eigentlichen Fabrikarbeiter 150—200 (ebd. S. 359). Diese 
Werte lassen sich nach den zeitgenössischen Angaben nicht regional verteilen. 
Die graphische Darstellung der Betriebsgrößen im Fabrikbereich basiert deshalb 
auf der Zahl der „Fabrikgehilfen" (456), d. h. der Beschäftigten im Handelsge­
schäft, in der Buchhaltung und in gehobenen Aufsichtsfunktionen (ebd. S. 272). 
Die Gehilfenzahl darf wohl als ein Gradmesser für die Zahl der Arbeiter pro 
Fabrik betrachtet werden.

41



Siedlung von Gewerbe und Industrie geringer als in Gebieten mit 
stärkerer Güterzerstückelung, wo die vielen Zwergwirtschaften keine 
ausreichende Existenzgrundlage mehr boten.

Geht man von den Betriebsgrößen aus, so tritt der Entwicklungs­
vorsprung des Neckarkreises deutlicher hervor. Berücksichtigt man 
aber die absoluten Zahlen der Arbeiter und Gehilfen im Fabrik- und 
Handelsbereich (ca. 10 000 bzw. 1500), so wird angesichts dieser klei­
nen Gesamtwerte der Vorsprung, den der Neckarkreis in der Ent­
wicklung der beiden aufstrebenden Wirtschaftssektoren aufzuweisen 
schien, doch sehr relativiert.

Auch die Untemehmensgrößen der handwerklichen Betriebe waren 
im Neckarkreis kräftiger ausgebildet als in den anderen Landesteilen. 
Doch auch für den handwerklichen Sektor erscheint die regionale 
Verteilung recht gleichmäßig, wenn man bedenkt, daß selbst im 
Neckarkreis durchschnittlich auf 100 Meister nur 33,6 Gesellen und 
Lehrlinge entfielen“. Auch hier war also der Einmannbetrieb die 
Regel, so daß der Neckarkreis zwar die Spitzenposition bei den hand­
werklichen Betriebsgrößen einnahm, die aber immer noch krisenhaft 
unterentwickelt waren.

Bezieht man die Zahl der Konkurse im Zeitraum von 1840—1847 in 
die Untersuchung ein“, so wird deutlich, daß der höhere Entwick­
lungsgrad des Neckarkreises auch höhere Risiken für den einzelnen 
barg. Mit knapp 27% aller Konkurse im gewerblich-industriellen Sek­
tor stellte der Neckarkreis nach dem Schwarzwaldkreis (37%) die 
höchste Konkursrate. Der Jagst- und der Donaukreis folgten mit ca. 
17 bzw. 20%. Von den Fabrikanten, die Konkurs anmelden mußten, 
entfielen sogar 48,5% auf den Neckarkreis. Auch in den 1860er Jah­
ren lagen die Konkursverfahren im Neckarkreis noch um ca. 12% 
über dem Landesdurchschnitt81.

Geht man von Betriebszahlen und Untemehmensgrößen aller ange­
führten Wirtschaftssektoren aus, so kann der württembergische Wirt­
schaftsraum charakterisiert werden als weitgehend dezentralisiert, 
ohne stark ausgeprägte Ballungsräume, aber mit einem Entwicklungs­
vorsprung des Neckarkreises, der sich weniger in der Zahl der Be­
triebe als in den Betriebsgrößen ausdrückte. Diese gewerblich-indu­
strielle Landesstruktur blieb auch in der 2. Jahrhunderthälfte erhal­
ten, als die vier Kreise ebenfalls keine „eigentümliche (n) Wirtschafts­
komplexe"8* bildeten, wenngleich der Konzentrationsprozeß Fort­
schritte gemacht hatte. 59 60 61 62

59 Schwarzwaldkreis = 100 zu 17,8
Jagstkreis = 100 zu 23
Donaukreis = 100 zu 22,3
Landesdurchschnitt = 100 zu 23,9: 
errechnet nach WJbb 1839, S. 273.

60 Alle Zahlen nach WJbb 1847/2, S. 179—197: „Die Zahl der Gantungen in Württem­
berg während der Jahre 1940 bis 1847*. Vgl. Abb. 4, S. 49.

61 Errechnet nach Camerer, Gantungen 1864—1873, 1873, S. 116—126.
62 WJbb 1862/2, S. 245.
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Diese breite Streuung ist vor allem auf zwei Ursachen zurückzufüh­
ren: auf die Rohstoffarmut des Landes und die enge Verbindung von 
Gewerbe und Landwirtschaft. Beides verhinderte, daß sich extensive 
industrielle Ballungsräume bildeten, begünstigte jedoch die Entste­
hung einer breit gestreuten Veredlungsindustrie63), die sich dort an­
siedelte, wo Arbeitskräfte und günstige Verkehrsbedingungen vor­
handen waren64 65.

Die enge Verzahnung von gewerblich-industrieller und landwirt­
schaftlicher Tätigkeit dämpfte die sozialen Folgen der Industrialisie­
rung, da die Entstehung eines zahlenmäßig stärkeren städtischen Pro­
letariats sich verzögerte. Noch Anfang der 1860er Jahre schätzte man, 
daß mindestens zwei Drittel der Gewerbetreibenden zugleich als 
Landwirte arbeiteten68 69.

Auf diese Württemberg eigentümliche Wirtschaftsstruktur ist es 
auch zurückzuführen, daß in den 1830er und 1840er Jahren der ge­
mischte Betrieb, der Heimarbeit und Fabrikbetrieb miteinander ver­
band, für das Land typisch war. Das gilt nicht nur für das Textilge­
werbe, in dem sich das Verlagssystem lange behauptete66, sondern 
auch für andere Branchen, wie etwa die Metallverarbeitung67.

Die Verbindung von Heimarbeit und Fabrikbetrieb verweist auf 
den geringen industriellen Entwicklungsgrad, den Württemberg bis in 
die 1840er Jahre hinein erreichte. Am deutlichsten zeigt das der Ent­
wicklungsstand der Textilbranche, die nach der Zahl der Betriebe und 
nach ihrem Steuerwert der bedeutendste gewerblich-industrielle Sek­
tor Württembergs war. 1835/36 besaßen die Unternehmungen, die 
Textilien und Rohstoffe dafür produzierten, einen Anteil von 27% ah 
den registrierten Fabriken und leisteten ca. 32% der veranlagten 
Katastersummen. Von den Handwerksbetrieben stellten sie ca. 29% 
und ca. 21% des Steuerkatasters. Etwa 100 „Fabriken" mit einem 
Katasteransatz von 4500 Gulden standen fast 33 000 Handwerkern ge­
genüber, die mit ca. 38 000 Gulden veranlagt waren68. Diese Zahlen 
belegen die „maschinelle Rückständigkeit“66, die auch für die ande­
ren Wirtschaftszweige Württembergs zutraf. Noch 1838 rühmte der

63 Vgl. die Karte zur Industrialisierung Württembergs bei Borst (Staat und Unterneh­
mer, S. 125) und die Karte 13 bei Vischer, die den Stand für die 2. Jahrhundert­
hälfte angibt (erneut abgedruckt bei Schmierer, Arbeiterbildung, S. 280).

64 Das ist oft beschrieben worden, vgl. etwa Ehmer, Südwestdeutschland, S. 11 ff.; 
Stockmann, Grundlagen und Krisenfestigkeit; ders., Verbindung von Landwirt­
schaft und Gewerbe; Günther Steuer, Die gewerbliche Wirtschaft, in: Baden-Würt­
temberg, 1963, S. 211—229.

65 Vgl. Königreich Württemberg 1863, S. 352; s. auch Jb. Handelskammern 1870, 
S. 101.

66 In Göppingen bestanden 1842 20 Fabriken und Manufakturen, die 394 bis 473 
Arbeiter in den Betrieben und 892 bis 895 außerhalb beschäftigten. Am ausgepräg­
testen bestand das Verlagssystem in der Baumwollmanufaktur, vgl. Hofmann, In­
dustrialisierung Göppingens, S. 9.

67 Vgl. Gehring, List bis Steinbeis, S. 434, mit Beispielen.
68 Errechnet nach WJbb 1839/2, S. 392 ff.
69 Gehring, Wirtschaftsleben, S. 239.
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Fabrikant Dörtenbach, daß in Calw wie audi anderswo mechanische 
Wollspinnereien entstanden seien, die belgische Maschinen einsetz­
ten. Diese Maschinen wurden aber bereits seit 22 Jahren produ­
ziert70! Das gesamte württembergische Gewerbe war gezwungen, 
Maschinen zu importieren. Erst die Gründung der Eßlinger Maschi­
nenfabrik im Jahre 1847 legte den Grundstein für eine einheimische 
Maschinenindustrie.

Die breite Streuung von Gewerbe, Handel und Industrie, die starke 
Verbindung von Heimarbeit und Fabrikbetrieb sowie die enge Ver­
zahnung von Landwirtschaft und gewerblicher Tätigkeit charakteri­
sierten nicht nur die Wirtschafts- und Sozialstruktur des Landes, son­
dern auch sein Städtewesen. Die Zahl der Städte mit mehr als 5000

Tabelle l’1
Städte über 5000 Einwohner

1823- 11
1843- 17
1840- 18
1855 - 1«
1861 - 17
1871 - 22
1875- 25

Einwohnern stieg seit den 1820er Jahren nur langsam (Tab. 1). Noch 
geringer als der Zuwachs an Städten mit über 5000 Einwohnern war 
der Anstieg derer, die mehr als 10 000 Einwohner aufwiesen. 1823 exi­
stierten erst zwei (Stuttgart und Ulm) und von 1834 bis 1861 waren es 
konstant sechs: neben Stuttgart und Ulm noch Eßlingen, Heilbronn, 
Ludwigsburg und Reutlingen. Erst seit den 1860er Jahren wuchs ihre 
Zahl: 1871 waren es acht und 1875 zehn. Um die Jahrhundertmitte

Tabelle 2’*
Städte mit den stärksten Wachstumsraten

1834—55 1855—71

Stuttgart 31% 67%
Heidenheim 40% 47%
Ulm 30% 25%
Cannstatt 32% 60%
Heilbronn 30% 36%
Eßlingen 26% 31%
Reutlingen 14% 15%
Ravensburg 13% 42%
Göppingen 11% 45%
Schwäbisch Gmünd 11% 41%

70 Vgl. ders., List bis Steinbeis, S. 425.
71 Ermittelt nach Keyser, Städtebuch.
72 Die Zahlen für 1855—71 nach Schmierer (Arbeiterbildung, S. 29) und für 1834—55 

nach Keyser (Anm. 71).
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wohnten nur in Stuttgart knapp über 50 000 Menschen, das damit 
nach der Bevölkerungszahl noch unter Städten wie Nürnberg, Bremen 
oder Leipzig lag7*. Von den übrigen fünf Städten mit mehr als 10 000 
Bewohnern hatte lediglich bereits Ulm über 20 000 Einwohner.

Bis in die 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein bestand also kein 
starker Drang in die Städte74. Die Tabelle 2 zeigt jedoch, daß auch in 
Württemberg der enge Wirkungszusammenhang zwischen industriel­
ler Entwicklung und Binnenwanderung74 sich in dem stark überpro­
portionalen Anwachsen der Bevölkerung einiger großer Städte 
äußerte. Am stärksten wuchs Stuttgart, das 1875 mit ca. 107 000 Ein­
wohnern als erste württembergische Stadt die Schwelle zur Großstadt 
überschritt. Es stand damit an neunter Stelle unter den deutschen 
Großstädten7*.

Die hohen Wachstumsraten bedürfen allerdings einer Korrektur, 
damit sie nicht den irrigen Eindruck eines raschen Verstädterungs­
prozesses erwecken. Bedenkt man die geringen absoluten Bevölke­
rungszahlen aller genannten Städte außer Stuttgart, so erweist sich 
der absolute Zuwachs der Bevölkerung in den größten Städten des 
Landes doch als recht gemäßigt (Tab. 3). Der starke Bevölkerungs­
rückgang, den Württemberg von 1849 bis 1854 erlitt, verlangsamte 
zwar auch das städtische Wachstum, doch die Verluste gingen fast 
ausschließlich zu Lasten der Gebiete mit bäuerlichen Zwergwirtschaf­
ten77.

Tabelle 8" 
Bevölkerungszahlen der größten Städte

1834 1849 1855 1871

Stuttgart 38 065 50 003a 61 314b 91 623
Ulm 15 173 21 426 21 088 26 290
Heilbronn 10 703 12 377 13 968 18 955
Eßlingen 10 784 13 167 13 647 17 941
Reutlingen 10 844 12 897 12 367 14 237
Sohw&bisoh Gmünd 6 820 7 244 7 589 10 739
Göppingen 5 360 6 743 5 950 8 649
Ravensburg 5 254 5 722 5 961 8 433
Cannstatt 5 055 6 698a 8 087o 11 804
Heidenheim 2 495 3 402 3 505 5 167
a - 1852 b - 1861 c - 1864

73 Sie hatten 1850 54 000, 55 000 bzw. 63 000 Einwohner, vgl. Bevölkerungsploetz, 
S. 162.

74 Vgl. Schmierer, Arbeiterbildung, S. 29.
75 Dazu allgemein Köllmann, Industrialisierung, Binnenwanderung.
76 WJbb 1877/1, S. 30.
77 Vgl. Kull (Anm. 57).
78 Zahlen nach Keyser (Anm. 71).
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Das Anwachsen der städtischen Bevölkerung deutet auf einen 
Wandel der württembergischen Sozialstruktur, der sich im gewerb­
lich-industriellen Wirtschaftsbereich ebenfalls nachweisen läßt. Nach 
einer zeitgenössischen Erhebung soll in der Mitte der 1830er Jahre 
bereits knapp über die Hälfte der württembergischen Familien ihr 
Haupteinkommen aus einer gewerblichen Tätigkeit bezogen haben7’. 
Diese Zahl ist gewiß überhöht, was wohl in erster Linie auf die enge 
Verzahnung von gewerblicher und landwirtschaftlicher Tätigkeit zu­
rückzuführen ist, so daß eine einigermaßen exakte Abgrenzung sehr 
schwierig ist. In ca. 158 400 Gewerbebetrieben waren ca. 37 800 Ge­
sellen und Lehrlinge beschäftigt, denen 374 „Fabriken" gegenüber­
standen mit 456 Gehilfen und ca. 10 000 Arbeitern, wovon 150—200 zu 
den eigentlichen Fabrikarbeitern gerechnet wurden79 80. Von den Ge­
werbetreibenden entfielen ca. 114 800 = 72% mit 33 171 Gesellen und 
Lehrlingen auf Handwerksbetriebe81 82 83, die aber nur 50,4% des Gewer­
bekatasters aufbrachten, während die Fabriken bei einem Anteil von 
0,2% an den gewerblichen Betrieben bereits 3,9% der Katastersumme 
erwirtschafteten8*. 1852 war die Zahl der „Fabriketablissements" auf 
17 545 emporgeschnellt88, die 44 824 Arbeiter = ca. 2,6% der Bevöl­
kerung84 beschäftigten. Geht man von den zeitgenössischen Angaben 
über die durchschnittliche Familiengröße in Württemberg aus, so be­
zogen etwa 12% aller Familien ihr Haupteinkommen aus „Fabrik"ar­

79 Ca. 165 000 Familien von insgesamt ca. 343 000. Ca. 154 000 Familien sollen ihr 
Haupteinkommen aus der Landwirtschaft und ca. 45 000 je zur Hälfte aus Land­
wirtschaft und Gewerbe bezogen haben, vgl. WJbb 1839, S. 284. Nadi Ott (S. 14) 
war 1822 ca. 63*/» der erwerbstätigen Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig, 
1850 ca. 61'/« und 1861 ca. 54’/» (S. 16). Vgl. audi die u. Anm. 13 S. 122 genannten 
Zahlen über den Beschäftigungsgrad im Gewerbesektor. Der Begriff des Familien- 
einkommens ist für das gesamte 19. Jahrhundert problematisch. Gleichwohl wird 
man das Einkommen des erwerbstätigen Mannes als das Haupteinkommen anse­
hen dürfen, wie das auch die herangezogenen zeitgenössischen Quellen meist tun. 
Verhältniszahlen zu den von Köllmann (Arbeitskräftepotential, S. 223) berechneten 
Angaben über das Arbeitskräftepotential für 1821, 1849 und 1864 wären noch 
weniger zuverlässig als der Bezug auf die Familienquoten, da zwar das Arbeits- 

n
kräftepotential der Gesamtbevölkerung nach seiner Formel A “ S (ai-Ji-Sj) (ebd. 

1-15
S. 241) zu ermitteln ist, nicht aber festgestellt werden kann, in welchem Maß die­
ses Potential ausgenutzt wurde und beides, Potential und Ausnutzung, sich auf die 
einzelnen Wirtschaftssektoren verteilte. So wird man den Wert „S — aus sozialen 
Gründen (Hausfrauen und Töchter) nicht oder verspätet (Schüler, Studenten) in 
den Arbeitsprozeß Eintretenden bzw. früher Ausscheidenden (Rentner, Pensionäre) * 
(ebd. S. 241 Anm. 5) berufs- und zudem schichtenspezifisch verschieden groß an­
setzen müssen, ohne daß die Quellen dafür ausreichende Anhaltspunkte gäben. Es 
bleibt demnach als Bezugsgröße für einzelne Wirtschaftssektoren nur die Bevölke- 
rungs- oder die Familienzahl.

80 Vgl. Anm. 58, S. 41. Nach Ott (S. 15) waren 1832 knapp 5*/< der im Gewerbesektor 
beschäftigten Fabrikarbeiter.

81 WJbb 1839, S. 277. 50 zünftige Gewerbe mit 94 995 Meisterstellen und 27 948 Ge­
hilfen; 222 unzünftige mit 19.891 Betrieben und 5223 Gehilfen.

82 Ebd. S. 297. Für die 1850er Jahre vgl. Riecke, Württembergische Finanzen 
(1850—1860), S. 237.

83 WJbb 1862, S. 162. Auch Mühlen, Brauereien u. ä. wurden mitgerechnet. Die Zahl 
der Fabriken im engeren Sinne bezifferte man mit ca. 7000 (S. 163).

84 Ebd. S. 166.
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beit, während Mitte der 30er Jahre das nur für 2,1% zutraf88. Die 
Zahl der Meisterbetriebe hatte sich im gleichen Zeitraum um ca. 30% 
reduziert, die Zahl der Lehrlinge und Gesellen um ca. 19,5% erhöht88. 
Die industrielle Entwicklung des Landes hatte somit bereits eine Ver­
minderung der proletaroiden Meisterstellen und eine Verbesserung 
des Verhältnisses von Meistem zu Gesellen und Lehrlingen ermög­
licht, ohne daß die verbliebenen Meisterbetriebe bereits als lebens- 
und entwicklungsfähig gelten konnten. Noch immer arbeiteten im 
Landesdurchschnitt fast 50%85 86 87 88 89 90 91 „der absolut unselbständigen proleta­
rierartigen kleinen Meister"88 im Einmannbetrieb. Von 47 statistisch 
erfaßten Gewerbezweigen kam nur in 6 Gewerben im Landesdurch­
schnitt mehr als ein Gehilfe auf einen Meister, und kein Gewerbe be­
schäftigte eine durchschnittliche Gehilfenzahl von 3 je Meisteibe­
trieb8*. Viele der kleinen Meister werden nur durch die enge Verzah­
nung von kleinen gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrieben 
das dürftigste Existenzminimum erreicht haben.

Da die Industrie noch nicht genügend entwickelt war, um Arbeits­
kräfte aus übersetzten Gewerben in ausreichender Zahl aufnehmen zu 
können, kamen die unrentablen Meisterstellen immer noch einer ver­
deckten Arbeitslosigkeit gleich. Wie der Vergleich des Verhältnisses 
von Fabrik- und Handwerksbetrieben belegt, zeigte jedoch diese An­
fangsphase der Industrialisierung bereits tendenzielle strukturelle 
Verbesserungen. Die industrielle Entwicklung war aber bis in die 
Mitte der 1850er Jahre mit einer akuten Ubergangskrise verbunden, 
die durch die politischen Wirren von 1848/49 und den damit verbun­
denen wirtschaftlichen Stockungen sowie ihren Nachwirkungen in 
der ersten Hälfte des nachrevolutionären Jahrzehnts noch verstärkt 
wurde. Auch die Relation von Arbeitskräftepotential und Arbeits­
platzangebot hatte sich bereits verbessert. Nach Köllmanns Schätzun­
gen stieg das Arbeitsplatzangebot in Württemberg von 1821 bis 1849 
von 671 300 auf 750 700 Stellen. Der Anstieg des Arbeitsplatzangebots 
um 11,8% entlastete die Lage auf dem Arbeitsmarkt, da diesem An­
stieg eine Zuwachsrate des Arbeitskräftepotentials von nur 6,3%** 
gegenüberstand. Diese positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist 
allerdings nicht nur auf die Industriealisierung, sondern auch auf die 
hohen Auswanderungsquoten zurückzuführen, in denen Württemberg 
alle anderen deutschen Länder übertraf*1. Es exportierte damit einen 

85 Errechnet nach WJbb 1839, 1861, 1862. Zum Problem des Familieneinkommens vgl.
Anm. 79.

86 Errechnet nach WJbb 1839, 1862, 1863. Vgl. auch die Tabelle 4, S. 56.
87 WJbb 1862/2, S. 240. Balser (Sozialdemokratie, Bd. 2 S. 609) nennt für die Zeit von 

1846—47/48 für Württemberg 114 826 Meister und 33 171 Gesellen, wonach das 
Verhältnis von Meistern zu Gesellen noch schlechter wäre. Diese Zahlen gibt 
auch Schübler (Not der Handwerker, 1851, S. 11) an.

88 So Schmöller in WJbb 1862, S. 247.
89 Vgl. Königreich Württemberg 1863, Tabellen 1—3 zu S. 630.
90 Köllmann, Arbeitskräftepotential, S. 225.
91 Vgl. die Zusammenstellung ebd. S. 219 und allgemein Walker, Emigration, 

S. 153 ff.
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erheblichen Teil seines Bevölkerungsüberhangs, der durch die Indu­
strie noch nicht absorbiert werden konnte. Von 1849 bis 1855 verlor 
das Land fast 75 000 Menschen durch Auswanderung“. Dadurch sank 
im Zeitraum von 1849 bis 1852 die absolute Bevölkerungszahl um 
2,2°/oo und in den folgenden drei Jahren sogar um 12,2°/oo. Erst danach 
überstieg die Bevölkerungsvermehrung wieder die Wanderungsverlu- 
ste“.

Die Übergangskrise in der ersten Hälfte der 1850er Jahre überla­
gerte im Bewußtsein der im Gewerbesektor Beschäftigten, die davon 
neben den Bauern und Landarbeitern hauptsächlich betroffen 
waren*4, die tendenzielle Strukturverbesserung. Das Los der „selb­
ständigen" Arbeitslosen war um so drückender, als sie nicht den Aus­
weg in den relativ gesicherten Status eines Fabrikarbeiters hatten“ 
und auch noch nicht in den Genuß der staatlich geförderten Armen­
fürsorge kamen. „Der sogenannte Mittelstand, der sich zwischen den­
jenigen Staatsangehörigen, deren Existenz eine gesicherte ist und 
jenen, welche nichts zu verlieren haben, eingezwängt"“ erkannte, 
sah deshalb nur zwei Möglichkeiten, um die wirtschaftliche Notlage 
zu überwinden. Entweder den sozialen Abstieg zum Tagelöhner, ge­
gen den er sich wehrte, der ihm aber zumindest zur Überbrückung der 
akuten Notlage offen empfohlen wurde*7, oder aber eine Restaura­
tion der Zunftverfassung. Gleichzeitig sollte der Erwerb des Gemein­
debürgerrechts erschwert werden“. Dieses Verlangen nach Be­
schränkung der vertikalen und horizontalen Mobilität vornehmlich 
der Handwerksgesellen sollte verhindern, daß die Gewerbe weiter 
übersetzt würden und damit neue proletaroide .selbständige* Exi­
stenzen entstünden, die der kommunalen Armenfürsorge zur Last fie­
len. Diese Versuche, die Reproduktion des Pauperismus zu begrenzen, 
wurden ergänzt durch generative Beschränkungen, die man den Un­
terschichten durch Heiratsbestimmungen auferlegte, die die Ortsbe­
hörden restriktiv anwendeten. Als man die gesetzlichen Bestimmun­
gen 1852 gegen den Widerstand der demokratischen Abgeordneten 
noch verschärfte, wandten sich besonders entschieden die Arbeiterver­
eine dagegen“, die die Avantgarde des Proletariats bildeten, das

92 Mährlen, Gewerbeleben 1856—62, S. 25.
93 Vgl. Kull (Anm. 57), S. 22.
94 Vgl. Buzengeiger, S. 17.
95 Das sahen auch die Zeitgenossen, vgl. Beob. Nr. 31 v. 2. Februar 1848: „daB einer 

der achtbarsten Klassen der Gesellschaft dem [...] Gewerbestand, der völlige Un­
tergang droht, ohne daB wir uns zum Ersatz dafür einer gesunden Fabrikindustrie 
zu erfreuen hätten*. Vgl. auch Schübler (Anm. 87) und u. S. 65 f.

96 Chronik Nr. 126 v. 9. Mai 1847, aus einer Adresse Waiblinger Bürger an den 
König anläßlich der Maiunruhen (vgl. dazu u. AII).

97 Vgl. Chronik Nr. 133 v. 17. Mai 1847.
98 Vgl. B VII, 4.
99 Vgl. Balser (Bd. 1 S. 374 ff.) und Schmierer (S. 79) zu dem Engagement der Arbei­

tervereine in den 1860er Jahren. Eine Zusammenstellung des Heimat- und Nieder- 
lassungs- sowie des Ehesdiließungsredits in deutschen Ländern gibt Antje Kraus 
im Anhang zu Köllmann, Arbeitskräftepotential, S. 252 ff.

48



selbst als eine „Form potentiell emanzipatorischen Pauperismus"1M 
zu verstehen ist.

Das existentielle Betroffensein der kleinen Gewerbetreibenden von 
der Wirtschaftskrise dokumentiert sich deutlich in der Entwicklung 
der Konkursverfahren, die bis 1848 stark anstiegen, 1854 ihren Höhe­
punkt erreichten und dann rapide zurückgingen (Abb. 4). 55,6°/o 
davon entfielen auf Gewerbetreibende100 101 102. Die Handwerker stellten

Abb. 4*“

100 Burghardt, Residualer Pauperismus, S. 354.
101 WJbb 1847, S. 194.
102 Die Zahlen sind zusammengestellt nach WJbb 1847, S. 179—197) Camerer, Gan­

tungen,■ Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1859) Chronik Nr. 301 III v.
18. Februar 1856, wo die Angaben des „Staatsanzeigers" ausgewertet wurden. Es 
sind auch abweichende Zahlen in den zeitgenössischen Quellen zu finden, was 
wohl darauf zurückzuführen ist, daß nicht immer zwischen laufenden und abge-
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mit ca. 45% den Hauptanteil, dann folgten mit 5,6% die Fabrikanten 
und mit 5% die Kaufleute. Die Fabrikanten waren also im Vergleich 
zu ihrem Anteil an der Zahl der Gewerbebetriebe (0,2%) stark über­
proportional von Konkursen betroffen. Das hohe Risiko des Schei­
terns, dem sich die Fabrikanten in der Frühphase der Industrialisie­
rung ausgesetzt sahen, verringerte sich erheblich, als sich in der 
zweiten Hälfte der 1850er Jahre der wirtschaftliche Aufschwung auf 
allen Gebieten beschleunigte und die Unternehmen größer und kapi­
talkräftiger werden ließ. In dem Zeitraum von 1864 bis 1873 entfielen 
nur noch 1,2% aller Konkurse auf Fabrikanten10*.

schlossenen Gantverfahren unterschieden wurde (vgl. etwa WJbb 1848, Übersicht 
A zu S. 247). Die Tendenz ist aber immer gleich. Die Gewerbe, bei denen die 
Meisterstellen am stärksten reduziert und die Gesellenzahlen am kräftigsten ge­
stiegen waren, wiesen die wenigsten Konkurse auf, vgl. Jahresbericht Handels­
kammer Stuttgart 1855, S. 25. S. auch die detaillierten Angaben bei Schremmer.

103 Vgl. Camerer, S. 116—126.

3. Forcierte Industrialisierung

Die allgemeine Prosperitätsepoche der 1850er Jahre, eine „Gründer- 
und Spekulationsperiode ganz großen Stils"1 2 3, begann in Württemberg 
mit schweren wirtschaftlichen Krisenjahren*. Die Krise schlug jedoch 
in einen steilen Wirtschaftsaufschwung um, als eine Reihe guter Ern­
ten ab 1855 die Konsumtionskraft der breiten Bevölkerung wesentlich 
stärkte, so daß die strukturellen Verbesserungen in Gewerbe und In­
dustrie, die sich schon vorher abzeichneten, voll wirksam werden 
konnten*.

Der wirtschaftliche Aufschwung wirkte sich vor allem in einer ver­
stärkten Industrialisierung des Landes aus, die ein Vergleich der Sta­
tistiken von 1852 und 1861 sichtbar machen soll. Die Zahl der .Fabrik­
etablissements* stieg in diesem Zeitraum um fast 11%. Berücksich­
tigt man nur die größeren Betriebe, so betrug die Zunahme sogar 
knapp 29%4. Das Fabrikpersonal, das zu etwa 66% aus Arbeitern und 
Arbeiterinnen bestand, nahm um fast 20% zu. Der Anstieg der Be­
schäftigtenzahl deutet darauf hin, daß auch die Betriebsgrößen zunah­
men. Auch die maschinelle Ausstattung der Fabriken und die Produk­
tivität konnten verbessert werden. So schwoll etwa die Zahl der 
Dampfmaschinen um 373% an. Die Leistung des neuen Maschinen­
parks erhöhte sich noch wesentlich stärker um 786% auf ca. 28 500

1 Rosenberg, Wirtschaftskrise, S. 13. Vgl. etwa Sombart, Deutsche Volkswirtschaft, 
S. 90 ff.; Landes, Prometheus, S. 196 ff.; Böhme, Prolegomena, S. 45 ff.; Henderson, 
Industrial Revolution, S. 29 f.

2 Vgl. u. S. 62 ff.
3 Vgl. die Jahresberichte der Handelskammer Stuttgart für 1855 f„ der Kammern 

Heilbronn, Reutlingen, Ulm für 1856 und Mährlen, Gewerbeleben 1856—1862.
4 Errechnet nach Schmöller, WJbb 1862/2, S. 162. Es wurden kleinere Mühlen, Bren­

nereien u. ä. ausgeschieden, die in der Fabrikstatistik enthalten sind.
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PS5 6. Der Hauptanteil der Steigerungsraten entfiel auf die eingesetzten 
Lokomotiven, von denen die Eßlinger Maschinenfabrik fast 50 Stück 
jährlich produzierte5. Während vor 1852 die Dampfmaschinen zu ca. 
63°/o importiert werden mußten, deckte die württembergische Fabri­
kation zwischen 1852 und 1857 bereits 7O°/o des einheimischen Be­
darfs7. An feststehenden Dampfmaschinen existierten vor 1851 nur 
neun, von 1851 bis 1860 wurden 129 und von 1861 bis 1870 359 in Be­
trieb genommen8 9 10.

Den stärksten Aufschwung erfuhr die Metallindustrie. 1861 erfaßte 
die Statistik 255 Fabriken dieser Branche mit 8107 Beschäftigten, was 
gegenüber 1852 einer Zunahme von 96°/o der Betriebe und 1 ll°/o der 
Beschäftigten entspricht’, überproportional wuchsen vor allem die 
Maschinenfabriken, von denen 1862 60 bis 70 mit mindestens 3200 
Arbeitern gegenüber 17 mit 984 Arbeitern im Jahre 1852 bestanden15. 
Der übrige Bereich der Metallverarbeitung und die Metallproduktion 
dehnten sich ebenfalls mächtig aus.

Auch der erhöhte Steinkohlenverbrauch bezeugt den industriellen 
Aufschwung Württembergs. Während um 1854 kaum eine halbe Mil­
lion Zentner verbraucht wurde, stieg der Verbrauch bis 1863/64 auf 
ca. 3,2 Millionen11.

An erster Stelle hinsichtlich Umfang und Bedeutung stand die Tex­
tilindustrie12 *, die in den Jahren der forcierten Industrialisierung 
ebenfalls einem erheblichen Wandel unterlag. Ihr bedeutendster 
Zweig war die Baumwollspinnerei, deren Spindelzahl in den 22 Jah­
ren von 1830 bis 1852 um ca. 360% stieg und in den folgenden 10 Jah­
ren noch einmal um ca. 480% auf 216 000 anwuchs. Allein von 1858 
bis 1862 wurde die Spindelzahl fast verdoppelt18. Die enormen Zu­
wachsraten basierten vor allem auf der Vergrößerung und Mechani­
sierung der Unternehmen, weniger auf der Zunahme der Betriebe. Die 
Zahl der Handwerksbetriebe in der Textilbranche sank sogar. Die in 
der Weberei beschäftigten Personen nahmen von 1852 bis 1861 um 
etwa 2O°/o und die Zahl der Handwebstühle um ca. 8°/o ab14. Viele 
der Webermeister — so notierte die Gewerbe- und Handelskammer 
Stuttgart in ihrem Jahresbericht für 1855 — wurden zu Lohnarbeitern, 

5 Ebd. S. 171. Detaillierte Angaben, aufgeschlüsselt nach Finnen, geben die in 
Anm. 3 genannten Jahresberichte der Handelskammern. Vgl. auch Ott, S. 15 f.

6 Vgl. Mährlen, Gewerbeleben 1856—62, S. 49.
7 Errechnet nach Jahresbericht Handelskammer Ulm, 1857, S. 17.
8 Königreich Württemberg, Bd. 2,1, 1883, S. 790.
9 Errechnet nach Schmöller WJbb 1862/2, S. 207.

10 Mährlen (Anm. 6), S. 33, vgl. Ott, S. 16.
11 Ebd. S. 55. 1835 wurden 44 000 Zentner verbraucht, 1848 : 200 000, 1865 : 4 Mill., Ott, 

S. 17.
12 Vgl. ebd. S. 29.
>3 Ebd.
14 Errechnet nach Schmöller, WJbb 1862/2, S. 189.
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deren Status sie zuvor in der Praxis aber schon längst erreicht hat­
ten15 16 17 18 19 20 21 22 23.

Die Modernisierung der Produktion, die aus den angeführten Wer­
ten abzulesen ist, näherte die württembergische Baumwoilfabrikation 
dem internationalen Standard an. Denn während 1852 auf einen 
Arbeiter nur ca. 39 Spindeln kamen, stieg die Spindelzahl bis 1858 auf 
ca. 60 und bis 1861 auf ca. 69. In Preußen betrug das Verhältnis von 
Arbeitern zu Spindeln 1858 nur 1 zu 48, in der Schweiz 1857 1 zu 72w.

Neben der Textil- und Metallindustrie entwickelten sich in den 
1850er Jahren stark die holzverarbeitende Industrie, die Papierfabri­
kation, die Produktion von Musikinstrumenten, die Tabakindustrie 
und die chemische Industrie17.

Die Zentren dieses industriellen Aufschwungs waren der Stuttgar­
ter Raum, die alten Reichsstädte im Neckartal (Reutlingen, Eßlingen, 
Heilbronn) und der Raum zwischen Göppingen, Heidenheim und 
Ulm18. Doch trotz der gesteigerten Industrialisierung in diesen Gebie­
ten wahrte die württembergische Industrie- und Gewerbelandschaft 
ihr charakteristisches Gepräge einer starken Dezentralisation, wie 
u. a. aus der regionalen Verteilung des Steueraufkommens hervor­
geht. 1866 stellte nur Stuttgart mit ca. 22 bzw. 34°/o einen stark über­
proportionalen Anteil an der gesamten Kapital- und Einkommen­
steuer des Landes. Die übrigen großen Städte fielen mit ca. 1 bis 5% 
erheblich dahinter zurück und lagen nur unwesentlich über dem 
Durchschnittsaufkommen der übrigen Landesteile1*.

Trotz der forcierten Industrialisierung blieb Württemberg von der 
Scheinblüte kurzfristiger, unsolider Gründungen weitgehend ver­
schont, so daß die Weltwirtschaftskrise von 1857 bis 1859** den wirt­
schaftlichen Aufschwung zwar vorübergehend verlangsamte, aber 
keine schwerwiegenden Folgen zeitigte. Die Konkursentwicklung be­
legt das deutlich*1. Auch die zeitgenössischen Berichte betonten 
durchweg, daß die Krise Württemberg nicht schwer traf und man die 
wirtschaftlichen Stockungen schnell überwand“, die verstärkt wur­
den durch die drohende Gefahr, daß der italienische Krieg auf 
Deutschland übergreifen könnte. Der Frieden von Villafranca im Juli 
1859 beseitigte rasch die politischen Sorgen des Wirtschaftsbürger­
tums und belebte seinen Untemehmensdrang“.

15 s. 23.
16 Schmöller, WJbb 1862/2, S. 178.
17 Vgl. den Überblick bei Mihrlen (Anm. 6).
18 Vgl. Schmierer, S. 27.
19 Vgl. Hochstetler, Einkommensteuer, S. 260 ff., 269 ff.
20 Dazu Rosenberg, Weltwirtschaftskrise.
21 Vgl. Abb. 4, S. 49.
22 Vgl. die Jahresberichte aller württembergischen Handelskammern aus den Jahren 

1859 f.: „Die Einwirkung der Krisis auf den württembergischen Handels- und Ge­
werbestand", in: W. Gewerbeblatt 1858, S. 84 ff.

23 Vgl. den Jahresbericht der Handelskammer Stuttgart 1859, S. 46, oder den Reutlin­
ger Bericht d. J., S. 1.
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Vor tiefergreifenden Auswirkungen der weltweiten Krise schützte 
die württembergische Wirtschaft zudem, paradoxerweise, ein Ent­
wicklungsrückstand seines Bankwesens24 25 26 — ein Rückstand, der seit 
etwa 1847/48 ein ständiger Quell von Klagen seitens der Unterneh­
mer und ein Streitpunkt war, der die öffentliche Meinung heftig er­
regte24. Die auf Untemehmensfinanzierung spezialisierten Aktien­
banken, die man nach dem Vorbild des Pariser „Credit mobilier" in 
den 1850er Jahren in Deutschland gegründet hatte“, standen im Mit­
telpunkt der Fondsspekulationen, die die Krise mit einleiteten und 
verstärkten. Daß Württemberg bis 1869 keine Aktienbank erhalten 
hatte, behinderte zwar die Unternehmensfinanzierung, verhinderte 
aber auch einen stärkeren Run auf krisenanfällige Spekulationsob­
jekte. Die traditionelle Anlage in festverzinslichen Werten und 
Grundstückshypotheken behauptete in Württemberg weiterhin das 
Feld, wenngleich der starke Drang nach hypothekarischer Sicherheit 
und die günstige finanzielle Lage der Landwirte, die auf Grund der 
reichen Ernten seit 1855 auf Kredite weitgehend verzichten konnten, 
zur Anlage in Industriepapieren geradezu nötigte27. Die Unternehmer 
klagten in Württemberg zwar wie in ganz Deutschland häufig pau­
schal über Kapitalmangel28 29, doch die zeitgenössischen Berichte der 
württembergischen Gewerbe- und Handelskammern verzeichneten 
keine konkreten Fälle von Kreditverknappung, die unternehmerische 
Expansionspläne behindert hätten. Man sprach vielmehr von unzurei­
chenden Anlagemöglichkeiten für liquide Kapitalien auf Grund des 
württembergischen Bankwesens, das bis zur Reichsgründung provin­
ziell blieb“.

1840 bestanden neben kleineren Bankinstituten in Ulm und Heil­
bronn 4 Banken in Stuttgart. Bis 1875 wuchs die Zahl der Bankhäuser 
auf 49, von denen 16 in Stuttgart ihren Sitz hatten. Die wichtigsten 
Etappen der württembergischen Bankentwicklung markieren die

24 Vgl. dazu vor allem Loewenstein, Württembergs Kreditbankwesen; Kaulla, Bank­
wesen in Württemberg; Hecht, Bankwesen in süddeutschen Staaten, S. 5—95.

25 Besonders hervor tat sich dabei Moriz Mohl, der 1858 den „Beobachter" und die 
„Chronik" ständig mit Artikeln gegen die Einführung von Aktienbanken belegte. 
Die Artikel sind gesammelt in seinem Buch „Uber Bankmanöver, Bankfrage und 
Krisis", 1858. Vor allem Loewenstein berichtet ausführlich über die Versuche, das 
Bankwesen des Landes auszubauen.

26 Vgl. dazu und zum folgenden Rosenberg, Weltwirtschaftskrise, S. 54 ff.; Ger- 
sÄenkron, Economic Backwardness, S. 11 ff.

27 Vgl. Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1858, S. 4. Für die Jahrhundertmitte 
schätzte man das Kapital, das in württembergischen Staatspapieren, Pfandbriefen 
und Aktien angelegt war, auf „wohl nicht viel über 120 Millionen Mark” (König­
reich Württemberg, Bd. 1, 1904, S. 114). Das entsprach ca. 70 000 Gulden. Als 
Württemberg 1875 von Gulden auf Reichsmark umstellte, rechnete man 12 RM = 
7 Gulden (Binder-Ebner, Württ. Münz- und Medaillenkunde, S. 275). Zur Ver- und 
Entschuldung von Grund und Boden vgl. Schremmer, Bauernbefreiung, S. 134 ff.

28 Vgl. dazu grundsätzlich Borchardt (Kapitalmangel in Deutschland im 19. Jahrhun­
dert), der die Überschätzung des Kapitalmangels durch die zeitgenössische und 
auch durch die spätere Literatur betont.

29 Vgl. Loewenstein, S. 31 f.
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Gründung der ersten Aktienbank, der Württembergischen Hypothe­
kenbank, im Jahre 1868 und der Württembergischen Vereinsbank, der 
ersten Notenbank auf Aktienbasis im folgenden Jahr80.

Vor allem über die angeblich mangelhafte Versorgung der kleinen 
Gewerbetreibenden mit Krediten klagte man beredt81. Doch von 1852 
bis 1866 entstanden 44 genossenschaftliche Handwerkerbanken, die 
1865 einen Jahresumsatz von 11 Millionen Gulden tätigten. 1868 exi­
stierten 88 derartige Bankinstitute, die 34 Millionen Gulden umsetz­
ten88. Diese Handwerkerbanken nach dem Schulze-Delitzschen 
Muster entstanden erst seit den 1850er Jahren, denn die Gründungen 
aus den 1840er Jahren waren fast durchweg Wohltätigkeitsvereine, 
die ihr Kapital gestiftet erhielten88.

Allein 1854/55 erzielten die diversen württembergischen Sparkas­
sen Nettoeinlagen von über 1 Million Gulden84. 1856 stiegen die Ein­
lagen bei der Württembergischen Sparkasse, in die Privatleute und 
auch die Bezirkssparkassen einzahlten, erneut stark an (38°/o) und 
1857 nochmals um knapp 30%. Erst die Weltwirtschaftskrise verrin­
gerte die Wachstumsrate. Doch die Steigerung betrug immer noch 6,7 
und 5,4% in den Jahren 1858 und 185988.

Die hohen Sparraten bezeugen, daß neben wachsender Konsum­
tionsfähigkeit und -bereitschaft, die von den Handelskammerberich­
ten ausführlich als Stimulans für den wirtschaftlichen Fortschritt ge­
würdigt wurden88, die Kapitalbildung kräftig voranschritt, die wie­
derum dem Kreditbedürfnis von Industrie und Gewerbe entgegenkam.

Württemberg erfuhr seit der Mitte der 1850er Jahre zwar eine stär­
kere Industrialisierung als je zuvor, doch es darf nicht übersehen 
werden, daß die Wirtschafts- und Sozialstruktur des Landes immer 
noch erheblich kleingewerblich und agrarisch bestimmt war. Zeitge­
nössische Berichte pflegten diesen Sachverhalt gerne zu verdrängen 
oder zu verkleinern. So konstatierte Gustav Schmöller in seiner Bear­
beitung der statistischen Gewerbeaufnahme von 1861 die „Bildung 
einer Großindustrie in Württemberg" als das „wichtigste Ergeb­
nis“87. Die große offizielle Selbstdarstellung des Königreichs von 
186388 sah den Übergang von „vorherrschend landwirtschaftlichen 
Zuständen" zur „Manufakturkraft und zur Großindustrie" bereits als 
geleistet an. Auch der offiziöse Überblick über das „Gewerbsleben in 30 31 32 33 34 35 36 37 38

30 Vgl. Königreich Württemberg, Bd. 2,1, 1883, S. 763.
31 Vgl. etwa Jahresbericht Handelskammer Reutlingen 1857, S. 4.
32 Loewenstein, S. 80.
33 Vgl. Königreich Württemberg, Bd. 2,1, 1883, S. 764.
34 W. Gewerbeblatt 1856, S. 296.
35 Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1859, S. 113 f.
36 Vgl. etwa den Stuttgarter Handelskammerbericht 1860, S. 3. Zur Kapitalbildung in 

den 1850er Jahren vgl. die Abbildung bei Buzengeiger, S. 16.
37 WJbb 1862/2, S. 233.
38 Königreich Württemberg, 1863; Zitat S. 551.
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Württemberg während der Jahre 1856 bis 1862" von Professor Mähr- 
len** sprach vom „rasche(n) und starke(n) Übergang zum fabrikmäßi­
gen Betrieb, zum Großbetrieb". Wie die gegebene Skizze zur forcier­
ten Industrialisierung Württembergs in den 1850er Jahren zu zeigen 
versucht, charakterisieren diese Äußerungen den Prozeß, den Würt­
temberg in dem nachrevolutionären Jahrzehnt durchmachte, zwar 
partiell recht treffend, doch sie richten den Blick zu einseitig auf die 
Industrie. Deshalb soll im folgenden zunächst die Entwicklung des 
Handwerks und dann das Gepräge der Landwirtschaft skizziert wer­
den.

Obgleich sich die Lage der Handwerker von der Mitte der 1830er 
Jahre bis 1852 bereits strukturell verbessert hatte39 40, fristete die 
Mehrzahl ihr Leben noch von den Einkünften proletaroider Stellen, 
die keine ausreichende Grundlage für eine gesicherte bürgerliche 
Existenz boten. Diese wirtschaftliche Misere der Meister und Gesel­
len, die 1852 ca. 21°/o der männlichen Bevölkerung über 14 Jahre stell­
ten41 42 43, prägte die Erwartungen, die viele Handwerker gegenüber Staat 
und Gesellschaft hegten. Sie forderten nicht nur eine Rückkehr zur 
alten Zunftverfassung und damit eine wirtschaftliche und soziale 
Restauration, sondern die Existenznot entzog sie weitgehend der poli­
tischen Bewegung der Revolutionsjahre und trieb sie in die Arme des 
Staates, von dem sie Hilfe gegen die Fabrikkonkurrenz erhofften, der 
sie ihre Lage anlasteten40. Einsichtige Zeitgenossen erkannten 
jedoch, daß die Handwerksbetriebe nur mit der Industrialisierung, 
nicht gegen sie gesunden konnten48. Der wirtschaftliche Aufstieg im 
nachrevolutionären Jahrzehnt, der auch dem Kleingewerbe zugute 
kam, ließ dann die Klagen der Meister über die ruinöse Fabrikkon­
kurrenz zwar nicht völlig verstummen, schwächte sie aber doch er­
heblich44 *.

Die Zahl der Meister war von 1852 bis 1861 fast konstant geblieben, 
die Gehilfenzahl aber erheblich gestiegen (Tab. 4). Auch das Verhält­
nis zwischen Handwerks- und Fabrikbetrieben hatte sich nicht zu 
Lasten der kleinen Gewerbe verschlechtert, denn von 1852 bis 1861 
entfielen konstant ca. 61,5°/o des Personals, das im gewerblich-indu­
striellen Bereich beschäftigt war, auf das Handwerk und 38,5°/o auf

39 WJbb 1863/1; Zitat: S. 39. Dr. Johannes Mährlen (1803—71) war Mitglied der Zen­
tralstelle für Gewerbe und Handel, der Handelskammer Stuttgart, des Königl. sta­
tistisch-topographischen Instituts, Prof, am Stuttgarter Polytechnikum. Vgl. den 
Nachruf im Jahresbericht Württ. Handelskammern 1870, S. 1.

<0 Vgl. o. S. 47.
41 Errechnet nach WJbb 1861/1, S. 126.
42 Dazu Kap. B VII, 4.
43 Die Schrift von Schübler (Not der Handwerker, 1852), die die Diskussion um die 

Jahrhundertwende gut zusammenfaBt, ist ein Beispiel dafür.
44 Zur Entwicklung des Handwerks in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts vgl. zuletzt

Noll (Handwerk in der 2. Phase) und W. Fischer (Kleingewerbe).
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Tabelle 4“
Beschäftigte im Handwerk 1835—1861

1835/36 1852 1835 bis
1852

Preußen 
1840—49 1861 1852 bis 

1861
Preußen 
1849—61

Meister 114 800 80 700 — 30% + 30% 79 900 — 1% —0,1%
Gesellen 33 200 39 600 + 19% + 14% 64 100 + 62% + 27%

Fabriken44. Das entsprach dem Zollvereinsdurchschnitt. Im stark in­
dustrialisierten Sachsen betrug das Verhältnis von Gewerbe- zu 
Fabrikpersonal bereits ca. 46 zu 54, in Baden 59 zu 4145 46 47.

Das Handwerk hatte sich in den einzelnen Sparten und regional 
sehr unterschiedlich entwickelt. In den 26 wichtigsten Zweigen, die 
am stärksten besetzt waren, stieg die Zahl der Meister von 1852 bis 
1863 um 4,5°/o und die Zahl der Gesellen und Lehrlinge um 76,7°/«. In 
19 anderen Branchen verringerten sich die Meisterstellen um 8,6°/o, 
während die Gehilfenzahl um 34,7% anwuchs48 49. Besonders günstig 
verlief die Entwicklung des Handwerks in den 5 größten Städten. Dort 
kamen in 8 Gewerbezweigen 258 Gehilfen auf 100 Meister, während 
dieselben Gewerbe im Landesdurchschnitt nur ein Verhältnis von 74 
Gehilfen je 100 Meister erreichten44. Diese günstige Entwicklung 
wiesen aber nicht alle Städte auf — auch nicht alle Industriestädte. In 
Göppingen etwa sank die Zahl der Meister von 1852 bis 1861 um 39°/o. 
Sie beschäftigten zwar 1861 bereits 85°/o mehr Gehilfen als 1852, doch 
trotzdem entfielen lediglich 76 Gehilfen auf 100 Meister50. Dieses Ein­
zelbeispiel sollte davor warnen, aus der durchgängig verbesserten 
Relation zwischen Meister- und Gehilfenzahlen bereits eine generelle 
Absicherung der verbliebenen Stellen zu folgern. Im Landesdurch­
schnitt hatte sich von 1852 bis 1861 diese Relation zwar von ca. 49 auf 
80 Gehilfen je 100 Meister verbessert, doch noch immer überwog der 
handwerkliche Einmannbetrieb, der keine Grundlage für eine gesi­
cherte bürgerliche Existenz bot. Die Krise des übersetzten Handwerks 
hatte sich demnach gemildert, sie war aber noch nicht behoben.

Im Vergleich mit anderen deutschen Ländern nahm Württemberg in 
der Entwicklung der gewerblichen Betriebsgrößen eine Mittelposition 

45 Errechnet nach WJbb 1839, 1862 f. Die preußischen Zahlen nach Köllmann, 
Arbeitskräftepotential, S. 230. Alle Zahlen sind abgerundet. Vor allem für die Zah­
len von 1835/36 ist zu beachten, daß sie nicht auf der gleichen Erhebungsgrund­
lage wie die anderen beruhen. (Vgl. Mährlen, 40 Jahre, S. 630.) Sie geben aber 
den Trend an (vgl. Anm. 55 S. 40).

46 Errechnet nach Schmöller, WJbb 1862/2, S. 163 f„ 240.
47 Vgl. Schmöller, Kleingewerbe, S. 665, 307.
48 Mährlen, Gewerbeleben 1856—1862, S. 39 f. Detaillierte Angaben machen jeweils 

die Handelskammerberichte.
49 Errechnet nach Schmöller, WJbb 1862/2, S. 250, 241 f.
50 Errechnet nach Hofmann, Industrialisierung Göppingens, S. 169.
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ein. In Frankfurt, das die Spitzenposition besaß, entfielen 1861 251 
Gehilfen auf 100 Meister, im Königreich Sachsen 165, in Hessen- 
Darmstadt 112, in Bayern 98, in Baden 82, in Kurhessen und in Ober­
hessen nur 5651 52 53. Setzt man die Betriebszahlen in Relation zur Bevöl­
kerung, so war das Handwerk mit 8,4°/o in Württemberg stärker als in 
allen anderen deutschen Ländern vertreten“. Die günstigste Zu­
kunftsperspektive für das Handwerk lag in der Entwicklung der Ge­
hilfenzahlen, die darauf verweisen, daß die Gesellen sich mehr und 
mehr damit abfanden, nicht zu selbständigen Meistem aufsteigen zu 
können.

Tagelöhne 1830/39—1872

— X- durchschnittlicher Fahrikarboiter- 
lohn

----- höchster und niedrigster Durch- 
schnittslohn der Fabrikarbeiter

durchschnittlicher Gesellenlohn
— — höchster Gesellenlohn (1872: Stein­

hauer, 1830—65: Gipser und Ma­
ler). Der Minimallohn (Schuster) 
war stets fast identisch mit dem 
Durchschnittslohn der Tagelöhner.

- e— Durchschnittslohn der Tagelöhner 
bei öffentlichen Arbeiten

51 Schmöller, Kleingewerbe, S. 360.
52 Ebd. S. 308.
53 Errechnet nach Riecke, Statistik der Preise und Löhne in Württemberg, 1873. Karl 

Victor von Riecke wurde 1891 Finanzminister. Vgl. zur Lohnentwicklung auch 
Königreich Württemberg, Bd. 2,1, 1883, S. 796 L, und die Handelskammerberichte. 
Die Abgrenzung zwischen Industrie und Handwerk ist problematisch. Den Bereich 
Textilproduktion hat Riecke ganz in der Fabriktabelle erfaßt. Wäre dieser Sektor 
aufgeschlüsselt worden, so läge der durchschnittliche Fabriklohn sicher noch 
höher. Allerdings hat Riecke die besonders gut verdienenden Setzer generell 
ebenfalls in die Fabriktabelle einbezogen. Die Lohnprogression seit 1855 ist aus 
der Graphik nur sehr unzureichend zu erkennen, da nur der Durchschnittswert von 
1850—59 bekannt ist. Vgl. Abbildung 8 (S. 62), aus der die Reallohnentwiddung in 
den 1850er Jahren besser zu ersehen ist. Die Steigerungsrate war von 1855—58 
eher noch stärker als in den 1860er Jahren. Die Handelskammer Reutlingen be­
richtete für 1857, daß die Löhne durchschnittlich „nochmals 10*/« gegenüber dem 
Jahr 1856" (S. 1) anstiegen. Im Jahresbericht für 1860 gab dieselbe Kammer an, 
daß der mittlere Tagelohn für einen gewöhnlichen Arbeiter von 36 Kronen im 
Jahr 1859 auf 48 Kronen bis 1 Gulden im Jahr 1860 gestiegen sei = ein bis zwei 
Drittel. Zur Stagnation der Löhne in der 1. Jahrhunderthälfte vgl. die Angaben für 
Württemberg bei Kuczynski, Lage der Arbeiter, T. 1 Bd. 2, S. 225, 227. Seine An­
gabe, daß die Löhne von 1850 bis 1860 stagnierten (S. 225), trifft jedoch nicht zu. 
Er gibt seine Quellen leider nicht an.
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Die steigenden Löhne (Abb. 5) im Handwerk wie in der Industrie 
erleichterten ihnen diesen Verzicht. Den höchsten Verdienst konnten 
sie jedoch nicht als Gesellen, sondern als Fabrikarbeiter erzielen. De­
ren Löhne lagen im Landesdurchschnitt von 1830 bis 1872 konstant ca. 
2O°/o über dem Lohnsatz, den das Handwerk zahlte, dessen Löhne den 
Verdienst der Tagelöhner um 30% (1830/39) bis 20% (1872) übertra­
fen84. Die Lohnunterschiede zwischen den verschiedenen Branchen 
im gewerblichen sowie im industriellen Bereich waren beträchtlich 
und nahmen zu. Das stützt Wolfram Fischers88 Untersuchungsergeb­
nis, der entgegen der gängigen These von der weitgehend undifferen­
zierten Soziallage der frühen Fabrikarbeiterschaft eine starke Diffe­
renzierung der Löhne nachweisen konnte, die man als Gradmesser für 
die Soziallage ansehen kann. An der Spitze der Lohnskala standen die 
Setzer, deren Löhne von 1830 bis 1839 um ca. 40% und 1872 um ca. 
44% über dem durchschnittlichen Fabriklohn lagen8’. Den gleich 
hohen Lohn erzielten 1872 die Arbeiter in der Goldwarenfabrikation 
und in den Fabriken für Musikinstrumente. Knapp darunter lagen die 
Löhne der Arbeiter in den Silberwarenfabriken, die zeitweilig sogar 
besser als die Setzer verdienten. Am unteren Ende der Lohnskala 
standen stets die Arbeiter in der chemischen Industrie.

Da die angeführten Lohnwerte immer nur den Landesdurchschnitt 
erfassen, geben sie keinen Aufschluß über die regionale Differenzie­
rung der Löhne, die erheblich war. So lag z. B. 1872 in Stuttgart der 
Gesellenlohn 33% und der Verdienst der Tagelöhner sogar 50% über 
dem Landesdurchschnitt87. 1860 konnte ein Tagelöhner zwischen 48 
Kreuzer und 1 Gulden, ein Eisenbahnarbeiter 1 Gulden bis 1,5 Gulden 
und ein Maurer 1 Gulden und 36 Kreuzer bis 2 Gulden pro Tag ver­
dienen88. Hinzu kam mitunter noch „Trunk und Brot". Bei den Arbei­
tern in Blechfabriken konnten Anfang der 1860er Jahre die Löhne in 
den verschiedenen Landesteilen sogar um das Fünffache differie­
ren89.

Die Lohnprogression nahm in der 2. Hälfte der 1850er Jahre stark 
zu (Abb. 5—7), da die Unterbeschäftigung, die in den ersten nachre­
volutionären Jahren eine Auswanderungslawine ausgelöst hatte, seit 
der Mitte des Jahrzehnts in Vollbeschäftigung umschlug. An die 
Stelle der „Arbeitsnot", so schrieb das Gewerbeblatt in seinem 
Rückblick auf das Jahr 1856”, trat eine „Arbeitemot", statt „Arbeits- 
mangel" registrierte man „Arbeitermangel"’1. Diese zeitgenössischen

54 Errechnet nach Riecke, Preise und Löhne.
55 „Frühe Fabrikarbeiter".
56 Errechnet nach Riecke (Anm. 54).
57 Errechnet nach ebd.
58 Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1860, S. 3; Reutlingen 1860, S. 29.
59 Königreich Württemberg Bd. 2,1, 1883, S. 797.
60 W. Gewerbeblatt 1857, S. 1.
61 Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1856, S. 5.
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Stimmen bestätigen Köllmanns Schätzung der Relation zwischen 
Arbeitsplatzangebot und Arbeitskräftepotential, wonach 1864 in 
Württemberg auf 100 Arbeitskräfte 105,5 Arbeitsplätze kamen62 63. Die 
Stuttgarter Handelskammer begrüßte ausdrücklich die Lohnentwick­
lung, da sie die „Konsumtionsfähigkeit der arbeitenden Klassen [stei­
gere], deren Einnahmen rasch in die verschiedensten Kanäle der Pro­
duktion zurückfließen'’M.

Die Lohnprogression seit der Mitte des nachrevolutionären Jahr­
zehnts hatte der breiten Bevölkerung gewiß eine spürbare Verbesse­
rung ihres Lebensstandards ermöglicht, doch sie darf angesichts der 
Preisentwicklung auch nicht überschätzt werden. Der „Entwicklungs­
bruch in der Mitte des 19. Jahrhunderts"64, der die Preis-Lohn-Schere 
umkehrte, so daß die Löhne stärker anstiegen als die Preise, begann 
zwar auch in Württemberg zu wirken (Abb. 6), doch der Reallohnver­
fall in der vorrevolutionären Zeit65 66 und in der 1. Hälfte der 1850er

Abb. 6“: Fabrikarbeiter-ZGesellenlöhne 
----- Roggen 
----- Dinkel

■— — Odisenfleisch

% ReftUohnvorlauf 1830/89—1872

Abb. 7*’: Kaufkraft der Fabrikarbeiter-/
Gesellenlöhne umgerechnet auf:
------ Roggenpreise
.... Dinkelpreise

62 Arbeitskräftepotential, S. 225. Köllmann selbst vermutet, eine zu hohe Meßziffer 
für den Arbeitsplatzzuwachs gewählt zu haben (ebd.).

63 Jahresbericht 1860, S. 3.
64 Abel, Agrarkrise, S. 267 f.
65 Vgl. dazu Kuczynski, Lage der Arbeiter, T. 1 Bd. 2, S. 253.
66 Errechnet nach Riecke (Anm. 53), Jahresbericht Handelskammer Stuttgart 1855, 

S. 7 f„ und den WJbb des Zeitraums, den die Abbildung umfaßt. Den starken An­
stieg des Fleischpreises gegen Ende der 1850er Jahre wird man wohl am ehesten
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Jahre konnte erst um 1860 voll ausgeglichen werden (Abb. 7). Dann 
stiegen jedoch Nominal- und Reallöhne stark progressiv. Auch die 
„Große Depression" (1873—1896) unterbrach diese Entwicklung nicht, 
sondern war im Gegenteil von einer „geradezu revolutionierenden Er­
höhung des Reallohnniveaus begleitet"88.

Trotz der steigenden Löhne in Industrie und Gewerbe ließ die Ge­
werbereform von 1862, die in Württemberg die volle Gewerbefreiheit 
einführte88, den Zudrang zu den Meisterstellen noch einmal enorm 
anschwellen. Allein in Stuttgart registrierte man in den ersten 10 
Monaten seit der Reform 438 neue Firmen, von denen ca. 83°/o Hand­
werksbetriebe waren78. Man muß jedoch berücksichtigen, daß es sich 
vielleicht nicht in allen Fällen um Neugründungen handelte, sondern 
z. T. wohl nur bestehende Betriebe in die Stadt verlagert wurden, wo 
man sich bessere Geschäfte erhoffte. Erst die Gewerbereform hatte 
nämlich die Möglichkeit zum Ortswechsel völlig freigegeben, denn 
mit den letzten Zunftschranken entfiel auch die Beschränkung, daß 
nur Gemeindebürger selbständig ein Gewerbe ausüben durften.

Die Gründungswelle, die 1862 einsetzte, begann bald zu verflachen. 
Schon 1863 setzte der Rückgang ein67 68 69 70 71, ohne daß aber der Gesun­
dungsprozeß der Kleingewerbe bereits einen vorläufigen Abschluß 
erreicht hatte. Die Lage der vielen Handwerksbetriebe mit unzurei­
chenden Betriebsgrößen blieb weiterhin prekär. Der hohe Anteil der 
Handwerker an Konkursen bezeugt das. Er hatte sich sogar vergrö­
ßert, denn von 1840 bis 1847 entfielen 44,9°/o aller Konkurse auf Hand­
werker, in der Zeit von 1864 bis 1873 aber 51,8°/o72 73. Nur Spezialunter­
suchungen könnten feststellen, ob davon vornehmlich die Kleinstbe­
triebe betroffen waren. Diese Vermutung liegt nahe, da in ganz 
Deutschland die Entwicklung des Handwerks in der 2. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts gekennzeichnet war durch eine Abnahme der Betriebe 
bei gleichzeitiger Zunahme der Beschäftigtenzahl78. Dieser Prozeß

damit erklären können, daß erst die steigenden Löhne der breiten Bevölkerung 
einen erhöhten Fleischverbrauch ermöglichten und die Preise dann in die Höhe 
trieben. Der „Kartoffelstandard im Zeitalter des Pauperismus" (Abel, Massenar­
mut, S. 65) hatte Fleisch für die große Masse zum Luxusnahrungsmittel werden 
lassen, das wenig gekauft wurde und deshalb in Krisenzeiten wesentlich gerin­
gere Preissteigerungsraten als Grundnahrungsmittel aufwies (vgl. Abb. 8, S. 62).

67 Die Abbildung basiert auf denselben Quellen wie die Abbildung 6. Auch hier ist 
zu beachten, daß die starke Progression erst ab etwa 1855 einsetzte. Es sei nach­
drücklich betont, daß der Begriff „Reallohn” hier mit großer Einschränkung zu 
verstehen ist. Um den wirklichen Reallohn zu ermitteln, bedürfte es umfangreicher 
Spezialstudien, da keine Vorarbeiten hierfür existieren.

68 Rosenberg, Große Depression, S. 47. Das gilt allerdings erst für die zweite Depres­
sionsphase, vgl. Wehler, Bismarck, S. 80 f.

69 Vgl. dazu Köhler, Gewerberecht, S. 175 ff.
70 Errechnet nach Hartmann, Chronik, Stuttgarts, S. 265. Genaue Angaben auch für 

andere Städte im Jahresbericht Württ. Handelskammern 1863, S. 107.
71 Vgl. Mährlen, Gewerbeleben 1856—62, S. 44.
72 Errechnet nach WJbb 1847/2, S. 194; Camerer, S. 116 ff.
73 Vgl. Noll (Anm. 44).
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scheint zudem von einem überproportionalen Anteil des Handwerks 
am wirtschaftlichen Wachstumsprozeß begleitet gewesen zu sein74 75 76.

Obwohl sich Gewerbe und Industrie in dem nachrevolutionären 
Jahrzehnt mächtig entwickelten, blieb Württemberg immer noch ein 
stark agrarisch geprägtes Land. 1861 waren noch fast 54% der männ­
lichen Bevölkerung über 14 Jahre in der Landwirtschaft beschäf­
tigt78. Dieser Anteil ist sogar noch höher anzusetzen, wenn man die 
enge Verflechtung von Gewerbe und Landwirtschaft berücksichtigt. 
Denn von den knapp 18% der Männer, die als selbständige Gewerbe­
treibende registriert waren, betrieben ca. zwei Drittel neben ihrer Ge­
werbetätigkeit eine kleine Landwirtschaft78. Eine genauere Differen­
zierung zwischen Haupt- und Nebenbeschäftigung scheint anhand der 
zeitgenössischen Statistiken nicht möglich zu sein.

Dieses stark landwirtschaftliche Gepräge des Landes hatte seinen 
Eintritt in die allgemeine Prosperitätsepoche der 1850er Jahre zwar 
verzögert, doch es trug andererseits mit dazu bei, daß Württemberg 
die Weltwirtschaftskrise seit 1857 relativ leicht Überstand. Denn die 
guten Ernten der zweiten Hälfte der 1850er Jahre hatten, wie er­
wähnt, die Konsumtionskraft der breiten Bevölkerung gestärkt, so 
daß Gewerbe und Industrie mit Aufträgen versorgt waren, die über 
die Krise hinweghalfen. So konstatierte etwa die Stuttgarter Handels­
kammer in ihrem Bericht für das Jahr 1857: „Aller Reichtum kommt 
aus dem Boden"77, wie die gute Ernte beweise. Landwirte und Wein­
gärtner zeigten sich von den Erlösen hoch befriedigt, und auch die 
Tagelöhner waren vollbeschäftigt. Der Bericht schätzte den „kapitali­
sierbaren Uberschuß" aus der agrarischen Urproduktion auf 25 bis 28 
Millionen Gulden. „Die durchgängig befriedigende, in einzelnen Be­
zirken sogar glänzende Lage der ländlichen Bevölkerung" belebte 
auch das Gewerbe. Der Bericht fuhr dann fort: „Die Bilanz der Han­
dels- und Industriegeschäfte ließ daher schöne Gewinne zurück, wel­
che nicht wenig dazu beitrugen, den Stoß der Handelskrisis abzu­
schwächen78." In den beiden folgenden Jahren berichteten die Kam­
mern ähnlich positive Auswirkungen der guten landwirtschaftlichen 
Ernte- und Verkaufsergebnisse auf Gewerbe, Handel und Industrie.

Dieses Bild einer florierenden Landwirtschaft in der 2. Hälfte der 
1850er Jahre hebt sich scharf ab von der Lage der Landwirtschaft um 
die Jahrhundertmitte, die durch eine schwere Krise gekennzeichnet 

74 So W. Fischer (Anm. 44), der bei der Auswertung der von Hoffmann (Wachstum 
der deutschen Wirtschaft) bereitgestellten Zahlen zu diesem Ergebnis kommt, das 
der vorherrschenden Ansicht völlig widerspricht. Er betont, daß es noch intensi­
ver Spezialuntersuchungen bedarf, um sein Ergebnis abzusichern.

75 Ermittelt nach Königreich Württemberg 1863, S. 350 ff.
76 Ebd. S. 352. Griesmeier (Wirtschaft und Bevölkerung, S. 133) schätzt die Relation 

der im Agrar- und gewerblich-industriellen Sektor Beschäftigten auf 6 zu 4.
77 S. 3. Im Original gesperrt.
78 S. 4 f.
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war”. Diese Agrarkrise soll etwas näher untersucht werden, da sie 
erhebliche politische Auswirkungen hatte: Sie provozierte 1847 Hun­
gerrevolten, die im Bürgertum einen Reflexionsprozeß über die politi­
sche Relevanz der „sozialen Frage" in Gang setzten, der das Verhal­
ten großer Teile des Bürgertums in der Revolutionszeit mitbe- 
stimmte79 80; sie erleichterte und verstärkte in der nachrevolutionären 
Zeit die weitgehende Entpolitisierung erheblicher Bevölkerungsteile, 
die um ihre nackte Existenz kämpften, sich hingegen von politischem 
Engagement weitgehend femhielten81.

1846 begann eine Reihe von Mißernten, die die letzte Wirtschafts­
krise des vorindustriellen Typs82 83 einleiteten. Sie ging vom Agrarsek-

Abb. 8 (1840—45 - 100»/«)«
a) Fabrikarbeiter-ZGesellenlöhne umgerechnet auf Roggenpreise 

79 Für die Zeit vor 1852 wären Aussagen über die landwirtschaftliche Entwicklung 
nur auf Grund von archivalischen Spezialstudien möglich, da erst ab 1852 eine 
Regierungsverordnung den Oberämtem alljährliche Erhebungen über Anbaufläche 
und Ernteerträge, die in den WJbb veröffentlicht wurden, vorschrieb (vgl. Cull, 
Die 15 Ernten Württembergs 1852 bis 1866, S. 112). Zur Entwicklung in Hohenlohe 
vgl. Schremmer, Bauernbefreiung.

80 Dazu Kap. A II, 1.
81 Vgl. Kap. C I.
82 Vgl. Abel, Massenarmut, S. 54 ff., und u. Anm. 99. Die Krise erfaßte ganz Europa, 

wenn auch mit unterschiedlicher Intensität. Für Deutschland ist diese Krise noch 
völlig unzureichend erforscht, vgl. ebd. S. 9; Wehler, Theorieprobleme. Grundsätz­
lich zu den vorindustriellen Wirtschaftskrisen: Abel, Agrarkrisen.

83 Errechnet nach den in Anm. 66 genannten Quellen und Königreich Württemberg, 
Bd. 2,1, 1883, S. 379 f. Für die Ermittlung der Kaufkraftentwicklung wurden die 
Durchschnittslöhne des Zeitraums 1840/49 weiter bis 1854 angesetzt und dann erst 
die Durchschnittslöhne für 1850/59, um die Lohnstagnation der ersten Hälfte der 
1850er Jahre auszugleichen (vgl. Anm. 53).
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tor aus und griff auf das Gewerbe über. Die Getreidepreise und ent­
sprechend die Brotpreise schnellten 1846 um etwa 6O°/o in die Höhe 
(Abb. 8). Den starken Anstieg der Preise für Brotgetreide begleitete 
eine noch stärkere Verteuerung des wichtigsten Volksnahrungsmit­
tels, der Kartoffel (Abb. 8). Das traf die Masse der Bevölkerung beson­
ders schwer, denn die „Kartoffelfelder waren allmählich das eigent­
liche Fundament der kleinen Wirtschaften geworden, mit dessen 
Wanken das ganze System übereinander fiel"84. Von 1850 bis 1852 
reduzierte die Kartoffelkrankheit den Ernteertrag dann so stark 
(Tab. 5), daß den kleinen Haupt- und Nebenerwerbslandwirten die 
Existenzgrundlage geradezu entzogen wurde, da gleichzeitig auch die 
Getreide- und Brotpreise auf Grund der Mißernten in die Höhe 
schnellten (Abb. 8). „Mehrere hundert Gemeinden wurden bank­
rott85 86 87.“ Auswanderung erschien deshalb vielen als die einzige Ret­
tungsmöglichkeit. Auch die Daheimgebliebenen begrüßten und för­
derten sie88 89.

Tabelle 5«’ 
Anteil der Ernteerträge, die von der Kartoffelkrankheit 

befallen waren

1848 - 14% 
1849 - 16% 
1850 - 36% 
1851 - 44% 
1852 -11% 
1853 - 5% 
1854 - 7%

Die Revolutionsjahre selbst hingegen brachten reiche Ernten und 
einen entsprechenden Preisrückgang (Abb. 8). Das befreite zwar die 
breite Bevölkerung von ihrer Existenznot, doch die politische Bewe­
gung der Revolutionsjahre lähmte die gewerblich-industrielle Tätig­
keit, die zudem in einer Übergangskrise begriffen war. Die wirtschaft­
lichen Einbußen, die Württemberg 1848/49 erlitt, sind aus der Ent­
wicklung der Zolleinnahmen oder aus der Zahl der Konkursverfahren 
deutlich abzulesen88. Ebenso wurde der Kapitalbildungsprozeß, der 
seit den 1840er Jahren bereits rückläufig war, unterbrochen. Erst seit 
der Überwindung der Krise konnte dieser Prozeß forciert fortgesetzt 
werden88. Für alle, die in Gewerbe und Industrie tätig waren, bedeu­

84 Königreich Württemberg 1863, S. 317.
85 Gehring, Wirtschaftsleben, S. 248.
86 Am besten sind diese Bemühungen in den Berichten der Tageszeitungen zu erfas­

sen.
87 WJbb 1855, S. 184.
88 Vgl. Abb. 2, S. 34 und Abb. 4, S. 49. Auch der Güterverkehr verzeichnete tiefe 

Einbrüche, vgl. die Abb. bei Buzengeiger, S. 7. Die Einnahmen aus den staatlichen 
Hüttenwerken fielen — um ein anderes Beispiel zu geben — 1848/49 um ca. 32*/« 
(errechnet nach Riecke, Finanzverwaltung, S. 76).

89 Vgl, die Abbildung bei Buzengeiger, S. 16.
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tete der enorme Rückgang der Getreide- und Kartoffelpreise nur eine 
kurzfristige Entlastung, da die politisch bedingten wirtschaftlichen 
Stockungen die guten Ernteergebnisse um ihre Wirkung brachten. 
Diese Lähmung der Wirtschaftskraft beeinflußte stark die Stellung 
eines großen Teils des Bürgertums zur politischen Bewegung der 
Revolutionszeit, da die politischen Fragen gegenüber der Sorge um 
die Gesundung von Gewerbe, Handel und Industrie in den Hinter­
grund traten*®. So bahnte sich bereits 1848/49 die Entpolitisierung 
zumindest von Teilen des Bürgertums an, die in der Reaktionszeit 
ihren Kulminationspunkt erreichte.

Die Kette von Mißernten bis 1853/54, die nur 1848/49 unterbrochen 
war, mußte Württembergs Wirtschaft aus zwei Gründen besonders 
gravierend belasten: Auf Grund der spezifischen Agrarstruktur des 
Landes und infolge der „Übergangsperiode”*1, in der sich der Gewer­
besektor befand.

Württembergs Agrarstruktur kennzeichnete eine erhebliche Zer­
splitterung des Bodenbesitzes, die vor allem in den altwürttembergi- 
schen Realteilungsgebieten kraß ausgeprägt war. Nach der statisti-

Tabelle6
Landwirtschaftliche Betriebsgrößen in Morgen

Stand 1857

Durchsohnittagrößen

über 200 —
100—200 - 
50—100 - 
30— 50 - 
10— 30 =

7,1 %1
9.6%}

19,3%J
15.2%
25,2%

5— 10 - 12,7% 
unter 5 — 10,9%

93 Morgen

37 Morgen 
18—19 Morgen 
7— 8 Morgen 
3— 4 Morgen

sehen Aufnahme von 1857 bestanden im Landesdurchschnitt ca. 24®/o 
aller landwirtschaftlichen Betriebe aus Zwergwirtschaften unter 10 
Morgen**, die in der Regel eine Familie nicht voll ernährten*8. 
Knapp 11% der Landwirtschaften lagen sogar unter 5 Morgen. Fast 
50% der württembergischen Bauern mußte sich mit Betrieben unter 30

90 Vgl. Kap. B VII, 4.
91 Vgl. u. S. 48 ff. So charakterisierte die Handelskammer Stuttgart die 1. Hälfte der 

1850er Jahre (Jahresbericht 1855, S. 4).
92 Alle Zahlen nach Königreich Württemberg 1863, S. 429 ff.; WJbb 1860: „Untersu­

chungen über die Verteilung des landwirtschaftlich benutzten Grundeigentums in 
Württemberg", S. 1—64; Kull, Statistik der Bevölkerung, 1874. Alle Zahlen sind 
als (in etwa bereinigte) Näherungswerte zu verstehen, da bei der statistischen 
Aufnahme von 1857 nicht berücksichtigt wurde, ob ein Eigentümer in mehreren 
Gemeinden Grund besaß (WJbb 1860, S. 1 f.).

93 Königreich Württemberg 1863, S. 435.
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Morgen begnügen, die in akuten Krisenzeiten bestenfalls noch das 
Existenzminimum gewährleisteten.

Die durchschnittlichen Betriebsgrößen differierten zwischen den 
verschiedenen Landesregionen erheblich. Besonders stark zersplittert 
war der Grundbesitz im Neckarland und im Schwarzwald, wo über 
ein Drittel aller Landwirtschaften weniger als 10 Morgen und noch­
mals ein Drittel 10 bis 30 Morgen auf wies94. Die Regionen mit starker 
Güterzersplitterung litten unter der Wirtschaftskrise um die Jahrhun­
dertmitte schwerer als alle anderen Gebiete. Die Auswanderungszah­
len belegen das deutlich. Zwischen 1852 und 1855 verloren die Ge­
biete mit der größten Zahl von Zwergwirtschaften 49,4°/oo ihrer Bevöl­
kerung, die übrigen Landesteile 18,2°/oo95. Obwohl etwa 45°/o aller 
Landwirtschaften nur als Nebenerwerbsstellen galten9*, hatte die ge­
werbliche Tätigkeit, die daneben wohl in erster Linie betrieben 
wurde, die Folgen der katastrophalen Mißernten in der ersten Hälfte 
der 1850er Jahre nicht ausgleichen können. Denn der Gewerbesektor 
gehörte, wie gezeigt wurde, selbst zu den Krisenzonen der württem­
bergischen Wirtschaft. Da das Kleingewerbe in besonders starkem 
Maße einen Anpassungsprozeß an die beschleunigte Industrialisie­
rung des Landes durchlief und unrentable Stellen ausschied, konnte 
es den vielen Klein- und Kleinstbauem keinen Ausgleich für ihre Ern­
teverluste bieten. Umgekehrt entzogen die Mißernten vielen kleinen 
Gewerbetreibenden die Möglichkeit, das Existenzminimum auf dem 
eigenen Acker zu erzielen. Der Bauer darbte, und der Handwerker 
verlor seine Kundschaft. Wer in beiden Bereichen seine Nahrung ver­
diente, war doppelt betroffen. Die weitgehende Kongruenz der Ge­
biete mit stärkster Güterzersplitterung, größter Konkursquote und 
höchster Auswanderungsrate97 verdeutlicht dieses Ineinandergreifen 
von Agrar- und Gewerbekrise.

Diese Zusammenhänge verweisen zugleich auf den Ubergangscha- 
rakter der Periode zwischen der Mitte der 1840er und der 1850er 
Jahre. Der Agrarsektor hatte noch die „Funktion eines Lohnweisers 
und Preisregulators in der Volkswirtschaft"98. Eine Krise in diesem 
gesamtwirtschaftlichen Leitsektor mußte deshalb auf andere Wirt­
schaftsbereiche übergreifen. Diese letzte Krise von „type ancien“99, 
die vom Agrarbereich ausging und auf den gewerblich-industriellen

95 Kull (Anm. 92), S. 27.
96 Errechnet nach WJbb 1860/1, S. 6—11.
97 Vgl. die Karte bei Kull (Anm. 92). S. 26.
98 Abel, Agrarkrisen, S. 268.
99 Vgl. dazu grundsätzlich Labrousse, La Crise de L'Economie Franqaise.

94 Neckarland Schwarzwald Alpland Oberschw. Jagst land
unter 5 M. 18,5«/. 16,9«/. 9 •/. 4,9«/. 6,2«/.
5—10 20,8«/. 17,4«/. 10,5«/. 6,4«/« 8,2«/.

10—30 34,8«/. 32,9«/. 22,4«/. 16,4«/. 20,5«/.
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Bereich Übergriff, war jedoch verklammert mit einem raschen Indu­
strialisierungsprozeß, der selbst krisenhafte Symptome zeigte. Vor 
allem der Gewerbesektor machte in dieser industriellen Durchbruchs­
phase eine Anpassungskrise durch. Für die Masse der Bevölkerung, 
die von der durch die Agrarkrise bedingten Preisexplosion und von 
der Umstrukturierung des Gewerbesektors gleichermaßen existentiell 
betroffen war, verstärkten sich zunächst beide Krisen — Agrar- und 
Industrialisierungskrise — gegenseitig. Die Reallöhne sanken ebenso 
rapide wie die Preise für die Grundnahrungsmittel stiegen100, und die 
Lage der kleinen Gewerbetreibenden war labil. Sie verloren proleta- 
roide Arbeitsstellen, doch der forcierte Industrialisierungsprozeß be­
gann bereits, wenn auch noch in unzureichendem Maße, ein neues 
Stellenangebot zu schaffen, das erst seit der Mitte des nachrevolutio­
nären Jahrzehnts diejenigen Kräfte, die im Kleingewerbe und in der 
Landwirtschaft freigesetzt wurden, voll absorbieren konnte.

Die beschleunigte Industrialisierung verstärkte also während eines 
halben Jahrzehnts die Wirkung der Krise im volkswirtschaftlichen 
Leitsektor auf die breite Bevölkerung, sorgte aber zugleich langfristig 
dafür, daß der Agrarsektor seine Leitfunktion verlor. Damit war die 
strukturelle Krisenanfälligkeit der württembergischen Landwirtschaft 
als gesamtwirtschaftlicher Krisenherd dauerhaft ausgeschaltet. Dieser 
Prozeß der Industrialisierung war, nach dem Urteil Gustav Schmöl­
lers, „tief einschneidender und wichtiger [...], als alle Veränderun­
gen, welche unser Land in den letzten Jahrhunderten zusammen er­
fuhr"101 102 103. Einen ersten Höhepunkt, der Krise und deren Überwindung 
gleichermaßen umschloß, erreichte dieser Prozeß in der nachrevolu­
tionären Periode, in der der Obrigkeitsstaat politische Reaktion mit 
verstärkter Wirtschaftsförderung verband. Diese progressive staat­
liche Wirtschaftspolitik, die nachhaltig die politische Stellung des 
Bürgertums beeinflußte10*, soll abschließend skizziert werden.

Die angedeutete staatliche Wirtschaftsförderung im Vormärz10* 
kulminierte 1848 in der Gründung der Zentralstelle für Gewerbe und 
Handel, die außerhalb der Behördenhierarchie stand und sich zu 
einem wirksamen unbürokratischen Instrument der Wirtschaftsförde­
rung entwickelte104. Es ist gewiß, wie Borst mit Recht betont, ein 
„törichtes Wort"105 106, die Entstehung der württembergischen Industrie 
auf das Wirken der Zentralstelle unter ihrem umsichtigen Leiter Fer­
dinand Steinbeis zurückzuführen100. Gleichwohl darf der Einfluß die­
ses staatlichen Organs auf die württembergische Wirtschafts- und

100 Vgl. Abb. 8, S. 62.
101 WJbb 1862/2, S. 283.
102 Vgl. Kap. C I.
103 Vgl. o. S. 33 ff.
104 Vgl. die in Anm. 20 (S. 29) und 3 (S. 30) genannte Literatur.
105 Staat und Unternehmer, S. 174.
106 Vgl. die von Borst (ebd.) zusammengestellten Beispiele.
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Sozialentwicklung nicht gering veranschlagt werden, denn die Zen­
tralstelle förderte Gewerbe und Industrie auf vielfältige Weise100a. So 
organisierte sie etwa die Beteiligung württembergischer Firmen an 
der Londoner Weltausstellung von 1851, die internationale Erfahrung 
für einheimische Unternehmer und Gewerbetreibende vermittelte, 
legte ein umfangreiches Lager von Werkzeugen, Maschinen, techni­
schen Zeichnungen u. ä. an, das allen zur Verfügung stand107, gab 
das Gewerbeblatt heraus, das zu billigem Preis Informationen über 
die wirtschaftliche Entwicklung im In- und Ausland, über technische 
Neuerungen, soziale Probleme108 109 usw. gab, oder förderte durch Rat 
und Prämien die Modernisierung von Gewerbe und Industrie100. Die 
Zentralstelle sorgte mit solchen Maßnahmen dafür, daß sich die würt­
tembergische Wirtschaft am internationalen Standard schulen und 
ein Know-how erwerben konnte, das für die beschleunigte Industria­
lisierung unentbehrlich war110. Die Nützlichkeit dieser staatlichen 
Einrichtung fand bald auch außerhalb Württembergs Anerkennung. 
1866/67 erhielt ihr Leiter sogar das Angebot, in die bayerische Regie­
rung einzutreten, um sich der wirtschaftlichen Förderung Bayerns zu 
widmen111 112 113. Der Großherzog von Sachsen-Weimar ließ sich über das 
Wirken der Zentralstelle detailliert berichten, da er eine ähnliche 
Einrichtung gründen wollte110, und das österreichische Ministerium 
für Handel und Volkswirtschaft entsandte ebenfalls einen Beobach­
ter11».

Eine besonders wichtige Aufgabe nahm die Zentralstelle als Ver­
mittlungsorgan zwischen Regierung und den Organisationen der Pri­
vatwirtschaft wahr. Denn als 1855 staatlich legitimierte Handelskam­
mern die alten Privatkammem ablösten, wurden die neuen Kammern 
der Zentralstelle unmittelbar untergeordnet114. Die Geschäftsordnung 

106a So auch Ott, S. 317 f.
107 Eine Übersicht gibt die Beilage zu Nr. 47 des W. Gewerbeblattes vom 19. Novem­

ber 1856.
108 Vgl. etwa den Bericht .über den EinfluB der Fabrikarbeit auf die Sittlichkeit' 

(Nr. 32/33 v. 16./23. August 1857, S. 305 ff.), der anhand umfangreichen statisti­
schen Materials einen negativen Einfluß verneint.

109 Vgl. die Karten 4—6 bei Vischer, die Übersichten geben über die Prämien zur 
Verbesserung von Webstühlen, Einführung der Nähmaschine und Strickma­
schine.

110 Die Zentralstelle warb für die württembergische Wirtschaft auch direkt im Aus­
land, vgl. „Die Industrie des Königreichs Württemberg" (1873). Das Buch enthält 
viersprachig (neben deutsch, italienisch, ungarisch und russisch) Adressen von 
einheimischen Firmen, geordnet nach Branchen, die kurz charakterisiert werden. 
Zur Bedeutung von Innovationen aus dem Ausland für die Industrialisierung öko­
nomisch weniger entwickelter Staaten s. grundsätzlich Gerschenkron, Economic 
Backwardness, S. 8 ff.

111 Siebertz, Steinbeis, S. 214 ff.
112 Vgl. Mirus (Gewerbeförderung), der auch mündlich dem Großherzog Mitteilung 

machte (S. IX).
113 Das Ergebnis der Beobachtung liegt vor in dem Buch von Dom, Gewerblicher 

Fortschritt.
114 } 1 der Verfügung des Innenministeriums v. 25. Juni 1855, W. Gewerbeblatt 

Nr. 28 v. 11. Juli 1855; vgl. auch C I, 3.
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von 1856 bestimmte darüber hinaus: „Ein organischer Verband unter 
den Handels- und Gewerbekammem des Landes findet nicht statt, in­
dem die Zentralstelle für Gewerbe und Handel der vereinigende Mit­
telpunkt für diese ist115 116 117 118 119 120." In der Zentralstelle hatte sich die Regie­
rung also nicht nur ein gut funktionierendes Beratungsgremium für 
wirtschaftliche und soziale Fragen geschaffen, sondern zugleich ein 
Organ, das die Zusammenarbeit von Staat und Wirtschaftsbürgertum 
koordinierte. Daß sich diese Kooperation unter staatlicher Leitung 
und Obhut vollzog, hat die Haltung des Wirtschaftsbürgertums ge­
genüber dem Obrigkeitsstaat, der dem Bürgertum politische Rechte 
weiterhin vorenthielt, nicht unwesentlich mitbestimmt116.

Die staatliche Wirtschaftsförderung in der nachrevolutionären De­
kade beschränkte sich jedoch nicht auf die Wirksamkeit der Zentral­
stelle. Die Zoll- und Zollvereinspolitik117 gehörte ebenso dazu wie 
der schnelle Aufbau von gewerblichen Fortbildungsschulen, der 1854 
einsetzte und bis Ende der 1860er Jahre das Land mit einem dichten 
Netz von Schulen überzog118. Auch die Einführung der vollen Ge­
werbefreiheit, die von Gutachten der Zentralstelle und der Handels­
kammern vorbereitet wurde, ist als ein Akt staatlicher Wirtschaftspo­
litik zu verstehen. Eine nicht minder wichtige Aufgabe fiel dem Staat 
beim Ausbau der Infrastruktur zu, vor allem des neuen Verkehrsmit­
tels Eisenbahn, das Wirtschafts- und Sozialgefüge veränderte. Eisen­
bahnen trugen zur Gestaltung von Wirtschafts- und Sozialprofil mehr 
bei als andere Maschinen, denn, so notierte ein Zeitgenosse, „sie sind 
die großartigsten Konzentrierungs-Maschinen"116. Von 1845 bis 1849 
wuchs das württembergische Eisenbahnnetz auf 180 km und bis 1854 
auf etwa 300 km126. Es waren vor allem Durchgangsstrecken in 
Nord-Süd- und Ost-West-Richtung gebaut worden, die Württemberg 
an die Linien der Nachbarstaaten anscfalossen und somit eine der Vor­
aussetzungen für die Industrialisierung des Landes schufen. Bis 1858 
stagnierte dann der Eisenbahnbau. Erst danach setzte, unter heftiger 
öffentlicher Diskussion über die Priorität von einzelnen Strecken121, 
der Ausbau von Nebenstrecken ein, der unentbehrlich war für die ge­
werblich-industrielle Erschließung von Gebieten, die abseits der 
Durchgangsstrecken lagen. Wie die Abbildung 9 zeigt, hatte vor­
nehmlich der Güterverkehr hohe Zuwachsraten zu verzeichnen. Die 
Verbilligung der Gütertarife gehörte zu den Hauptforderungen der

115 $ 1, W. Gewerbeblatt Nr. 11 v. 12. März 1856.
116 Dazu Kap. CI.
117 Vgl. Kap. C I. 3; vgl. D VI.
118 Vgl. die Karte 9 bei Vischer. Zur Gründung dieser Schulen vgl. W. Gewerbeblatt 

1852, S. 245 ff.; zusammenfassend jetzt Ott, S. 197 ff.
119 Schweickhardt, Eisenbahnfragen, 1846.
120 Vgl. die Zusammenstellung bei Supper, Eisenbahnwesen, S. 209 f. Zuletzt zur 

württembergischen Eisenbahnentwicklung: Heß, Eisenbahnen, u. vor allem Ott, 
S. 20 ff., 319 ff.

121 Vgl. Kap. C I, 3.
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Handelskammern an die Regierung122 123 124 125 126. Die Forderung an den Staat, 
den Ausbau des Eisenbahnnetzes zu beschleunigen, hatte ebenfalls 
gewichtige Auswirkungen auf die politische Stellung des Bürgertums. 
Denn sie verband Wirtschafts- und Bildungsbürgertum und verwies 
beide auf die Kooperation mit einem Staat, der die obrigkeits- und die 
partikularstaatliche Ordnung verteidigte128. Für den einen Teil des

Entwicklung des Eisenbahnverkehrs 1852—1880

Bürgertums war der Eisenbahnbau vornehmlich Mittel zur Markter­
weiterung und für den anderen Vehikel auf dem Weg zur erstrebten 
nationalen Einheit128.

Der hier skizzierte Weg Württembergs in die Modernität vollzog 
sich als Entwicklung auf den Industriestaat hin — eine Entwicklung, 
die im Vormärz einsetzte, in der Reaktionszeit enorm beschleunigt 
wurde und schließlich über den Partikularstaat hinausdrängte, ohne 
dessen Überwindung erzwungen zu haben128. Sie stärkte zudem die 

122 Vgl. die Handelskammerberichte der 1850er und 1860er Jahre.
123 Vgl. Kap. C. Bis auf wenige Privatbahnen (1864 ca. 6 km; 1888 ca. 31 km, vgl.

Supper, S. 211) war der Eisenbahnbau und -betrieb ganz in der Hand des Staats.
124 Die Abbildung wurde entnommen: Buzengeiger, S. 11.
125 Vgl. etwa Otto Elbens Lebenserinnerungen, die vor allem seinen Kampf um den 

Nationalstaat und um Eisenbahnlinien zum Inhalt haben.
126 Vgl. dazu vor allem Zorn, Wirtschaftliche Zusammenhänge. S. auch Kap. D VI.
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politische und wirtschaftliche Potenz des Bürgertums, war mitbetei­
ligt an den Spaltungen und Umgruppierungen, die es erfuhr, und ließ 
eine unterbürgerliche Schicht als politisch relevante Kraft aufsteigen, 
deren Existenz bereits vor der Revolution das Bürgertum verunsi­
cherte und seine Spaltung beschleunigte127.

127 Dazu Kap. A II, 2.
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II. Die bürgerlich-liberale Oppositionsbewegung 
am Vorabend der „bürgerlichen Revolution“

1. Parlamentarische Opposition und „Partei" im Vormärz

Erst der Zusammenbruch der Napoleonischen Herrschaft beendete 
das absolutistische Regime, mit dem König Friedrich die alt- und neu- 
württembergischen Gebiete zu einem einheitlichen Staatswesen zu­
sammengefaßt hatte1 2 3. Der König erkannte die Gefahr, die seinem 
Staat drohte — einem Staat von Napoleons Gnaden — und kam ihr im 
März 1815 mit der Einberufung einer Ständeversammlung zuvor. Aus 
dem nun folgenden Kampf um das „gute alte Recht"* ging als Kom­
promiß zwischen Ständen und König die württembergische Verfas­
sung von 1819 hervor, die mit mehrfachen zeitgemäßen Modifikatio­
nen bis 1918 Bestand hatte*.

Die Verfassung und die von ihr ermöglichte konstitutionelle Praxis 
leisteten einen wesentlichen Beitrag für die Entwicklung eines Zu­
sammengehörigkeitsgefühls, „das die künstlichen Neuschöpfungen 
der Napoleonischen Ära erst mit lebendiger Staatsgesinnung"4 er­
füllte. Das parlamentarische Leben schien zugleich die Basis zu schaf­
fen, auf der sich Theorie und Praxis einer parlamentarischen Opposi­
tion und — damit eng verbunden — eine Parteitheorie und Parteipra­
xis entwickeln konnten. Daß diese Entwicklung sich im Vormärz nur 
in rudimentären Ansätzen vollzog, ist auf ein Bündel von Komplexen 
zurückzuführen, die das deutsche Parteiwesen prägten: die gesell­
schaftlichen Grundlagen, die obrigkeitsstaatliche Verfassung, die 
bürokratischen Reformen, die Parteitheorie5 6 und die „Idee eines not­
wendigen Dualismus zwischen Regierung und Volksvertretung"5.

1 Vgl. u. S. 27.
2 Vgl. List, Der Kampf ums gute alte Recht (1815—1819).
3 Die ausführlichste Darstellung der Verfassungsentwicklung gibt Adam, Ein Jahr­

hundert württembergischer Verfassung. Vgl. auch Menzinger, Verfassungsrevision 
und Demokratisierungsprozeß.

4 Grube, Landtag, S. 509 f.
5 Neben diesen Komplexen nennt Nipperdey (Grundprobleme, S. 148) noch die 

nationale Frage und die konfessionellen Spannungen. Die nationale Frage kann 
für den Vormärz unbeachtet bleiben. Sie hat erst nach der Revolutionszeit eine 
enorme Sprengkraft entwickelt, die dann alle anderen parteiprägenden und -spren­
genden Elemente überlagerte (vgl. Kap. D). Die konfessionellen Spannungen nah­
men zwar seit dem erwähnten Erwerb der neuen katholischen Landesteile (vgl. o.
S. 27) zu, aber weder im Vormärz noch in der Revolutionszeit sprengten sie die 
liberale Opposition; vgl. Bauer, Politischer Katholizismus, S. 123 ff.; Glück, Württ. 
Liberalismus 1833—1848, S. 98 ff.; Th. Heuß, 1848 in Württemberg, S. 74 f. Die 
Arbeit von Hermann Wetzel (Der politische Curialismus in Württemberg 
1815—1833, phil. Diss. Tübingen 1920 (ms), aus der Bauer zitiert, ist nicht mehr 
nachweisbar.

6 Gall, Liberalismus als regierende Partei, S. 39.
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Die gesellschaftliche Grundlage für eine aktive, selbstbewußte libe­
rale Opposition konnte nur das Bürgertum bilden. Ein Bürgertum mit 
einheitlichen, klar formulierten Interessen und politischen Vorstel­
lungen existierte aber, im Gegensatz zu Frankreich, in Deutschland in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch nicht7. Das deutsche Bür­
gertum war im Vormärz nur „Teil eines sozial-ständisch gegliederten 
Untertanenverbandes, nicht Avantgarde im Kampfe für eine mobile 
Leistungsgesellschaft und politische Selbstregulierung "8 9.

Die obrigkeitsstaatliche Verfassung beschränkte zudem über das 
Wahlrecht, das die Unter-8 und auch Teile der Mittelschicht vom Sta­
tus des vollberechtigten Staatsbürgers ausschloß oder diesen min­
derte, die soziale Basis, auf die sich die Kammeropposition stützen 
konnte. Das Verhältnis von Wahlmännem zu Bürgern betrug eins zu 
sieben (§ 138 der württembergischen Verfassung). Zwei Drittel der so 
ermittelten Gesamtzahl der Wahlmänner stellten die Höchstbesteuer­
ten ohne Wahl (§ 139). Das restliche Drittel wählten die übrigen 
Steuerzahler mit den Höchstbesteuerten gemeinsam (§ 140). Das Zen­
suswahlrecht schuf zwar die Voraussetzung für eine sozial weitge­
hend homogene liberale Opposition, schwächte aber zugleich deren 
Rückhalt in der breiten Bevölkerung, die dem „parlamentarischen 
Wesen fast teilnahmslos"10 gegenüberstand. Diese Auswirkungen 
des Wahlrechts werden aus der folgenden Statistik zur Sozialschich­
tung der gewählten Abgeordneten in der zweiten Kammer deutlich11.

Auf allen Landtagen im Vormärz stellten die Staats- und Gemeinde­
beamten mehr als die Hälfte der gewählten Abgeordneten. Das er­
klärt die Gefügigkeit der 2. Kammer gegenüber den Wünschen der 
Regierung, wenngleich die vormärzlichen Beamten nicht ohne weite­
res durchweg als willfährige Werkzeuge der Regierung angesehen 
werden dürfen. Auch führende Köpfe der liberalen Opposition, wie

7 Vgl. ebd., S. 19, und allgemein Beutin, Bürgertum als Gesellschaftsstand.
8 Brandt, Landständische Repräsentation, S. 36.
9 Alle die unter väterlicher Gewalt oder „Privat-Dienst-Herrschaft" standen, also 

sämtliche Unselbständigen, waren von der Wahl ausgeschlossen (§ 135, 4 der Ver­
fassung, abgedruckt bei Huber, Dokumente zur Verfassungsgeschichte, Bd. 1 
S. 170—206. Alle im Text genannten Paragraphen beziehen sich auf diesen Ab­
druck).

10 Grube, Landtag, S. 512. Die Arbeit von Paul Schraepler (Die öffentliche Meinung 
in Württemberg 1830—1848, phil. Diss. Leipzig ms), konnte ich nicht einsehen. Sie 
ist nur noch in einem Exemplar in der UB Leipzig vorhanden.

11 70 Abgeordnete wurden in den 63 Oberamtsbezirken und den 7 „guten Städten" in 
die 2. Kammer gewählt. Hinzu kamen 23 Privilegierte, die in der Statistik unbe­
rücksichtigt bleiben. Die folgenden Zahlen sind errechnet nach den Angaben von 
Hartmann, Regierung und Stände, 1894. Wenn Abgeordnete vorzeitig ausschieden, 
so ist der Beruf des ausgeschiedenen und des neugewählten Abgeordneten erfaßt. 
Bei der Angabe von zwei Berufen für einen Abgeordneten sind beide berücksich­
tigt. Die Rubrik „Staatsbeamte" umfaßt alle Beamte außer den in der Statistik 
separat aufgeführten Beamtengruppen.
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Albert Schott, Friedrich Römer und Paul Pfizer12 13, waren Staatsbe­
amte. Das gilt ebenso für namhafte Demokraten in der Revolutions­
zeit, wie Julius Holder, Adolf Schoder oder Rudolf Probst18. Doch der 
Anteil der Beamten, die gegen die Regierung opponierten, ihre Kar­
riere und auch ihre wirtschaftliche Existenz aufs Spiel setzten, war 
sehr gering. In der Reaktionszeit erwies sich, daß nur die dünne Spit-

Beruf© 1.
1820-24

Wahlperioden (Angaben in Prozent)
2.

26-30
3.

1833
4. 

33-38
5. 

39-43
6. 

45-48
7. 

48-49

Staatsbeamte 42,5 56 32,4 38,8 55,3 48,2 28,1
Gemeindebeamte 25,3 21,2 24,3 27,8 29,4 20,6 17
Kaufleute, Fabrikanten, 
Bankiers 12,6 9,2 5,4 4,7 4,7 8,4 12,7
Rechtsanwälte, Notare 5,7 6,6 9,4 7,1 2,3 8,4 17
Sonstige nichtbeamtete 
Akademiker _ 1,4 6 5,9 2,3 1,2 5,6
Pfarrer — — 2,6 — — 2,4 4,2
Oberlehrer, Prof. 1,2 — 9,4 7,1 3,6 6 8,4
Gutsbesitzer, -pächter 3,5 — 1.3 2,3 1,2 1.2 2,8
Bürgertum 90,8 94,4 90,8 93,7 98,8 96,4 95,8
Bauern 2,3 14 1.3 1 — 1,2 —
Wirte, Posthalter 4,5 1,4 4 2,3 — 1,2 2,8
Handwerker —- 1,4 2,6 1 — — 1.4
Elementarlehrer 1,2 — — — — — —
Kleinbürgertum 8 4,2 7,9 4,3 — 2,4 4,2
Offiziere a. D. 1,2 14 1,3 1 1,2 — —
ohne Berufsangabe — — — 1 — 1,2 —

100 100 100 100 100 100 100

zengamitur der Liberalen und Demokraten bereit war, ihren Dienst zu 
quittieren, um politisch wirken zu können14 * * *. Im Vormärz sahen sich 
nur wenige Beamte vor die Notwendigkeit gestellt, aus dem Staats­

12 Vgl. zu Albert Schott: E. Schneider. Handschriftliche Lebenserinnerungen Schotts 
sind im BA Frankfurt vorhanden. Zu Friedrich Römer vgl. vor allem die politische 
Biographie von Jutta Köhler. Zu Paul Achatius Pfizer, dem berühmten Autor des 
„Briefwechsels zweier Deutscher", vgl. zuletzt Loock.

13 Zu Holder vgl. die biographischen Skizzen von Wilhelm Lang und Schneider, ADB 
50, S. 446—448; die NDB berücksichtigt Holder nicht. Kurzporträts geben Rapp, 
Nationale Frage, S. 10; Kleine, Mittnacht, S. 23. Blum (Holder, in: ders., Vorkämp­
fer der deutschen Einheit) hat nahezu wörtlich Holders autobiographische Skizze 
(Beiträge zur Entstehungsgeschichte der Deutschen Partei) abgeschrieben. Zu 
Schoder steht eine biographische Darstellung noch aus. Sie ist von Bernhard 
Mann (HZ 1972, S. 279 Anm. 25) angekündigt. Bis dahin s. Holder, Leben Schoders, 
1852; Schmidt-Buhl, Volksmänner, S. 40—46; zu Rudolf Probst s. Hagen (in: Ge­
stalten) und ders., Staat und katholische Kirche, passim.

14 Vor allem Schoder, Adolf Seeger, Pfeifer, Holder, Reyscher und Osterlen, vgl.
Traub, S. 70 f. Zu Reyscher s. die Diss. von Hans-Otto Mayer, zu Adolf Seeger s.
E. Schneider. Zu Karl Pfeifer (• 1816, Regierungsrat, ab 1851 Rechtsanwalt) und Lud­
wig August Osterlen (1819—1893, Rechtsanwalt) existieren keine speziellen Arbei­
ten.
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dienst auszutreten14 — und nur einem kleinen Teil wäre es möglich 
gewesen, sich eine berufliche Existenz außerhalb des Staatsdienstes 
aufzubauen. Denn der Arbeitsmarkt war für Juristen, aus denen sich 
die höhere Beamtenschaft überwiegend rekrutierte, nur in beschränk­
tem Maße aufnahmefähig. Erst als sich im Zuge der stärkeren Indu­
strialisierung und des Wirtschaftsaufschwungs in der nachrevolutio­
nären Zeit der tertiäre Sektor ausdehnte, konnte eine größere Zahl 
von Juristen den Staatsdienst ohne wirtschaftliche Existenznot quit­
tieren und sich selbständig machen oder bei Versicherungsgesell­
schaften, Banken o. ä. angestellt werden14.

Die große Mehrzahl der vormärzlichen Beamten-Abgeordneten bil­
dete eine regierungstreue Phalanx, die von Abgeordneten, die nicht 
im Staatsdienst standen, nicht zu durchbrechen war, denn letztere 
stellten nur die Minderheit der gewählten Abgeordneten. Nicht ein­
mal 1848/49 hatten die Abgeordneten, die nicht im Staats- oder Ge­
meindedienst beschäftigt waren (42,3°/o), die Mehrheit.

Der dominierende Einfluß des Bildungsbürgertums in der Politik 
geht aus der Tabelle deutlich hervor, denn die Staatsbeamten rekru­
tierten sich zu einem hohen Prozentsatz aus Akademikern. Die bil­
dungsbürgerliche Dominanz blieb auch in der Revolutions- und Reak­
tionszeit erhalten, aber der Anteil der Beamten ging zurück15 16 17.

Das Kleinbürgertum war kraß unterrepräsentiert. Es wurde erst 
durch das ausgeprägte Vereinswesen der Revolutionszeit an die Poli­
tik herangeführt18 19, beschränkte sich aber auch dann noch weitgehend 
auf das politische Engagement außerhalb des Parlaments. Die klein­
bürgerlichen Sozialschichten waren im Landtag von 1848/49, der aus 
direkten, gleichen und fast1* allgemeinen Wahlen hervorging, sogar 
schwächer repräsentiert (4,2°/o) als in der ersten Wahlperiode von 
1820—24 (8%) und auf dem Landtag von 1833 (7,9°/o). Der Grund für 
diesen Rückgang dürfte in dem regen politischen Vereinsleben der 
Revolutionszeit zu sehen sein, das dem „kleinen Mann“ näherstand 
als eine parlamentarische Tätigkeit als Abgeordneter.

Auffallend ist der geringe Anteil des Wirtschaftsbürgertums, der 
zudem noch ständig zurückging und erst ab 1845 langsam anstieg. 
Selbst in dem 1848 gewählten Landtag stellte es prozentual nur ge­
ringfügig mehr Abgeordnete als in der ersten Wahlperiode von 
1820—24 (O,l°/o). Diese weitgehende parlamentarische Abstinenz des

15 So etwa der spätere Märzminister Friedrich Römer, der 1833 den Dienst quittierte, 
als ihm der Urlaub für seine Abgeordnetentätigkeit verweigert wurde, vgl. Köh­
ler, Römer, S. 2 f.

16 S. dazu u. Kap. C I, 3.
17 Vgl. Kap. C I, 2 für die Abgeordnetenkammer in den Reaktionsjahren.
18 Zum demokratischen Vereinswesen ausführlich Boldt, Volksvereine. Zur Sozial­

schichtung der demokratischen und liberalen Vereine s. Kap. B III.
19 Es wurde nur die Zahlung einer direkten Steuer, deren Höhe gleichgültig war, 

vorausgesetzt. Die Privilegierten verloren ihren Sitz in der 2. Kammer; vgl. Adam, 
S. 92.
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Wirtschaftsbürgertums kann als Indikator für den schon angedeute­
ten Entwicklungsstand des gesamten Bürgertums betrachtet werden. 
Die wirtschaftlich-soziale Entwicklung hatte noch kein selbstbewuß­
tes, wirtschaftlich und sozial erstarktes Bürgertum entstehen lassen, 
das in die Politik drängte, um seine politischen und ökonomischen In­
teressen durchzusetzen20. Das Bürgertum war zudem gespalten in 
einen bildungsbürgerlichen Flügel, der sich politisch stärker enga­
gierte und vornehmlich im Staatsdienst stand, sowie einen wirt­
schaftsbürgerlichen Teil, der beruflich unabhängig von der Regierung 
lebte, aber politisch weitgehend inaktiv blieb. Die politische Inaktivi- 
tät des Wirtschaftsbürgertums deutet zugleich auf einen weiteren 
Komplex, der das deutsche Parteiwesen prägte: die bürokratischen 
Reformen seitens der Regierung.

Während der ersten beiden Landtagswahlperioden bis 1830 hatte 
die Regierung eine Reihe von Maßnahmen durchgesetzt, die das Land 
wirtschaftlich und sozial förderten21. Vor allem setzte sie gegen die 
Stimmen der liberalen Kammeropposition die Zolleinigung durch, die 
die wirtschaftliche Entwicklung Württembergs belebte22 23. Die Häup­
ter der Opposition — Uhland22, Pfizer, Römer — lehnten den Zollver­
einsvertrag ab, den die zweite Kammer aber mit 62 zu 28 Stimmen bil­
ligte24. Dieses Abstimmungsverhalten bei einer der wichtigsten wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungen, die im Vormärz zu fällen waren, 
verweist auf die mangelnde Verbindung von liberaler Kammeropposi­
tion und Wirtschaftsbürgertum.

Die Bereitschaft der Unternehmer, sich in der Politik zu engagieren, 
darf nicht überschätzt werden. Selbst Schwerpunkte der Industrie, des 
Gewerbes oder des Handels entsandten nur selten Kaufleute oder 
Fabrikanten als Abgeordnete in den Landtag. So waren etwa Schwä­
bisch Hall, Schwäbisch Gmünd, Ravensburg oder Urach während kei­
ner der sechs vormärzlichen Wahlperioden durch Unternehmer ver­
treten; Heidenheim, Göppingen oder Stuttgart nur in jeweils einer 
Periode. Nur zwei Städte und zwei Oberämter delegierten mehrfach 
Unternehmer: Reutlingen für zwei Wahlperioden, Heilbronn und das 
Oberamt Eßlingen für vier, das Oberamt Calw für alle sechs. Nur ein­
zelne Untemehmerpersönlichkeiten, nicht aber die Unternehmer­
schaft an sich, waren zum politischen Engagement bereit, denn in 

20 Vgl. Gall (Parlamentarische Opposition, S. 164), der die Bereitschaft badischer 
Liberaler zur stärkeren partiellen Zusammenarbeit mit der Regierung vor allem 
mit dem wirtschaftlich-sozialen Aufstieg des Bürgertums in den 1830er und 1840er 
Jahren begründet. Vgl. auch Beutln, Bürgertum, S. 287 ff. In Württemberg trat 
diese Bereitschaft zur Kooperation erst seit der Mitte der 1840er Jahre stärker her­
vor, vgl. u. S. 81.

21 Vgl. Kap. A I, 2.
22 Vgl. o. S. 33.
23 Zu Uhland vgl. Reinöhl, Uhland als Politiker.
24 Vgl. Kramer, Fraktionsbindungen, S. 31 f.; Köhler, Römer, S. 61; Huber, Verfas­

sungsgeschichte, Bd. 2 S. 440. Von den liberalen Führern stimmte nur Schott dem 
Zollvertrag zu.
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allen Fällen sorgten einzelne für die parlamentarische Kontinuität. So 
repräsentierte der Fabrikant Georg Dörtenbach Calw seit 1826 und 
der Fabrikant Carl Deffner Eßlingen seit 1833 auf allen vormärzlichen 
Landtagen. Unternehmer wie Dörtenbach oder gar Untemehmerfami- 
lien wie die Deffners, die sich über einen längeren Zeitraum als Ab­
geordnete wählen ließen25 26, waren aber äußerst selten. Nur sieben 
Unternehmer vertraten ihre Wähler mehr als einmal auf den Landta­
gen des Vormärz und nur zwei von ihnen mehr als viermal. Vor allem 
zwischen der ersten Wahlperiode von 1820—24, in der das Wirt­
schaftsbürgertum einen besonders hohen Anteil der Abgeordneten 
stellte (12,6%), und dem folgenden Landtag lag ein personeller Bruch. 
Nach 1824 waren die württembergischen Unternehmer, die mehr als 
nur einmal ein Landtagsmandat übernahmen, auf den genannten 
festen Kem von sieben Personen beschränkt.

Die große Mehrzahl der Unternehmer überließ der Regierung die 
Wirtschaftspolitik und beschränkte die eigene Aktivität auf den hei­
mischen Betrieb. Allenfalls engagierte sie sich noch in der Gemeinde­
politik.

Auffallend ist, daß die französische Julirevolution das Wirtschafts­
bürgertum im Gegensatz zu den anderen Bevölkerungsgruppen poli­
tisch nicht mobilisierte. Sein Anteil an den Abgeordneten sank im 
Gegenteil von 9,2 auf 5,4%. Diese politische Abstinenz erklärt sich 
wohl vor allem aus der Zufriedenheit mit der staatlichen Wirtschafts­
politik25 und der Unzufriedenheit über das Verhalten der Kammerop­
position. Denn politische Aktivität konnte dem Wirtschaftsbürgertum 
nicht nur auf Grund der staatlichen Wirtschaftsförderung als weitge­
hend entbehrlich, sondern angesichts der Politik der liberalen Kam­
meropposition als geradezu hinderlich für den wirtschaftlichen Fort­
schritt erscheinen. Unter diesem Aspekt ist die Geschichte der würt­
tembergischen Opposition im Vormärz zwar noch allzu dürftig er­
forscht, doch es ist deutlich, daß sich die liberale Opposition vor 
allem auf den im engeren Sinne politischen Bereich konzentrierte. Sie 
überließ der Regierung die Wirtschaftspolitik in einem solchen Maße, 
daß die Förderung der unmittelbar materiellen Interessen der Bevöl­
kerung in erster Linie als Regierungsaufgabe erscheinen mußte.

Bis zur Revolution tolerierte die liberale Opposition die staatliche 
Wirtschaftspolitik nur oder hemmte sie in Teilbereichen gar. So 
stimmte sie, wie erwähnt, nicht nur mehrheitlich gegen den Zollver­
einsvertrag, sondern lehnte 1836 sogar die von der Regierung vorge­
legten Ablösungsgesetze ab. Die Liberalen waren so sehr darauf 
fixiert, den Staatshaushalt möglichst stark zu reduzieren, daß sie die

25 Alle Angaben nach Hartmann (Anm. 11). Einen guten Einblick in die Lebenswelt 
einer politisch aktiven Untemehmerfamilie gibt der Deffnersche Familiennadilaß. 
Borst stützt sich allein auf dieses untypische Beispiel, das er für typisch hält 
(Staat und Unternehmer, S. 160; vgl. u. S. 32).

26 Vgl. dazu Kap. A I. 2.
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Ablösungssumme, die der Staat übernehmen sollte, als zu hoch ver­
warfen*7. Eine solche Politik mußte die Opposition von einem großen 
Teil der Bevölkerung entfremden, das Ansehen der Regierung aber 
stärken.

In der Retrospektive erkannten zumindest einzelne Liberale, daß 
das starke Desinteresse der vormärzlichen Opposition an wirtschaft­
lichen Fragen für die „Teilnahmslosigkeit von unten“27 28 29 30 31 32 33 wesentlich 
mitverantwortlich war. Der Kampf der liberalen Opposition um politi­
sche Reformen erzeugte eine Frontstellung gegen die Regierung, die 
selbst dann aufrechterhalten wurde, wenn die Regierung wirtschafts- 
und sozialpolitische Maßnahmen anregte, die auch im Sinne der Libe­
ralen als progressiv gelten konnten. Die Kammeropposition be­
kämpfte den Wirtschaftsliberalismus der Regierung, da diese poli­
tisch illiberal blieb. Politischer und wirtschaftlicher Liberalismus 
waren inkongruent28. Das schwächte den Rückhalt der Opposition in 
der Bevölkerung entscheidend und versöhnte diese umgekehrt mit 
der Regierung, die politische Reformen verweigerte20.

Die Auswirkungen der französischen Julirevolution von 1830 been­
deten den „konstitutionellen Schlummer"21, der das politische Leben 
Württembergs seit dem Ende der Verfassungskämpfe im Jahre 1819 
gelähmt hatte. Die Gründungswelle politischer Zeitungen22 belegt die 
politische Aktivierung der Öffentlichkeit ebenso wie der Wandel in 
der Sozialschichtung des Landtags, der im Dezember 1831 gewählt, 
aber erst Januar 1833 einberufen wurde22. Der Anteil der Staatsbeam­
ten sank im Vergleich zur vorherigen Wahlperiode von 56 auf 32,4°/o, 
während der Anteil der Akademiker, die nicht im Staatsdienst stan­
den, von 8 auf 15,4°/o anstieg. Die Oberlehrer und Professoren, die in 
der ersten Wahlperiode mit l,2°/o und in der zweiten gar nicht reprä­
sentiert waren, stellten 1833 9,4°/o der gewählten Abgeordneten. Das

27 Vgl. Köhler, Römer, S. 51; Knapp, Rechts- und Wirtschaftsgeschichte des Bauern­
standes, Bd. 1 S. 173, Bd. 2 S. 172, Mohrdieck, Bauemunruhen, S. 36 f. Die Staats­
kasse leistete bei den Ablösungen auf Grund der Gesetze von 1836 ca. 2,6 Mill. 
Gulden, vgl. Königreich Württemberg 1863, S. 440 Anm. 2.

28 Widenmann, Neue politische Bewegung, 1852, S. 19. Widenmann war 1848 in der 
liberalen Vereinsbewegung aktiv und später Nationalliberaler. Er war Redakteur 
der .Süddeutschen Politischen Zeitung* (vgl. u. S. 147) und dann der .Ulmer Zei­
tung" (Beob. Nr. 18 v. 22. Januar 1853). Er starb am 28. Januar 1876 in Ulm, wo er 
als praktischer Arzt tätig war. Widenmann war ein enger Freund J. C. Bluntschlis, 
mit dem er sich um eine Verbreitung der Schriften Friedrich Rohmers bemühte 
(vgl. Bluntschli, Denkwürdigkeiten, Bd. 3, S. 180, 236, 306 u. ö.).

29 Dazu grundlegend Conze, Spannungsfeld, S. 242 f.
30 Vgl. etwa Scherr, 1844, S. 16 ff. Zu Scherr vgl. Anm. 47, S. 79.
31 So Friedr. Römer in seinem Rückblick, in: Chronik Nr. 176 II v. 27. Juni 1848.
32 Nach den Angaben bei Schott (Zeitungen, 1877) wurden von 1830—33 15 Zeitun­

gen gegründet, von denen allein sechs in Stuttgart erschienen. Von diesen sechs 
konnte sich nur eine dauerhaft behaupten: der .Hochwächter*, dessen Nachfolger, 
der .Beobachter*, zum wichtigsten württembergischen Oppositionsorgan aufstieg. 
Vgl. auch Haering, Julirevolution, S. 448; R. v. Mohl, Württ. Staatsrecht, Bd. 1, 
S. 51.

33 Vgl. Kramer, S. 32.
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Bildungsbürgertum war also stark mobilisiert worden. In geringerem 
Maße fand sich auch das Kleinbürgertum bereit, für den Landtag zu 
kandidieren. Es entsandte 7,9°/o aller gewählten Abgeordneten, wäh­
rend es in der vorherigen Wahlperiode nur mit 4,2°/o vertreten war. 
Nur das Wirtschaftsbürgertum blieb, wie erwähnt, von der Aktivie­
rung des politischen Lebens gänzlich unberührt.

Die liberale Kammeropposition ging aus den Wahlen vom Dezem­
ber 1831 verstärkt hervor. 39 oppositionelle Abgeordnete standen 32 
Regierungsanhängem gegenüber84. Doch die Liberalen vermochten 
auf Grund ihrer doktrinären Opposition841 nicht die noch unentschie­
denen Abgeordneten zu gewinnen. Sie waren zudem der Möglichkeit 
beraubt, ihren Wahlerfolg politisch zu nutzen, da der König den 
neuen Landtag erst Mitte Januar 1833 einberief. Ihnen fehlte der Ort, 
an dem sie ihre politischen Erwartungen in persönlich und institutio­
nell verantwortete Ansprüche an König und Regierung transformie­
ren konnten. Im April 1832 trafen sich zwar die oppositionellen Abge­
ordneten in Bad Boll und richteten eine Petition um vorzeitige Einbe­
rufung der Stände an den König, der aber nicht darauf einging85. Der 
Versuch der Opposition, durch außerparlamentarische Kontakte un­
tereinander die politische Bewegung aufzufangen, war somit geschei­
tert. Das königliche Einberufungsrecht hatte man nicht angetastet.

In der Kammer von 1833 realisierten die Liberalen immerhin bereits 
Ansätze zu einer stärkeren Fraktionsbindung, die sich zwar noch nicht 
als dauerhaft erwiesen, aber doch die Wirkung der Opposition erheb­
lich verstärkten. Minister von Schlayer konstatierte in seinem klugen 
und informativen Bericht, den er am 25. Februar 1834 dem König über 
die Ständeversammlung des Vorjahres erstattete, in der Kammer von 
1833 habe es „erstmals eine formierte Oppositions-Partei" gegeben, 
„welche bei allen politischen Fragen eng zusammenhängend und 
nach vorher beratenem Plane wirkte und gewiß nicht selten mit Hint­
ansetzung der individuellen Überzeugung in geschlossenen Reihen 
votierte“88. Er datierte die Entstehung einer Oppositionspartei, die 
sich nicht in Fraktionsbildung erschöpfte, sondern organisatorisch 
über Wahlklubs in die wahlberechtigte Bevölkerung hineinreichte87, 
auf die Wahlen des Jahres 1831. Selbst als Anfang 1832 eine könig­
liche Verordnung „die Bildung von Vereinen zur Beratung landstän­
discher Angelegenheiten und zur Belehrung von oder Rücksprache 34 35 36 37 * * 

34 Vgl. ebd. S. 31; Grube, Landtag, S. 516; Adam, S. 43.
34a Vgl. dazu neuerdings Brandt, Parlamentarismus, insbes. These 1 (vgl. Anm. 56).
35 Vgl. Kramer, S. 30 f.; Grube, Landtag, S. 515; Adam, S. 38; Menzinger, S. 29.
36 Abgedruckt bei Glück, Württ. Liberalismus 1833—48, S. 47—53. Vgl. auch das ana­

loge Urteil von R. v. Mohl, Württ. Staatsrecht, Bd. 1, S. 51.
37 Vgl. Adam, S. 36; den zitierten Bericht Schlayers, bei Glück, S. 48f.; Haering,

S. 449; „Der württembergische Landtag des Jahres 1848", gezeichnet „R"; in: Jbb
d. Gegenwart, Nr. 7 Jan. 1848, S. 28. Das gilt auch für die Gemeindewahlen.
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mit Abgeordneten"88 verbot und die Regierung die Neuwahlen 1833 
massiv beeinflußte88, konnte die Organisierung oppositioneller Wäh­
ler nicht völlig unterbunden werden, da nun Bürgergesellschaften die 
verbotenen Wahl vereine zumindest teilweise ersetzten38 39 40. Auch das 
nach außen hin unpolitische Vereinswesen, wie etwa die Lieder­
kränze, erfuhr zunehmend eine „Kryptopolitisierung“41.

Die Liberalen verloren in den Neuwahlen von 1833 sieben Mandate, 
und die Zahl ihrer Abgeordneten bröckelte im Laufe der Kammerver­
handlungen noch weiter ab42 43. Da die liberale Opposition ihre „Ohn­
macht in fast allen Grundsatzfragen"48 erkennen mußte, verzichteten 
ihre führenden Köpfe 1838 resigniert auf eine Wiederwahl44.

Bereits 1835 war „kaum eine Spur der Julirevolution in Württem­
berg mehr zu finden“45 46. Der Regierung fiel es deshalb nicht schwer, 
mit Hilfe von Wahlbeeinflussung vorwiegend regierungstreue Staats- 
und Gemeindebeamte in den Landtag von 1839—43 zu bringen40. Der 
Anteil beider Gruppen schnellte im Vergleich zu der vorherigen 
Wahlperiode von 66,6 auf 84,7% empor, während der Prozentsatz der 
nicht im Staatsdienst beschäftigten Akademiker von 13 auf 4,6 sank. 
Das Kleinbürgertum, das zuvor noch mit 4,3% der gewählten Abge­
ordneten vertreten war, schied nun ganz aus.

Nach dem Urteil des Demokraten Johannes Scherr waren die Kam­
merverhandlungen „zum leeren Fratzenspiel herabgesunken, für wel­
che außer den .Dukatenschnappem' selbst keine Seele mehr sich in­
teressierte"47. Die Öffentlichkeit stimmte mit diesem Urteil weitge­
hend überein. Obwohl der Beamtenlandtag aufsehenerregender politi­

38 Text eines Rundschreibens auf königlichen Befehl vom 16. Januar 1832, zit. n. 
Adam, S. 38. Eine entsprechende königliche Verordnung erfolgte am 21. Februar 
1832.

39 Vgl. Glück, S. 53 ff.; Grube, Landtag, S. 417-, Haering, S. 452 f.
40 Vgl. Adam, S. 54.
41 Vgl. dazu allgemein Nipperdey, Verein als soziale Struktur, Zitat: S. 29. Für die 

politischen Ziele der Liederkränze vgl. Elben, Männergesang, 1887, S. 151 ff., 
157 ff.

42 Vgl. Kramer, S. 32.
43 Grube, Landtag, S. 520. Sie erlitten im Landtag von 1833—38 Abstimmungsnieder­

lagen in folgenden wichtigen Fragen; Zollverein, Ablösungen, Haushaltsverab- 
schiedungen, Strafgesetzbuch.

44 Vor allem Uhland, Pfizer, Schott und Römer. Vgl. Kramer, S. 33; Adam, S. 70; 
Wentzke/Klötzer, Liberalismus im Vormärz, S. 200 f. Kurze Zusammenfassung der 
erfolglosen Oppositionsarbeit seit der Julirevolution auch bei Huber, Verfassungs­
geschichte, Bd. 2 S. 36—39. Vgl. auch die zeitgenössische Kritik von Scherr, 1844, 
und „Württemberg im Jahre 1845", insbes. S. 25, 28.

45 Haering, S. 453.
46 Vgl. Grube, Landtag, S. 521.
47 Kultur- und Literaturhistoriker, Lehrer in Stuttgart, 1849 in die Schweiz geflohen, 

1860 Prof, am Polytechnikum Zürich. Seit seiner Emigration zog er sich aus der 
Politik zurück (s. die Briefe in seinem Nachlaß). Vgl. Mähly, ADB XXXI; Buck, 
Politische Journalisten, S. 166—168. Zitat aus seiner Schrift „Württ. 1844", S. 15. 
„Dukatenschnapper" nannte der Volksmund die Abgeordneten, weil sie Tagegel­
der erhielten.
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scher Debatten entbehrte, fällte er doch 1843 eine wichtige Entschei­
dung für die künftige wirtschaftliche und soziale Entwicklung des 
Landes, als er die Gesetzesvorlage über den Bau von Staatseisenbah­
nen annahm48 49 50.

Erst als 1844 die Spitzengamitur der Liberalen wieder für den Land­
tag kandidierte und gewählt wurde, bekam die Opposition neue Kraft. 
Vor allem Friedrich Römers Kammerreden fanden größeren Anklang 
in der Bevölkerung. Das Erwachen des Landes aus der politischen Er­
mattung spiegelt sich erneut deutlich in der Sozialschichtung der Ab­
geordnetenkammer. Der Anteil der Beamten fiel von 84,7 auf 68,6%. 
Nur 1833 waren die Beamten noch geringer vertreten.

Die politische Bewegung hatte alle Bevölkerungsschichten erfaßt. 
Das Bildungsbürgertum war ebenso wie das Kleinbürgertum stärker 
als zuvor repräsentiert, und erstmals zeigte sich auch das Wirt­
schaftsbürgertum wieder zu stärkerem politischen Engagement bereit. 
Es vergrößerte seine Mandatsquote von 4,7 auf 8,4%, womit es den 
höchsten Stand seit der zweiten Wahlperiode (1826—30) erreichte.

Der wirtschaftliche und soziale Aufstieg des Bürgertums in den 
1830er und 1840er Jahren48 hatte es in seiner ganzen sozialen Breite 
selbstbewußter gegenüber dem Obrigkeitsstaat werden lassen. Der 
Bürger scheute das politische Engagement nicht mehr und entzog 
sich, wie die Sozialschichtung der Abgeordnetenkammer belegt, dem 
Beamtenregiment, das zuvor, z. T. gegen den Widerstand des libera­
len Bürgertums, die Voraussetzungen für dessen Aufstieg gelegt 
hatte58. Der Staat hatte mit seiner progressiven Wirtschaftspolitik 
das Bürgertum gefördert, das sich nun von staatlicher Bevormundung 
politisch zu lösen versuchte. Der Aufstieg des Bürgertums ermög­
lichte seinen parlamentarischen Repräsentanten zugleich aber auch 
eine stärkere Kooperation mit der Regierung51. Erst die Liberalen des 
„verbürgerlichten" Landtags von 1845—48 waren zur partiellen kon­
struktiven Zusammenarbeit mit der Regierung bereit. Das war Vor­
aussetzung einer — im modernen Sinne — parlamentarischen Opposi­
tion und übte in jene Frühform des parlamentarischen Regierungssy­
stems ein, das die Revolution auch in Württemberg erzwang.

Charakteristisch für die Bereitschaft der Opposition, stärker als zu­
vor in Teilbereichen mit der Regierung konstruktiv zusammenzuar­
beiten, war das Verhalten Friedrich Römers. Er sah erst 1845 im Zoll­
verein einen positiven Beitrag zur Frage der deutschen Einheit, wäh­
rend er 1833 und noch 1836 aus Furcht vor einer preußischen Hege­

48 Vgl. zum württembergischen Eisenbahnwesen die in Anm. 120 S. 68 genannte Lite­
ratur.

49 Vgl. Kap. A I, 2, S. 36 insbesondere.
50 Vgl. zu der ähnlichen, aber noch weit stärker ausgeprägten Entwicklung in Preu­

ßen Koselleck, Preußen zwischen Reform und Revolution.
51 Vgl. zu diesem Zusammenhang Gall, Parlamentarische Opposition, S. 164.
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monie gegen ihn agiert hatte52 53. Der 1845 einsetzende Eisenbahnbau 
stärkte ebenfalls die Kooperationsbereitschaft der Kammeropposition 
wesentlich. Römer zeigte sich sogar bereit, der Regierung Vollmach­
ten zur zweckmäßigen Verwendung der bewilligten Gelder zu ge­
ben52. Diese sehr weitgehende parlamentarische Mitarbeit verband er 
und die Opposition überhaupt durchaus mit regelmäßiger Budgetver­
weigerung als prinzipielles „Mißtrauensvotum gegen das jeweilige 
Ministerium"54. Die Bereitschaft zur partiellen Kooperation mit der 
Regierung ging aber selbst manchem Abgeordneten, der der Regie­
rung kritisch gegenüberstand, nicht weit genug. Theodor Mögling 
etwa, der sich 1848/49 Hecker und Struve anschloß, trat noch im 
Januar 1848 als Tuttlinger Abgeordneter jener Fraktion bei, die zwi­
schen Regierung und Opposition zu vermitteln suchte. Diese Fraktion 
wollte „in allen materiellen Fragen der Regierung opponieren, und, 
wo es sich um Bekämpfung der Bureaukratie handelte, überall ent­
schieden gegen letztere auftreten, dagegen mehr das System als die 
Persönlichkeit angreifen [...]. Die materiellen Fragen sollten das 
Hauptfeld dieser Partei sein, weil unter den damaligen politischen 
Zuständen ein bedeutender Erfolg allein auf diesem Felde zu erwarten 
war55 56."

Mit der Regierungsübemahme durch Männer aus dem vormärz­
lichen Liberalismus zerfiel dieser in eine gemäßigt-konstitutionelle 
und eine demokratische Richtung. Die fehlende Ausbildung einer 
Theorie der parlamentarischen Opposition52 belastete den Wechsel 
von der Opposition aus Prinzip, die in der Praxis der 1840er Jahre 
schon aufzuweichen begann, zur Regierungspartei. Erschwerend kam 
hinzu, daß eine Parteitheorie, die dem parlamentarischen Regierungs­
system angemessen gewesen wäre, nur in rudimentären Ansätzen 
vorhanden war. „Eine Theorie der Partei im Deutschland vor 1848 
mußte sich zwangsläufig im luftleeren Raum bewegen und konnte 

52 Vgl. Köhler, Römer, S. 63, 61.

53 1845 und 1848, vgl. ebd. S. 63 f.
54 So die WZ Nr. 122 v. 24. Mai 1851 in ihrem Rückblick auf die Politik der Kammer­

opposition im Vormärz.
55 Mögling, Briefe an seine Freunde, 1858, S. 37. Vgl. zu Mögling Peter Müller, 

Württ. und badische Erhebungen, S. 65—115.

56 Der von Gall (Parlamentarische Opposition) vornehmlich für Baden analysierten 
vormärzlichen Theoriediskussion läßt sich für Württemberg nichts Gleichwertiges 
gegenüberstellen. Brandt (Parlamentarismus, S. 47) schreibt: „Das Konzept der 
württ. Landtagsopposition der 1830er Jahre war Parlamentspolitik als legale Ob­
struktionspolitik bis zum permanenten Ministersturz" (These 1). Mit Schlayer als 
Innenminister habe 1832 der „Versuch einer .Parlamentarisierung' von der andern 
Seite" (These 2) begonnen. Er habe die „De-facto-Position des Mehrheitsführers 
und Premiers" (S. 48) besessen. Vgl. auch Goessler, Dualismus zwischen Volk und 
Regierung, passim. Robert von Mohl wird man besser den badischen Theoretikern 
beiordnen als den württembergischen. Zu Mohls Forderung nach einem parlamen­
tarischen Regierungssystem vgl. Gall, ebd. S. 167; ders., Liberalismus als regie­
rende Partei, S. 49 ff. Zu Mohl s. vor allem Angermann, R. v. Mohl.
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sich so gut wie nirgends auf Anschauung und Erfahrung stützen87." 
Die negative Vorbelastung des Parteibegriffs, die Theorie vom not­
wendigen Dualismus zwischen Regierung und Volk sowie das beste­
hende Vereins- und Wahlrecht hinderten die vormärzlichen Libera­
len, eine Theorie der parlamentarischen Parteien auszubilden und 
Parteien zu konstituieren. Immerhin gab es aber, wie angedeutet, be­
reits nach der Julirevolution Ansätze zu einer Parteibildung, die den 
Vorstellungen und Möglichkeiten der Zeit entsprachen. Diese Versu­
che zielten noch nicht auf die Errichtung einer festen Organisation, 
die auch zwischen den Wahlen bestehen und politisch agieren sollte, 
aber das Bürgertum schuf doch schon organisatorisch verfestigte Ge­
sinnungsgemeinschaften der Wahlberechtigten, die Kandidatenaus­
wahl und Wahlagitation betrieben und zugleich eine festere Frak­
tionsbindung anregten. Als die führenden Liberalen sich 1838 aus dem 
parlamentarischen Leben zurückzogen, erloschen jedoch die Anfänge 
zu einer außerparlamentarischen Organisation. Die fraktionellen Bin­
dungen scheinen aber Bestand gehabt zu haben. Theodor Mögling be­
richtete in seinen Erinnerungen, daß die Fraktionen die Kommissions­
wahlen vorher jeweils absprachen88.

Bis zur Revolution war die württembergische Opposition theore­
tisch nicht auf die Aufsplitterung in verschiedene Richtungen vorbe­
reitet. Selbst in der Revolution blieb der Begriff „Partei" noch weitge­
hend auf die lockere Gesinnungsgemeinschaft beschränkt. Feste 
Organisationen benannte man vornehmlich mit dem Begriff „Ver­
ein"88. Am ehesten gelang es den Demokraten, die Notwendigkeit zu 
erkennen, ihre Anhänger parteimäßig zu organisieren, während die 
Liberalen dieses Problem weder pragmatisch noch theoretisch zu 
lösen vermochten. Doch auch sie strebten gesellschaftlich und organi­
satorisch über die Honoratiorenbasis hinaus80. Noch Ende 1854 kon­
statierte das Organ der württembergischen Liberal-Konstitutionellen, 
„bis zum Jahr 1848 gab es in Deutschland nur jene zwei großen allge­
meinen Parteien, welche zu allen Zeiten in jedem Gemeinwesen exi­
stiert haben, aus deren Widerstreit alles, was im Staate besteht, sei­
nen Ursprung nimmt: die progressistische und die konservative Par­
tei"81. Es fuhr dann fort: „Die Partei des Fortschritts, die dem Prinzip

57 Schieder, Theorie der Partei, S. 41. Man sollte die Existenz von Parteien in 
Deutschland nicht vor 1848 ansetzen, wie Fenske (Wahlrecht, S. 36 ff.) es unter 
Berufung auf Valjavec versucht. Wenn man das Merkmal der Organisation auf­
gibt, verliert der Parteibegriff jede Trennschärfe. Wohl gilt es, das ältere politi­
sche Vereinswesen als parteiartige Vorstufen verstärkt zu untersuchen (vgl. die 
anregende Studie von Nipperdey, Verein als soziale Struktur).

58 Briefe, S. 37 f.
59 Vgl. Boldt, Volksverein, vor allem S. 209 ff. Dieses Untersuchungsergebnis muB 

allerdings relativiert werden, da durchaus der Zusammenhang von Partei und 
Organisation gesehen wurde, wie die folgenden Belege zeigen. Der Vereinsbegriff 
dominierte aber, wenn von Organisationen die Rede war. Zur Vereinsstruktur der 
Demokraten und Liberalen vgl. u. Kap. B II.

60 Vgl. Kap. B II.
61 PW Nr. 53 v. 31. Dezember 1854. Dort auch das folgende Zitat.
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der Selbstregulierung huldigende bisherige liberale Partei, zerfiel in 
die zwei Fraktionen der Konstitutionellen und der Demokraten." Die 
Partei selbst wurde demnach in den Augen der Liberalen nach wie 
vor von der Gesinnung ihrer Anhänger konstituiert, die aber in Frak­
tionen aufgespalten sein konnten. Mit diesen Fraktionen waren nicht 
lediglich die Abgeordnetenklubs gemeint, sondern auch die getrenn­
ten liberal-konstitutionellen und demokratischen Organisationen 
außerhalb des Parlaments. Der zitierte Artikel benannte neben der 
Gesinnungsgemeinschaft auch schon die außerparlamentarischen 
Organisationen als Parteien. Der Parteibegriff war also schon durch­
lässig geworden. Er zielte nicht mehr nur auf die reine Gesinnungsge­
meinschaft, doch seine Bedeutung war noch nicht so weit transfor­
miert, daß er eine außerparlamentarische Organisation für die Exi­
stenz einer Partei als notwendig voraussetzte.

Der Parteibegriff wurde nur langsam und partiell umgeformt, doch 
Zeitungsartikel machen deutlich, daß die öffentliche Meinung mit 
„Partei" bereits — was oft übersehen wird62 63 — organisatorische Ele­
mente assoziierte. Der „Beobachter", das Organ der gesamten Opposi­
tion, bedauerte in seiner Artikelserie „Die Opposition in Württem­
berg" Ende 1847, daß die württembergische Opposition nicht so stark 
wie die badische organisiert sei62. Diese Klage bezog sich zunächst 
noch ganz auf die mangelnde Fraktionsbindung. Doch die folgenden 
Artikel untersuchten bereits die Parteibildung außerhalb des Parla­
ments. Das Oppositionsorgan beklagte geradezu das noch ungebro­
chene vormärzliche Parteiverständnis. Es bedauerte, „daß es in Würt­
temberg überhaupt keine politischen Parteien, sondern höchstens 
politische Meinungen gibt. Ja man hat nicht einmal einen Begriff von 
einer politischen Partei und ihrer Organisation, und nirgends wird 
mit den Parteibezeichnungen radikal, liberal, konservativ, konserva­
tiv-liberal usw. ein größerer Mißbrauch getrieben als in Württem­
berg64." Diese vorsichtige Lösung vom vormärzlichen Parteibegriff 
ging nicht ohne Widerspruch vor sich. Die erwähnten Zeitungsartikel 
sind z. T. Reaktionen darauf. Das gilt auch für den „Die Partei" über­
schriebenen Artikel des „Beobachters" vom August 1847, der Partei­
bindung ausdrücklich verteidigte und in der Feststellung gipfelte, 
„die Partei ist aber nichts anderes als eine lebendig gegliederte Orga­
nisation gemeinsamer Bestrebungen“65.

Die theoretische Scheidung von bloßer Gesinnungsgemeinschaft 

62 In der gesamten zitierten Spezialliteratur zur württembergischen Entwicklung 
bleibt das unberücksichtigt.

63 Nr. 292 v. 24. Oktober 1847.
64 Nr. 333 v. 5. Dezember 1847. In Nr. 332 v. 4. Dezember 1847 beklagte das Blatt die 

politische Bedeutungslosigkeit des ausgeprägten württembergischen Vereinswe­
sens. Vgl. auch die Klage über die fehlende „Vereinigung der freisinnigen Ele­
mente", in: „Der politisch-religiöse Fortschritt und der schwäbische Stammcharak­
ter", gezeichnet „F", Jbb d. Gegenwart, Nr. 2 f. v. Jan. 1848.

65 Nr. 228 v. 21. August 1847.
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und organisierter Partei war also am Vorabend der Revolution in 
Württemberg bereits weit fortgeschritten, und man forderte bereits, 
diese Einsicht in die Praxis umzusetzen. Dieses Verlangen nach Orga­
nisation, welches das vormärzliche Parteiverständnis schon überstieg, 
bezog sich aber noch auf die Opposition inner- und außerhalb des 
Parlaments, die der Regierung als geschlossener Block gegenüber­
stand. Die Parteischeidung innerhalb der liberalen Opposition war in 
der Diskussion noch nicht bewußt ins Blickfeld gerückt, wenngleich 
die „Parteibezeichnungen radikal, liberal, konservativ, konservativ­
liberal usw." schon auf die künftige Trennung vorauswiesen.

2. Die Hungerkrawalle 1847: Vorspiel zur Revolution

Die katastrophale Verschlechterung der Emährungslage auf Grund 
der Mißernten von 1846/471 provozierte Anfang Mai 1847 Hungerkra­
walle, die in Ulm, Stuttgart und Tübingen spontan, ohne jede Vorbe­
reitung und Organisation, ausbrachen. Ihr Verlauf war gemäßigt und 
kurz. Man plünderte einige wenige Häuser von Geschäftsleuten, die 
als Wucherer und Getreidespekulanten galten. Rasch gebildete Bür­
gerwehren und reguläres Militär konnten die Bewegung schnell und 
ohne große Mühen unter Kontrolle bringen2 3 4. Die staatliche Bürokra­
tie reagierte zudem prompt und gezielt nicht nur durch militärischen 
Druck, sondern auch mit Maßnahmen zur Linderung der akuten wirt­
schaftlichen Not*.

Auf diese Weise konnten die Unruhen schnell niedergeworfen und 
ihr Anlaß, der Hunger, gemildert werden, so daß Ruhe und Ordnung 
wiederhergestellt schienen. Diese kurzen Unruhen, die sich auf 
wenige Tage beschränkten, hatten dennoch bereits die zuvor nur 
latent vorhandenen sozialen Spannungen in Städten und Dörfern 
aktualisiert, die „Soziale Frage"* in all ihrer Schärfe sichtbar ge­
macht und damit auf alle Sozialschichten bewußtseinsbildend ge­
wirkt. Die Existenz eines Proletariats als politisch relevante Kraft war 
dem württembergischen Bürgertum erst jetzt voll bewußt geworden. 
Das Bürgertum suchte verschreckt Anlehnung an die staatliche Ob­

1 Vgl. u. S. 62 f.
2 Vgl. die ausführlichen Berichte aus den Maitagen in den württembergischen Zei­

tungen, vor allem in der „Chronik", in der jeweils mehrere Augenzeugen ge­
trennt berichteten. Im April 1847 waren in Berlin Hungerunruhen ausgebrochen. 
Diese Vorgänge bezog die württembergische Presse nicht in ihre Diskussion über 
die Bedeutung der württembergischen Unruhen ein.

3 Vgl. die Überblicke in Chronik Nr. 135 v. 19. Mai; 128 v. 11. Mai 1847; Beob. Nr. 
10 f. v. 12. Januar—13. Januar 1848; WJbb 1847, S. 42. Da schon vor Ausbruch der 
Unruhen am 1. Mai in Ulm Gerüchte die Bevölkerung beunruhigt hatten, erließ die 
Regierung am 30. April bereits ein Verbot von Vereinen mit kommunistischer 
Tendenz (Regierungsblatt 1847, S. 165—167). Das Verbot wurde aber erst am 1. Mai 
in der „Chronik" veröffentlicht.

4 Vgl. dazu allg. die Arbeit von Seidel, der die einschlägigen Arbeiten umfassend 
verarbeitet hat, und Pankoke; Jantke/Hilger; Fischer/Bajor, Soziale Frage. S. auch 
Kap. B VII.

84



rigkeit, da es in den Hungerrevolten bereits klassenkämpferische 
Züge erblickte. Die Tumulte rückten die soziale Frage, verstanden als 
Aufgabe zur durchgreifenden Neuordnung der Sozialverfassung, in 
den Brennpunkt des öffentlichen Interesses, bevor noch der Kampf 
zwischen Regierung und vormärzlicher liberaler Opposition in der 
Verfassungsfrage ausgetragen war. Verfassungsfrage und soziale 
Frage begannen schon vor der Revolution sich gegenseitig zu durch­
dringen und zu schwächen. Dieses Ineinander und Gegeneinander be­
deutete eine der schwersten Vorbelastungen, unter denen Bürgertum 
und Proletariat in die Revolution von 1848 gehen mußten’. Damit sol­
len andere Ursachen für das Scheitern der Revolution* keineswegs 
bagatellisiert werden, aber sie haben im württembergischen Bürger­
tum die Reflexion über die eigene Stellung in Staat und Gesellschaft 
bei weitem nicht so stark angeregt, wie die durch die Hungerkrawalle 
ausgelöste Diskussion in der 2. Hälfte des Jahres 1847.

Der „Beobachter” hob kurz nach Abflauen der Unruhen als charak­
teristischen Unterschied hervor, daß der Aufstandsversuch in Ulm 
von verarmten, durch die verknappten und teuren Lebensmittel exi­
stentiell bedrohten „Bürgern begonnen wurde, die aber dann von 
ihrem Beginnen selbst zurückschreckten, sobald die Leute aus den un­
tersten Schichten der Gesellschaft das begonnene Werk aufnahmen". 
Der Krawall in Stuttgart sei hingegen „eben von dieser letzten 
Klasse"5 6 7 ausgegangen. Das stimmt mit Augenzeugenberichten über­
ein, die für Ulm von einem „Marktexzeß"8 9 sprachen, der sich auswei­
tete, da Arbeiter8, Tagelöhner und Handwerksgesellen sich anschlos­
sen. Die Stuttgarter Unruhen hingegen waren eine ausgesprochene 
Reaktion auf die Ulmer Vorgänge, die als Initiativsignal auf die „nie­
deren Volksklassen"10 wirkten, während das von den Ulmer Vorfäl­

5 Vgl. zu diesem Problem den Literaturbericht von Dorpalen, der als einen wichti­
gen Ertrag der ausführlich referierten Revolutionsforschung der DDR-Historiker 
die Erkenntnis hervorgeht, daß nicht erst die radikalen Forderungen von Demo­
kraten in der Revolution die oppositionelle Front sprengten, sondern das Streben 
des liberalen Bürgertums noch vor der Revolution, sich mit den alten Mächten zu 
arrangieren. Vgl. dagegen etwa Sell (Tragödie, S. 161 f.), oder Meinecke (1848, 
S. 23 f.), die die konservative Schwenkung des Bürgertums erst mit den Septem­
bervorgängen einsetzen lassen. Sauer (Nationalstaat, S. 422) datiert die Spaltung 
der Revolutionsbewegung in Deutschland auf April 1848. Das trifft auch für Würt­
temberg zu. Vgl. auch B 1,1.

6 Vgl. dazu vor allem Griewank, Ursachen und Folgen; s. auch B I, 1.
7 Nr. 126 v. 8. Mai 1847, vgl. Chronik Nr. 122 v. 5. Mai 1847. Die wegen Teilnahme 

an dem Ulmer Aufruhr Bestraften waren durchweg Gesellen, Tagelöhner, Arbeiter 
und -innen, nur wenige Meister, vgl. Beob. Nr. 335 v. 7. Dezember 1847; s. auch 
Hundt, S. 294.

8 Chronik Nr. 121 v. 4. Mai, die drei verschiedene Berichte bringt.
9 Z. T. wurde auch von Fabrikarbeitern gesprochen. Die im Ulmer Festungsbau be­

schäftigten Arbeiter (1847 ca. 3500, vgl. Prittwitz, Schanzer in Ulm, 1850, S. 42) be­
teiligten sich nicht an den Unruhen. Ihre Arbeitsbedingungen waren für die dama­
ligen Verhältnisse vorbildlich. Doch auch sie waren von den Vorgängen nicht 
Oanz unberührt geblieben, vgl. Beob. Nr. 125 v. 7. Mai 1847.

10 Chronik Nr. 122 v. 5. Mai mit Bericht über die Stuttgarter Vorgänge am 3. Mai 
1847.
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len verschreckte Bürgertum sich nicht nur von aktiver Teilnahme zu­
rückhielt, sondern sofort eine Bürgergarde aufstellte11. In Tübingen 
organisierte sich zudem die Studentenschaft auf Initiative des Rektors 
in militärischer Formation, um die auch dort aufgestellte Bürgerwehr 
zu verstärken12 13. Auf diese von allen Schichten des Bürgertums selbst 
initiierte und geforderte Bildung von Bürgermilizen zur „Erhaltung der 
Ordnung, Beschützung von Leben und Eigentum"18 ging die Regie­
rung bereitwillig ein. Durch königliche Verodnung vom 13. Mai 1847 
verfügte sie eine verstärkte Bereitschaft des regulären Militärs und 
zugleich die Aufstellung von Sicherheitswachen, die vom Bürgertum 
selbst organisiert werden, aber dem Oberbefehl der staatlichen In­
stanzen unterstehen sollten14.

Gegen den Einsatz des Militärs in den Aufständen erhob sich inner­
halb des Bürgertums nur ganz vereinzelt Protest, der aber nicht gene­
rell gegen das militärische Eingreifen gerichtet war, sondern nur ge­
gen einzelne Übergriffe auf Bürger15 16.

Sofort im Anschluß an die Unruhen begann in bürgerlichen Zeitun­
gen eine eingehende Erörterung, in der die Bedeutung der Vorgänge 
für die künftige Politik des Bürgertums besprochen wurde. Diese Dis­
kussion vollzog sich vornehmlich in den Spalten des „Beobachters", 
des wichtigsten Organs der württembergischen Opposition, während 
die „Schwäbische Chronik" sich beschränkte auf ausführliche Be­
richte über die Unruhen sowie in Artikeln und Zuschriften auf die 
Forderung nach staatlichem Schutz des Eigentums gegen die Bedro­
hung von unten18.

Schon am 19. Mai 184717 versuchte der „Beobachter" in seinem 
Leitartikel „Die Teuerungs-Tumulte" die Vorgänge auf den Begriff zu 
bringen und eine Strategie für das Bürgertum zu entwerfen. „Man hat 
bis jetzt von dem Kommunismus meist nur wie von einem nebelhaf­
ten Gespenste gesprochen", das niemand recht fürchtete, doch haben 
die „ersten Tage des Mai ein gleichsam plötzlich aus der Luft gefalle­

11 Ebd. Auch in Ulm war sie, aber erst nach den Vorfällen, aufgestellt worden (Chro­
nik Nr. 121 v. 4. Mai), während sie in Stuttgart gleichzeitig mit den Aufrührern er­
schien. Auch in anderen Orten wurden nach den Ulmer Unruhen Bürgerwachen 
organisiert, ohne daß sie eingesetzt werden mußten, vgl. Chronik Nr. 125 v. 8. Mai 
1847.

12 Vgl. Chronik Nr. 124 v. 7. Mai 1847.
13 Ebd. Vgl. auch die vielen Dank- und Ergebenheitsadressen an den König aus die­

sen Tagen.
14 Abgedruckt in Chronik Nr. 132 v. 16. Mai.
15 Vgl. Chronik Nr. 151 v. 6. Juni, Beob. Nr. 153 f. v. 7. Juni 1847. Unter den 62 Un­

terzeichnern der Protestnote waren die führenden Köpfe der Opposition: Fetzer, 
Murschei, Rödinger, Rob. Römer, Tafel und nachträglich Sigm. Schott. Eine brei­
tere Veröffentlichung von Augenzeugenberichten über militärische Übergriffe auf 
Bürger wurde von der Zensur unterbunden und konnte erst 1848 erfolgen, in: 
Beob. v. 9. März Beilage.

16 Otto Elben, der im Oktober 1847 in die Redaktion des Familienuntemehmens trat, 
kritisierte damals die „friedfertige Art des Merkurs" (Erinnerungen, S. 111).

17 Nr. 136. Dort auch die folgenden Zitate.
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nes Stück Kommunismus vor Augen" geführt. Mit Recht konstatiert 
er, daß „Kommunismus" für die Unterschichten bestenfalls ein in­
haltsleerer Begriff sei, dennoch waren „diese ungewohnten Erschei­
nungen gleichsam warnende Vorboten einer möglichen Wirklich­
keit." Vor allem angesichts der sozialen Herkunft der Aufrührer 
warnte das Blatt davor, die Unruhen als bloße Hungerkrawalle zu 
bagatellisieren. „Es sind in allen Orten keineswegs die wahrhaft Hun­
gernden, welche dieselben begonnen und vollendet haben; die Teil­
nehmer sind vielmehr in ganz Deutschland namentlich herunterge­
kommene kleine Handwerker, Handwerksgesellen, Lehrlinge, Weiber 
der großen Städte48 etc., Leute mit einem Worte, welche den gehei­
men Strömungen der Zeit vermöge ihres Berufes, ihrer Arbeiten, ihrer 
Umgebungen wie ihrer Bildungslaufbahn zugänglicher sind als 
Bauern, Tagelöhner etc." Es wäre kurzsichtig, sich von gewaltsamer 
Unterdrückung der Aufstände nachhaltige Hilfe gegen die Forderun­
gen des Proletariats zu versprechen. Der „Beobachter" konstatierte 
hier den Abschluß einer Entwicklung, die die Unterschichten aus 
ihrer ständischen Bändigung befreite18 19 und das Bürgertum mit sozial­
politischen Forderungen konfrontierte, bevor die eigenen verfas­
sungspolitischen erfüllt waren. Typisch für den durch die Unruhen 
ausgelösten Bewußtseinsbildungsprozeß ist die Verwendung des Be­
griffs .Proletariat" in den bürgerlichen Zeitungen, der nun fast völ­
lig den des „Pöbels" verdrängte. Die Bezeichnung „Pöbel" tauchte im 
„Beobachter" kaum noch auf, wohl aber in der „Schwäbischen Chro­
nik", die sich über die Eigentumsbedrohung verstört zeigte, nicht 
aber über die Ursachen reflektierte.

In seiner Artikelserie „Zur Verständigung"20 versuchte der „Beob­
achter" die Ursache der sozialen Bewegung aufzudecken. Die politi­
sche wie die soziale Gleichheitsforderung führte das Oppositionsor­
gan auf das Gebot der Brüderlichkeit zurück und bejahte beide Forde­
rungen grundsätzlich. Die soziale Gleichheit dürfe aber keine unbe­
schränkte sein, denn die Einsicht in die natumotwendigen Unter­
schiede auch im sozialen Bereich „reduziert die Forderung gleichen 
Genusses auf die einer Regelung der sozialen Verhältnisse". Die 
soziale Gleichheitsforderung verwandelte das Blatt so von ihrer prin­
zipiellen Bejahung in die restaurative Forderung, den Kleinbürger ge­
gen die sich ausbildende industrielle Gesellschaft abzusichem. Denn 
unter „Regelung der sozialen Verhältnisse" verstand der „Beobach­
ter" den Schutz der Gewerbe gegen die industrielle Konkurrenz21. 
Allerdings sollte es keine einfache Rückkehr zur Zunftordnung sein, 

18 Die in verschiedenen Berichten betonte starke Beteiligung von Frauen vornehm­
lich am Ulmer Aufstand verweist auf dessen Ausgangspunkt: den Markt.

19 Dazu grundlegend Conze, Vom Pöbel zum Proletariat.
20 Nr. 127 v. 9. Mai und Beilage zu Nr. 136 v. 19. Mai. Das Folgende nach diesen bei­

den Artikeln.
21 Beilage zu Nr. 136 v. 19. Mai.
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sondern — und darin unterschied sich dieses liberal-demokratische 
Organ von jenen Handwerkern, die in der Restauration der Zünfte 
den einzigen Ausweg sahen22 — Gewerbefreiheit sollte durch Asso­
ziation ergänzt werden. Die Vorstellungen darüber waren vage und, 
wie man betonte, auch innerhalb der „Partei des Fortschritts"23 ge­
teilt.

Indem das liberal-demokratische Organ ein natumotwendiges 
Sozialgefälle postulierte, konnte die soziale Frage auf die wirtschaft­
liche Absicherung des kleinen Gewerbetreibenden vor der industriel­
len Konkurrenz beschränkt und die „soziale Forderung der Gegen­
wart" als Forderung nach „Unabhängigkeit des Genusses"24 definiert 
werden. Das Problem des Proletariats, dessen politisches Erwachen 
der „Beobachter" in seinen Artikeln beschwor, wurde somit wieder 
weitgehend eliminiert. Die hier zitierten Artikel zeugen nicht nur 
davon, daß die bürgerliche vormärzliche Oppositionsfront vor ihrer 
Spaltung stand, da das Bürgertum auf die wirtschaftlich-sozialen 
Strukturveränderungen der werdenden industriellen Gesellschaft un­
terschiedlich reagierte. Sie beweisen zugleich eine tiefe Einsicht in 
die Bedrohung der politisch-rechtlichen Emanzipationsforderungen 
des Bürgertums durch die sozialpolitischen Erwartungen der Schich­
ten unterhalb und am unteren Rande des Bürgertums. Denn die 
soziale Frage begriff man als ambivalent. Sie wurde definiert als Ver­
such, den Kleinbürger vor der entstehenden Industriegesellschaft ab­
zuschirmen oder ihn in sie einzugliedem, damit „an die Stelle der 
Adelsmacht [nicht] die Macht des Kapitals und der Geld-Aristokra­
tie" als neue Form der „persönlichen Leibeigenschaft"25 26 trete. Neben 
dieser sozialen Frage, die sich auf die untere Randzone des Bürger­
tums bezog, verstand man sie als Opposition der Unterschichten ge­
gen die „höheren Stände", die „besitzenden und genießenden" Klas­
sen. Diese unterbürgerliche Oppositionsbewegung „stemmt sich so 
gewissermaßen der politischen Freiheitsbewegung entgegen und will 
sich von ihr unabhängig geltend machen"23.

Aus dieser Diagnose entwickelte das Oppositionsorgan eine Strate­
gie für das Bürgertum, verbunden mit einem Appell an den Obrig­
keitsstaat. Diese Strategie sollte die bürgerlichen Forderungen ver­
wirklichen und zugleich die sozialen Forderungen der Unterschichten 
unterdrücken. „Man erfülle in vollem Sinne die Forderungen des 
Rechtsstaates, und die Gesamtheit des Bürgertums wird alsdann die 
beste Sicherheitswache gegen solche Zerstörungsgelüste des Proleta­
riats sein27." Das war eine programmatische Antwort des bürger­

22 Vgl. u. S. 211 ff.
23 Nr. 127 v. 9. Mai.
24 Ebd.
25 Ebd. Vgl. Kap. B VII.
26 Beilage zu Nr. 136 v. 19. Mai.
27 Nr. 136.
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liehen Oppositionsorgans auf eine königliche Verordnung zur Bil­
dung von Sicherheitswachen aus dem Bürgertum heraus28 29 30 31 32 33.

Der „Beobachter" erkannte die Gefahr, die die Furcht des Bürger­
tums vor dem auf die politische Bühne getretenen Proletariat für die 
liberal-demokratische Opposition bedeutete. Das Blatt sah die Mög­
lichkeit, daß Teile des Bürgertums aus der Front gegen den Obrig­
keitsstaat ausscheren könnten, wenn diese Bürger die Abwehr der 
potentiellen Gefährdung der Sozialordnung durch das Proletariat für 
dringlicher ansehen sollten, als den Kampf zugunsten der bürgerlich­
liberalen Forderungen.

Das Oppositionsblatt bekämpfte deshalb — z. T. im Widerspruch zu 
den eigenen Erkenntnissen über die Ursachen der sozialen Bewegung 
— in einer Reihe von Artikeln alle Versuche von konservativer Seite, 
einen inneren Zusammenhang zwischen bürgerlich-rechtlicher und 
proletarisch-sozialer Bewegung zu konstruieren. So hatte ihr die kon­
servative „Ulmer Kronik" jede Berechtigung zur Kritik an den Unru­
hen abgesprochen, da das oppositionelle Bürgertum sich den dabei 
artikulierten Forderungen nach dem Grundsatz „vox populi, vox 
Dei"2* zu beugen habe. Opposition sei aber, so hielt ihr der „Beob­
achter" entgegen, mehr „als die Sklavin der Laune und des Aberglau­
bens der Menge"80. Diese negative Definition von „öffentlicher Mei­
nung“ stand im Einklang mit der älteren Staatstheorie, nach der 
öffentliche Meinung von drei Kriterien bestimmt wird81: Sie muß auf 
eine bestimmbare Quelle zurückführbar sein, ist „inhaltlich durch 
ihren repräsentativen, der Wahrheit verpflichteten Charakter ausge­
zeichnet"82, was sie über die reine Interessenebene erheben sollte, 
und erschöpft ihre Funktion darin, Forderungen zu artikulieren, ohne 
deren Ausführung erzwingen zu können.

Mit derartigen Artikeln versuchte das konservative Organ, nach 
Auffassung des „Beobachters", die bürgerliche Opposition für die 
„ruhestörerischen Unordnungen" des Proletariats verantwortlich zu 
machen und als die „arglistige Beschützerin" derer zu diffamieren, die 
es auf das „Eigentum der Bürger abgesehen hatten"88. „Konservative 
im bürgerlichen Stande sollen teils herbeigezogen, teils neu geweckt 
werden."

Die öffentliche Abgrenzung der bürgerlichen Oppositionsbewegung 

28 Vgl. Anm. 14. Die auf den 13. Mai datierte Verordnung wurde von der Chronik 
Nr. 132 am 16. Mai veröffentlicht.

29 Vgl. Beob. Nr. 159 v. 13. Juni 1847. Zur „Ulmer Kronik" und ihrem Redakteur Dr. 
Elsner vgl. Stetter, Konservative Partei, S. 284; Simon, Ulmer Presse, S. 90 ff.; 
Buck, Dichter und Schriftsteller, S. 261 ff.

30 Beob. Nr. 159 v. 13. Juni 1847.
31 Vgl. Hennis, Meinungsforschung; vor allem den Abschnitt über die ältere Staats­

theorie (S. 19 ff.). Vgl. zu dem Begriff auch Habermas, Strukturwandel; Hock, 
Liberales Denken, S. 45—54.

32 Hennis, S. 27.
33 Beob. Nr. 160 v. 14. Juni 1847. Dort auch das folgende Zitat.
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von der sozialen diente also nicht nur dem Versuch, die Obrigkeit ge­
genüber den verfassungsrechtlich-politischen Forderungen des Bür­
gertums zum Einlenken zu bewegen, sondern zugleich hoffte man, den 
drohenden Verfall der bürgerlichen Einheitsfront zu verhindern. Der 
angestrebte Rechtsstaat wurde überdeutlich als ein Staat charakteri­
siert, der die unterbürgerlichen Schichten von dem politischen (nicht 
dem rechtlichen) Emanzipationsprozeß ausschließen sollte”*, um die 
Gefahr zu bannen, daß ein Teil des Bürgertums aus seiner eigenen 
Emanzipationsbewegung vorzeitig ausscherte.

Je näher die bevorstehende Eröffnung des Landtags rückte, um so 
eindringlicher empfahl sich die bürgerliche Opposition dem Staat zur 
gemeinsamen Abwehr des Proletariats. „Die Zeit ist gekommen, wo 
jedermann die Notwendigkeit klar geworden ist, daß sich die Regie­
rungsgewalt zum Schutz gegen die kommunistische Gärung in den 
unteren Volksklassen mit der Unterstützung des Bürgerstandes um­
gebe. Der Bürgerstand aber wird sich in dem Maße zu der Regierungs­
gewalt hingezogen fühlen, als er seine verbrieften Rechte von ihr hei­
lig gehalten, seine materiellen Interessen von ihr gewahrt sieht. An 
diese Bedingungen der Wahrung der bürgerlichen Rechte wird jene 
Unterstützung geknüpft sein84."

Neben das Werben um die Bildung einer Einheitsfront von Bürger­
tum und Staat gegen das Proletariat traten Überlegungen, wie das 
Bürgertum selbst das Proletariat an sich binden und „in das richtige 
Geleise"88 führen könnte. Der „Beobachter" konstatierte „eine Bewe­
gung der Besitzlosen in den größten Gemeinden wie in den kleinsten 
[...], deren Zweck ist, sich von dem Einfluß beider Parteien [des Fort­
schritts und der Beharrung] freizumachen. Sogar in Dorfgemeinden 
verbinden sich da und dort die Geringbegüterten, die Söldner, gegen 
die Großbegüterten, die Bauern. In den Städten treten die geringeren 
Handwerker den Museen, Schützenkorps-Gesellschaften usw. in ge­
schlossenen Gesellschaften entgegen”." Diese Anfänge zu einer 
organisatorischen Verselbständigung der Unterschichten hoffte man 
durch stärkere Organisation des Bürgertums auffangen zu können. 
Das Blatt empfahl, die Unterschichten in die Wahlvorbereitungen ein­
zubeziehen, um die Ablösungsbestrebungen zu neutralisieren. Organi­
sation begriff man als eine Möglichkeit zur Zügelung und Lenkung. 
Die Honoratiorenpolitik sollte überwunden werden, um die politische 
Kraft der Unterschichten aufzufangen und in die gewünschte Rich­
tung zu kanalisieren87.

Diese beiden Tendenzen — Kooperation mit der Obrigkeit gegen 
das Proletariat und dessen Zurückführung in die Bahnen bürgerlicher

33a Vgl. dazu auch u. S. 171. 34 35 36 37
34 Beob. Nr. 291 v. 23. September 1847.
35 Ebd. Nr. 136 v. 19. Mai 1847, Beilage.
36 Ebd. Nr. 315 v. 16. November 1847.
37 Vgl. ebd.
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Politik mittels Organisation — wurden öffentlich propagiert. Eine 
dritte ist nachweisbar im Bereich privater, nichtöffentlicher Diskus­
sion zwischen Julius Holder und Carl Mayer, den beiden profilierte­
sten und wirkungsmächtigsten politischen Persönlichkeiten in der 
württembergischen Innenpolitik zwischen Revolution und Reichs­
gründung08.

Unmittelbar nach den Mainunruhen schrieb Holder an seinen 
Freund, um ihm seine Sicht der Vorgänge und ihrer Bedeutung für 
das Bürgertum darzulegen80. Er kritisierte den Einsatz des Militärs in 
Stuttgart als verfrüht, aber „wenn es sich um Schutz von Eigentum 
handelt, muß man freilich am Ende feuern". Er verstand, wie das 
Oppositionsorgan, die Unruhen als eine Möglichkeit, sich mit der 
staatlichen Macht gegen die Unterschichten zu einigen, falls die bür­
gerlichen Forderungen vom Staat erfüllt würden. „Das Proletariat 
gibt dem Bürgerstand zunächst Kraft, denn wenn es diesem ans Fell 
geht, wird es sich um ein borniertes Königtum und Beamtentum den 
Teufel kümmern, da muß geschehen, was der Bürger will." Die 
„Angst vor den unteren Schichten wird ihm den oberen gegenüber im 
gesetzlichen Kampfe den Mut der Verzweiflung geben. Diese Zeit 
sollten die Bürger nicht versäumen [...]. Was sie jetzt der Regierung 
Vorschlägen, das muß geschehen, sonst können sie die Erhaltung der 
Ordnung nicht mehr verbürgen."

Der Brief verdeutlicht ebenso wie die Zeitungsartikel, in welch 
starkem Maße die kurzen Unruhen das Bewußtsein des Bürgertums 
für die mögliche Brisanz der sozialen Frage geschärft hatten. Sie zeig­
ten ihm, daß in den unterbürgerlichen Schichten eine Bewegung ent­
stand, die sich nicht mehr in die Bürgerfront gegen den Obrigkeits­
staat einordnen ließ — zumindest unternahmen die württembergi­
schen Liberalen 1848/49 keine und die Demokraten nur halbherzige 
Versuche dazu38 39 40. Die Bürgerfront begann auseinanderzubrechen, da 
die neue soziale Oppositionsbewegung aktive Anhänger auch in der 
diffusen Zwischenzone zwischen Kleinbürgertum und Proletariat 
fand. „Wir haben ein Proletariat, eine Tatsache, die man lange nicht 
glauben wollte, und der Umstand, daß in Ulm hauptsächlich Bürger 
die Tumultuanten waren, zeigt, aus welchen Kreisen es entsteht."

In einem Punkt ging Holder weit über die im „Beobachter" öffent­
lich ausgetragene Strategiediskussion hinaus. Das Oppositionsorgan 

38 Zur Literatur über Holder vgl. Anm. 13 S. 73. Zu Mayer vgl. Edelhaaf (ADB 52,
S. 275—279) und die Kurzporträts bei Runge, Volkspartei, S. 28 f.; Weber, Klein­
bürgerliche Demokraten, S. 108; Rapp, Nationale Frage, S. 81; Schmidt-Buhl, 
S. 1—7. Eine Monographie oder auch nur ein Aufsatz zu dieser wichtigen politi­
schen Persönlichkeit steht noch aus. Zu seinem persönlichen Einfluß auf die Par­
teispaltung in den 1860er Jahren und zu Holders Position innerhalb der Liberal- 
Demokraten in der Reaktionszeit und innerhalb der Nationalliberalen in den 
1860er Jahren vgl. Kap. D I, 2b, d; D IV.

39 Holder an Mayer, Ellwangen, 8. Mai 1847, Schiller-Nationalmuseum Marbach. Die 
folgenden Zitate stammen alle aus diesem Brief. Hervorhebungen im Original. 
Mayers Antwort liegt nicht vor.

40 Vgl. Kap. B; insbes. IV, 2, 4; V 2 f.; VI 2; VII 3.
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hatte zwar mögliche Ansatzpunkte aufzuzeigen versucht, um die poli­
tische Kraft der Unterschichten aufzufangen und für das Bürgertum 
nutzbar zu machen. Dies sollte aber im Rahmen einer vom Bürgertum 
gelenkten Organisation geschehen, die auf die Unterschichten auszu­
weiten und organisatorisch zu verfestigen war. Holder hingegen — 
und er gehörte in der Revolution zum rechten Flügel der Demokraten! 
— sprach in dem vertraulichen Schreiben an seinen Freund die Be­
reitschaft aus, die politische Potenz des Proletariats auch revolutio­
när für das Bürgertum zu nutzen. Er traute dem Bürgertum die Kraft 
zu, eine vom Proletariat getragene Revolution an dem gewünschten 
Punkt abstoppen zu können. „Endlich, und das ist das beste, haben 
wir gesehen, daß unser deutscher Michel doch noch einen verwund­
baren Fleck hat, durch dessen Berührung er wild gemacht werden 
kann. [...] es lebe der Hunger. [...] Gibt nur acht, wenn sie keinen 
Hunger haben, so haben sie Durst. Ich glaube, daß man den süßen 
Pöbel schon noch einmal vor die Bajonette unserer Schießprügelträ­
ger bringen kann, und wir wissen jetzt die Straßen, wo man anfangen 
kann. Der Proletarier holt dem Mittelstand die Kastanien aus dem 
Feuer; wenn aber dieser gesiegt hat, werden wir vielleicht politische 
Feinde. Doch da ist’s ja noch weit zu."

Wie hier mit Belegen aus der öffentlichen und nichtöffentlichen 
Diskussion gezeigt werden konnte, haben die Maiunruhen einen Be­
wußtseinsbildungsprozeß in allen Sozialschichten der württembergi­
schen Bevölkerung ausgelöst. Der Prozeß in den Unterschichten läßt 
sich allerdings nur als Reflex in den Äußerungen aus dem Bürgertum 
ermitteln, da den Unterschichten noch das öffentliche Diskussionsfo­
rum fehlte und ihre wissenssoziologische „Unreife zur .sozialen' 
Revolution"41 42 eine intellektuelle Artikulation auch noch kaum zuge­
lassen hätte. Das Bürgertum war schon vor der Revolution bereit, sich 
mit der alten Obrigkeit zu einem sozial-konservativen Ordnungsblock 
zu verbinden, wenn seine politisch-rechtlichen Forderungen erfüllt, 
sein Anspruch auf politische Teilhabe an der staatlichen Herrschaft 
anerkannt würde. Da es seine Dienste gegen die Forderungen der Un­
terschichten öffentlich anbot, beleuchten die vorrevolutionären Vor­
gänge zugleich die Unfähigkeit der etablierten staatlichen Obrigkeit, 
aus eigener Einsicht in die überfälligen Systemkorrekturen heraus 
eine neue, auf Bürgertum und alten Mächten basierende politisch­
soziale Ordnung zu schaffen. Das Bürgertum war aus Furcht vor den 
in Bewegung geratenen Unterschichten dazu bereit. Die Weigerung 
des Obrigkeitsstaates, auf dieses Werben der Opposition einzugehen, 
ließ in dem noch weitgehend ungespaltenen Bürgertum eine ängst­
lich-widerwillige Bereitschaft zur Revolution heranwachsen, deren 
Grenzen es aber von Anfang an eng absteckte. Die Liberal-Demokra- 
ten wurden so zu „Revolutionäre(n) wider Willen"4*, die bereit

41 Conze, Pöbel, S. 111.
42 Schieder, Problem der Revolution, S. 13.
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waren, sich mit dem Proletariat in klar begrenzter revolutionärer Zu­
sammenarbeit zu verbinden. Es hatte sich aber ebenso deutlich ge­
zeigt, daß die bürgerliche Opposition beim ersten Anzeichen einer 
staatlichen Kompromißbereitschaft sofort umschwenken und die 
Revolution als beendet ansehen würde. So geht die Bedeutung der 
Hungerrevolten von 1847 weit über die bloßer, kurzlebiger Teue­
rungstumulte hinaus. Ihr Verlauf und die anschließende öffentliche 
Diskussion legten Möglichkeiten und Grenzen einer Revolution in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts offen: Eine bürgerlich-proletarische 
Kooperation gegen den Obrigkeitsstaat, so erkannte man, bot die 
Möglichkeit, die eigenen, bürgerlichen Forderungen zu realisieren, 
aber eine solche Zusammenarbeit hätte zur Voraussetzung gehabt, 
die Unterschichten als vollberechtigte Staatsbürger anzuerkennen. 
Dazu waren die Liberalen nicht bereit, da sie befürchteten, durch die 
volle politische Gleichberechtigung aller Klassen die soziale Revolu­
tion einzuleiten4’ — eine Befürchtung, die angesichts der sozial- und 
verfassungspolitischen Zielsetzungen der württembergischen Arbei­
terbewegung* 44 wie auch der Demokraten45 46 unbegründet war. Teile 
des Bürgertums, so belegt die vorrevolutionäre Strategiediskussion, 
spielten zwar mit dem Gedanken, die alten bürgerlichen Forderungen 
an den Staat mit Hilfe der neuen sozialpolitischen Bewegung durch­
zusetzen. Doch der Bereitschaft zur Kooperation mit dem Proletariat 
stand eine gegenläufige Tendenz gegenüber, die auf eine Zusammen­
arbeit mit dem Staat gegen das Proletariat zielte, um die Sozialverfas­
sung zu konservieren, die man grundsätzlich bejahte. Daß all dies be­
reits nach kurzen Unruhen in Erscheinung trat, die die etablierte poli­
tische und soziale Ordnung nicht ernsthaft gefährdeten, verweist 
schon auf das Signum der Revolution in Württemberg: Die Diskre­
panz zwischen relativ begrenzter revolutionärer Realität und überdi­
mensionierter negativer Revolutionserwartung des Bürgertums, zwi­
schen realer Gefährdung der bestehenden Sozialordnung durch eine 
Revolution aus den Unterschichten heraus und der Angst des Bürger­
tums vor dem „Gespenst des Kommunismus", das man als soziale 
Folge der politischen Revolution befürchtete. Die „politische Hebung 
des Bürgertums und Verschmelzung seiner Interessen mit den Interes­
sen der Regierung ist die beste und sicherste Schutzwehr gegen das 
Andringen des Proletariats, das — wenn nicht durch den Wall eines 
festen Bürgertums in die gebührenden Grenzen zurückgewiesen — in 
jedem neuen Zugeständnis, in jeder Unterstützung nur ein neues An­
recht zu neuen Forderungen finden wird“48. Diese Äußerung des „Be­
obachters" wurde zum Kredo der württembergischen Liberalen in der 
Revolution.

« Vgl. Kap. B V u. B I, 1.
44 Vgl. dazu insbesondere Balser, Sozial-Demokratie, passim; zu Württemberg 

Kap. V., S. 337 ff.; Conze/Groh, Arbeiterbewegung, S. 32 ff.
45 Vgl. Droz, Revolutions, S. 579 ff.; u. Kap. B IV, 1 f.
46 Beob. Nr. 317 v. 18. November 1847.
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»Jedes Zeitalter", so schreibt W. H. Riehl, „hat sein eigenes Ge­
spenst", das 19. Jahrhundert die „Furcht vor den Posaunen der großen 
sozialen Umgestaltung"47. Das württembergische liberale Bürgertum 
glaubte, in den kurzen Tumulten diese Posaunen bereits vernommen 
zu haben. Entsprechend reagierte es 1848/49 auf Forderungen aus den 
Unterschichten oder auf Solidarisierung mit diesen Forderungen.

Der mit den Hungerrevolten verbundene Reflexionsprozeß deutet 
zugleich auf das mangelnde Selbstvertrauen und die innere Inhomo­
genität des Bürgertums, dessen vormärzliche oppositionelle Einheits­
front aufzubrechen begann. Ein Teil des Bürgertums, so befürchtete 
man, könnte sich mit unterbürgerlichen Schichten zu einem revolutio­
nären Bündnis gegen Staat und Bürgertum zusammenschließen, und 
in Ansätzen sah man dieses Bündnis auch bereits als realisiert an48. 
Die württembergische bürgerliche Opposition zeigte somit bereits am 
Vorabend der Revolution eine so klar ausgesprochene Bereitschaft 
zum Arrangement mit den alten Mächten gegen die soziale Bedro­
hung von unten, daß die 1848/49 bei einem erheblichen Teil des Bür­
gertums nachzuweisende Bereitschaft, die eigenen bürgerlichen 
Emanzipationsforderungen weitgehend zurückzunehmen, von vorn­
herein einem hohen Maß innerer Logik entsprach.

47 Riehl, Gesellschaft, S. 12.
48 Vgl. den Rückblick in WZ Nr. 62 v. 14. März 1851: „Viele Besitzende erblickten in 

ihm [dem Maikrawall] einen kommunistischen Anlauf und die Ministeriellen be­
mühten sich, ihm eine politische Deutung zu geben, und einzelne Mitglieder der 
Opposition damit in Verbindung zu bringen."
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B Liberalismus und Demokratie in der Revolution 
von 1848/49





1.1. Zur zeitgenössischen Revolutionstheorie und zum Typus 
der deutschen Revolution von 1848/49

Historiker haben sich bislang nur in recht geringem Maße der Auf­
gabe gewidmet, eine Revolutionstheorie zu entwickeln1, während die 
einschlägige sozialwissenschaftliche Literatur kaum noch zu überse­
hen ist2 3. Ein nicht geringer Teil dieser Studien demonstriert aller­
dings, welch geringen Erkenntniswert sozialwissenschaftliche Arbei­
ten haben, wenn die historische Dimension ihres Untersuchungsob­
jekts nicht gebührend beachtet wird. Theorien, so zeigt sich auch 
hier, die den historischen Wandel nicht einbeziehen, und das bedeu­
tet ja: die sich nicht auf begrenzte historische Zeiträume, auf eine — 
wie Hans-Ulrich Wehler es fordert — mittlere Reichweite be­
schränken*, verlieren weitgehend ihre Aussagekraft. Wird ein quasi 

1 S. vor allem Griewank, Revolutionsbegriff, vornehmlich Kap. IX—XI; Th. Schie­
der, Theorie der Revolution; ders., Problem der Revolution; Koselleck, Revolu­
tionsbegriff. Viel Material zur Entwicklung des Revolutionsbegriffs bietet die be­
griffsgeschichtliche Studie von Franz W. Seidler, Geschichte des Wortes Revolu­
tion. Die intensivste Analyse zum liberalen Revolutionsverständnis im 19. Jahr­
hundert, allerdings beschränkt auf ausgewählte Repräsentanten der liberalen 
Historiographie: M. Neumüller, Liberalismus und Revolution. Vgl. auch Engelberg, 
Evolution u. Revolution.

2 Die folgende Literaturangabe beschränkt sich vornehmlich auf Arbeiten, die 1. 
einen kritischen Überblick über die vorhandene Literatur geben, 2. auf Sammel­
werke, die einen guten Einblick in die Breite der sozialwissenschaftlichen Revolu­
tionsdiskussion bieten, und 3. auf einige der m. E. wichtigeren Einzelstudien.
1. Bienen, Violence and Social Change. A. Review of Current Literature; Kramnick, 
Reflection on Revolution. Definition and Explanation in Recent Scholarship; Stone, 
Theories of Revolution; Southwood, Riot and Revolt; Wassmund, Revolutionsfor­
schung. 2. K. v. Beyme (Hrsg.), Empirische Revolutionsforschung (mit umfangrei­
cher Bibliographie); Friedrich (Hrsg.), Revolution; Davies (Hrsg.), When men 
revolt and why; Zollschan/Hirsch (Hrsg.), Explorations in Social Change (vor allem 
der Aufsatz von David Wille/Zollschan, Prolegomenon to a Theory of Revolution, 
S. 125—151); Eckstein (Hrsg.), Internal War; Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise 
(vor allem Johann Galtung, Eine strukturelle Theorie der Revolution, S. 121—167; 
Gotesky/Laszlo (Hrsg.), Evolution-Revolution; Kossok (Hrsg.), Studien über die 
Revolution; Lubasz (Hrsg.), Revolutions (kurze historische Überblicke. Zu den eu­
ropäischen Revolutionen von 1848 s. S. 86—92: Henri Brunschwig und S. 92—111: 
Isaiah Berlin, Russia and 1848); Zapf (Hrsg.), Sozialer Wandel. 3. Arendt, über die 
Revolution; Baediler, Les phänomänes rävolutionnaires; Calvert, Revolution: Poli­
tics of Violence; ders., Revolution; Dahrendorf, Einige Probleme; Dunn, Modem 
Revolutions; Gehring, Zur Theorie der Revolution; Goode, Mobilität und Revolu­
tion; Gurr, Rebellion; Hobsbawm, Sozialrebellen; Hopper, Revolutionary Process; 
Huntington, Political Order in Changing Societies; Johnson, Revolutionstheorie 
(die wohl am stärksten beachtete neuere sozialwissenschaftliche Revolutionsstu­
die); Leiden/Schmitt, Politics of Violence; Lenk, Theorien der Revolution; Lindner, 
Theorie der Revolution; Mühlmann, Chiliasmus und Nativismus; Papcke, Progres­
sive Gewalt; Tetsch, Permanente Revolution, Kap. B vor allem; von der älteren 
Literatur s. vor allem: Brinton, Die Revolution und ihre Gesetze; Geiger, Masse 
und Aktion, S. 53 ff. vor allem; Pettee, Process of Revolution.

3 Einleitung (S. 23) zu „Geschichte und Soziologie”. Vgl. dazu auch grundsätzlich 
Kosellecks Bemerkungen zu einer Theorie der Temporalstrukturen, ders., Theorie­
bedürftigkeit.
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zeitloser Revolutionsbegriff konstruiert, der dann zwangsläufig einen 
hohen Abstraktionsgrad aufweist und von den singulären Merkmalen 
bestimmter geschichtlicher Einzelfälle „gesäubert" sein muß, so wird 
diese vermeintliche Präzision mit einer geradezu inflationären Aus­
weitung des Revolutionsbegriffs bezahlt4 5. Jegliche Trennschärfe des 
Begriffs geht dann verloren.

Dieser Gefahr entgehen am ehesten diejenigen Sozialwissenschaft­
ler, die ihre Definitionen und Theorien am Beispiel der großen 
„Modellrevolutionen" von 1789 und 1917 entwickeln und somit Revo­
lution als spezifisches Phänomen der Neuzeit begreifen8. So schlägt 
etwa Ralf Dahrendorf als Revolutionsdefinition vor: „Politische und 
soziale Wandlungen [...], die unter Anwendung von Gewalt extrem 
rasch verlaufen und äußerst tiefgehende Wirkungen zeitigen6.“ In 
dieser Definition sind die wichtigsten konstitutiven Elemente enthal­
ten, die den neuzeitlichen Revolutionsbegriff charakterisieren: Der 
Zeitfaktor, der zwar nur ein geringes Maß an Präzision enthält, es 
aber doch gestattet, ausgesprochen langfristige Entwicklungspro­
zesse, wie etwa die sog. Industrielle Revolution, aus dem Definitions­
feld auszuscheiden7; das Moment der Gewaltsamkeit, deren Intensität 
und Modalität aber je nach dem historischen Kontext sehr unter­
schiedlich sein kann8. Vor allem aber definiert Dahrendorf Revolu­
4 Ein besonders deutliches Beispiel dafür ist der Aufsatz von P. Amann (Revolution: 

A Redefinition), der durch strikte Reduzierung des Revolutionsbegriffs auf wenige 
konstitutive Merkmale erreichen will, daß sein Begriff möglichst vielseitig ver­
wendbar ist und problematische Punkte ausgeklammert werden; wie etwa die 
Frage, ob ein Wandel der Sozialstruktur zur Revolutionsdefinition gehört oder die 
Differenzierung zwischen Bürgerkrieg und Revolution. Als Gegenbeispiel für eine 
historisch breit fundierte sozialwissenschaftliche Revolutionsstudie s. vor allem 
Papcke (Anm. 2). Das ganze Ungenügen einer weitgehend ahistorischen Soziolo­
gie, die die Geschichtswissenschaft auf die Funktion beschränken will, durch 
„Materialaufbereitung" der Soziologie das „Fakten-Fundament" (Tetsch, S. 18) zu 
liefern, demonstriert die Revolutionsstudie von Tetsch. Da er unter dem soziologi­
schen Begriff der Revolution „ausschließlich eine erfolgreiche, eine totale und 
soziale Umwälzung" (S. 68) versteht, ist sein Begriff völlig untauglich für die Un­
tersuchung der europäischen Revolutionen des 19. Jahrhunderts — obwohl doch der 
von ihm entwickelte Begriff das Phänomen der neuzeitlichen Revolution charakte­
risieren soll.

5 Zur Entstehung des neuzeitlichen Revolutionsbegriffs grundlegend Griewank 
(Anm. 1), S. 187 ff.

6 Probleme, S. 156; vgl. etwa Lindner, S. 18; H. Marcuse, Ethik und Revolution, 
S. 131 f.; Johnson, S. 22, 26, 74 u. ö.; Dunn, S. XI; Friedrich, S. 5; Schwartz, A 
Theory, S. 112; oder Bravo, Revolutionsbild der Sozialisten vor Marx, S. 245.

7 Sofern „Industrielle Revolution" auf die industrielle Durchbruchsphase (take-off) 
begrenzt wird, scheint der Begriff durchaus gerechtfertigt zu sein, während er jeg­
liche definitorische Schärfe verliert, wenn man ihn auf den langfristigen Industria­
lisierungsprozeß bezieht. Ferd. Freiligrath umriß poetisch verklärt den Zeitfaktor 
so: „Jahrhunderte in den Raum zweier Wochen zusammengedrängtI" (R. Weber, 
Revolutionsbriefe, S. 42).

8 So auch Th. Schieder, Theorie der Revolution, S. 701. Vor allem Volker Rittberger 
(Sozialwissenschaftliche Theorien der Revolution) hat versucht, das Moment der 
Gewaltsamkeit aus der Revolutionsdefinition auszuklammem. Doch selbst er will 
dies nur deshalb, weil Gewalt jeder Gesellschaft immanent sei. Gewalt sei dem­
nach ein untaugliches Unterscheidungsmerkmal. Mir scheint, daß bei diesem An­
satz die qualitativen Unterschiede zwischen struktureller Status-quo-Gewalt und 
revolutionärer Anderungsgewalt in unzulässiger Weise verwischt werden. Theo­
dor Geiger (Masse und Aktion, S. 57, 60 f. vor allem) unterscheidet zwischen 
„revolutionärer Explosion" und der „Revolution selbst" (S. 60).
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tion als einen Wandlungsprozeß, der die politische und die soziale 
Struktur verändert, denn „daß unter Revolution eine politisch-soziale 
Totalumwälzung verstanden werden muß, ist seit den französischen 
Ereignissen nicht mehr bestritten"*.

In der Französischen Revolution bildete sich jedoch nicht nur der 
neuzeitliche Revolutionsbegriff aus, sondern unter dem Eindruck die­
ser Revolution setzte unter den deutschen Liberalen bereits im Vor­
märz, wie Michael Neumüller zeigt9 10, ein Prozeß der stetigen Einen­
gung und z. T. auch Perhorreszierung dieses Begriffs ein. Das prinzi­
piell Neue der Französischen Revolution: Die Dynamisierung der 
politisch-sozialen Strukturen zum Fortschrittsprinzip erhoben zu 
haben, wurde bereits in der vormärzlichen liberalen Historiographie 
immer stärker verengt, „so daß schließlich nur mehr die soziale 
Emanzipation des Bürgertums als die große Errungenschaft betrachtet 
wurde“11 12 13. Es bildete sich zudem die „Ideologie von den .natürlichen 
Bundesgenossen' Bürgertum und Monarchie heraus. Die Monar­
chie sollte allerdings konstitutionell beschränkt werden. Neumüller 
charakterisiert die liberale Revolutionstheorie des Vormärz als Kon­
zeption für eine „Art Reform-Revolution“1*, d. h. man zeigte sich 
einerseits bereit, eine Revolution zu nutzen, um die eigenen politi­
schen Reformziele gegen den Obrigkeitsstaat durchzusetzen, wollte 
aber andererseits nach dem Erreichen dieses klar begrenzten Ziels die 
Revolution beenden. Die konstitutionell beschränkte Monarchie sollte 
erhalten bleiben, um eine Ausweitung der politischen zur sozialen 
Revolution zu verhindern14. Eine solche „liberale Revolution“ — eine 
Revolution ohne radikale Eingriffe in das politische System, um den 
befürchteten sozialen Umsturz zu vermeiden — konnte nur in Zusam­
menarbeit von Bürgertum und Monarchie durchgesetzt werden, denn 
das bestehende politische System durfte nach dieser liberalen Revolu­
tionskonzeption nicht durch Beseitigung der Monarchie prinzipiell 
gesprengt, sondern das Bürgertum sollte politisch in dieses System 
voll integriert werden. Daß ein prinzipieller politischer Systemwech­
sel, der Übergang von der Monarchie zur Republik, in eine soziale

9 Th. Schieder, Problem der Revolution, S. 12» ähnlich Koselleck, Revolutionsbegriff, 
S. 833» Neumüller, S. 75; Seidler, 239 u. ö.

10 Dieser Vorgang, der sich natürlich nicht auf die deutschen Liberalen beschränkte 
(vgl. Deppe, Blanqui, S. 32 ff.), bedarf noch eingehender Studien. Die beste Vorar­
beit dazu bietet Neumüller. Als Beispiel für eine konservative Revolutionskritik s. 
U. Vogel. Vgl. zum folgenden auch Seidler, vornehmlich S. 310 ff.: zum Begriff der 
„Revolution von oben", der seit der französischen Revolution in Deutschland „in 
der Luft" (S. 310) gelegen habe; s. auch Wehler, Kaiserreich, S. 37.

11 Neumüller, S. 89.
12 Ebd. S. 190.
13 Ebd. S. 215 u. ö.
14 Ebd. S. 181, 183 f„ 191, 211, 215 u. ö.; ähnlich Seidler: schon vor 1848 tauchte der 

Begriff der „stillen, friedlichen Revolution" (S. 251 ff.) auf; sie unterschied sich 
von der Reform, die ohne Zutun der Untertanen freiwillig vom Herrscher ausgehe, 
nur dadurch, daß der Fürst die Veränderung erst auf Drohung der Untertanen hin 
vornehme (S. 253 f.). Für Württemberg s. u. A II, 2, zur Strategiediskussion inner­
halb des württ. Bürgertums im Jahre 1847.
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Revolution Umschlägen würde, die strikt abgelehnt wurde — das war 
die Lehre, welche die deutschen Liberalen, wie etwa Carl von Rot­
teck, Johann Gustav Droysen oder Friedrich Christoph Dahlmann, be­
reits im Vormärz aus der Französischen Revolution gezogen hatten. 
Die revolutionären Ereignisse von 1848 und 1849 faßten die Liberalen 
als Bestätigung ihres Revolutionsverständnisses auf. Der Revolutions­
begriff war für sie nun endgültig mit dem „Makel des Rechtsbruchs, 
des Terrors und des Verrats der Freiheit"15 16 17 18 19 belastet. Die gescheiterte 
Revolution von unten wirkte zudem als „Katalysator in jenem Prozeß, 
der im Vormärz schon begonnen hatte und dessen Inhalt die Ver­
schmelzung von Reform und Revolution zur Revolution von oben 
ist"18.

In modifizierter Weise unternahmen auch die Demokraten 1848/49 
den Versuch, den revolutionären Wandlungsprozeß auf die politische 
Ebene zu begrenzen17. Doch im Unterschied zu den Liberalen wollten 
sie die politische Revolution mittels der republikanischen Staatsform 
und des demokratisierten Wahlrechts in soziale Evolution transfor­
mieren. Sehr deutlich spricht diese Erwartung von den zwei Stufen 
des Wandlungsprozesses aus den folgenden Zeilen, die der Demokrat 
Rudolf Virchow am 1. Mai 1848 an seinen Vater richtete: „Darin habt 
Ihr recht, daß es wesentlich die Arbeiter sind, welche die Revolution 
entschieden haben, aber ich glaube, Ihr in den Provinzen denkt auch 
nicht genug daran, daß diese Revolution nicht eine einfach politische, 
sondern wesentlich eine soziale ist. Alles, was wir jetzt Politisches 
machen, die ganze Verfassung, ist ja nur die Form, in welcher die 
soziale Reform zustande kommen soll, das Mittel, durch welches der 
Zustand der Gesellschaft bis in ihre Grundlagen umgestaltet werden 
soll. Wenn wir das Politische fertig haben, dann wird das große Werk 
erst anfangen18."

Wie ist diese deutsche Revolution von 1848/49 zu charakterisieren, 
gemessen an dem skizzierten zeitgenössischen Revolutionsverständ­
nis, wie es sich auch in Deutschland seit 1789 ausgebildet hatte? Die 
Sozialwissenschaftler ziehen die europäischen Revolutionen des 19. 
Jahrhunderts allenfalls ganz am Rande in ihre Betrachtungen ein18. 
Eine Ausnahme bildet Sigmund Neumann, der von einer Revolution 
im „Kindergarten-Stadium"20 spricht. Der Historiker Rudolf Stadel­
mann, dem wir die wohl immer noch eindringlichste Gesamtbetrach­
tung zur deutschen Revolution von 1848/49 verdanken, kommt dieser

15 Schieder, Theorie der Revolution, S. 706.
16 Neumüller, S. 216.
17 Neumüller, S. 216.
18 R. Weber, Revolutionsbriefe, S. 136 f.; Hervorhebung von mir. Ähnlich F. Freilig­

rath, Mitredakteur der Neuen Rheinischen Zeitung und Mitglied des Bundes der 
Kommunisten; Brief v. 13. April 1848, ebd. S. 114. Vgl. für Württ. u. a. das Zitat 
auf S. 105 (Anm. 13).

19 S. vor allem Tanter/Midlarsky, Revolutionen, S. 422.
20 Structure and Strategy of Revolution, Zitat, S. 537.
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Charakterisierung erstaunlich nahe. Zwar habe 1848/49 „trotz vieler 
Einschränkungen" „psychologisch eine wirkliche Revolution"21 statt­
gefunden und alle typischen Merkmale eines Revolutionsverlaufs ge­
zeigt, doch andererseits spricht Stadelmann auch von der „Revolution 
des pustenden und schwitzenden Spießbürgers". Diese offensicht­
lichen Schwierigkeiten, die deutsche Revolution angemessen zu cha­
rakterisieren, sind wohl in erster Linie dadurch bedingt, daß die rück­
blickenden Betrachter ebenso wie die Zeitgenossen der Revolution 
von 1848/49 ein Revolutionsmodell vor Augen hatten, das sich seit 
1789 ausgebildet hatte und das seitdem als typisch galt22 23.

Gemessen am zeitgenössischen Revolutionsverständnis, durch wel­
ches das politische Verhalten von Liberalen und Demokraten in der 
Revolution wesentlich geprägt wurde, war die deutsche Revolution 
von 1848/49 in der Tat — wie Karl Marx und Friedrich Engels es for­
mulierten — „eine halbe Revolution"22. Sie war aber, präzisiert man 
dieses Diktum, nicht eine auf halbem Wege steckengebliebene Revo­
lution, sondern eine nach dem Willen der Liberalen und der großen 
Mehrheit der Demokraten von vornherein halbierte Revolution, d. h. 
eine Revolution, die nur das politische System verändern sollte. Ihr 
sollte jedoch, so sahen es die Demokraten, eine tiefergreifende 
soziale Evolution folgen, ermöglicht durch die revolutionäre Verän­
derung der politischen Verfassung. Während die Demokraten den 
politisch-sozialen Totalprozeß in einen revolutionären und einen evo­
lutionären Teil aufzuspalten versuchten, wollten die Liberalen den als 
typisch angesehenen Revolutionsverlauf auf halbem Wege abstoppen.

Aus der Tatsache, daß die Demokraten 1848/49 scheiterten, kann 
nicht gefolgert werden, daß ihre Konzeption von vornherein zum 
Scheitern verurteilt war. Sie scheint vielmehr eine durchaus realisti­
sche Möglichkeit gewesen zu sein, den ökonomischen Aufstieg des 
Bürgertums durch politisch-rechtliche Reformen zu ergänzen und zu­
gleich die Möglichkeit zur permanenten Reform in der Verfassung zu 
verankern. Diese Konzeption der Demokraten war zudem nicht eine 
rein voluntaristische Entscheidung, sondern sie korrespondierte mit 
dem bereits erreichten ökonomischen Status des Bürgertums; an einer 
sozialen Revolution konnte es nicht interessiert sein, in ihr hätte es 
nur verlieren können, was es bereits besaß. Auch das Kleinbürgertum 
strebte keine Sprengung des sozioökonomischen Systems an, sondern 

21 Revolution von 1848, S. 191. Die folgenden Zitate: S. 186, 187.
22 Es gilt aber zu betonen, daß die Zeitgenossen in aller Regel, ungeachtet dieser 

Vorstellung vom Modellcharakter der französischen Revolution, die Vorgänge von 
1848/49 als eine echte Revolution empfunden haben, wenngleich die Liberalen kei­
nen Zweifel daran ließen, daß spätestens mit der Bildung der Märzministerien die 
Revolution beendet sein und die Reform beginnen sollte. Das Haupt der württ. 
Liberalen, Friedrich Römer, ging allerdings so weit, den Ereignissen von 1848/49 
überhaupt den Charakter einer Revolution zu bestreiten (s. dazu B IV, 3); vgl. 
auch S. 189 f.

23 Neue Rheinische Zeitung Nr. 14 v. 14. Juni 1848, MEW 5, S. 65.
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